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Editorial  
 
Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
die DNA-Analytik hat sich in kürzester Zeit als Ermittlungsmethode etabliert. Spektakuläre 
Erfolge, beispielsweise bei Tötungsdelikten mit sexueller Tatmotivation, haben wiederholt die 
Diskussion um die Einführung der DNA-Analytik als fester Bestandteil der 
erkennungsdienstlichen Maßnahmen angestoßen. Generalstaatsanwalt Pflieger und 
Oberstaatsanwalt Striewisch, Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart, möchten mit ihrem Beitrag 
„Genetischer Fingerabdruck – Heute Ausnahme, morgen Standard bei ED-Maßnahmen“ zu einer 
Versachlichung der teilweise kontroversen Auseinandersetzung mit der Thematik beitragen. Im 
Mittelpunkt der Abhandlung steht eine rechtliche Betrachtung, verbunden mit der Forderung, die 
Identifizierung von Tatverdächtigen weiter zu entwickeln – nicht jedoch die Erstellung von so 
genannten Persönlichkeitsprofilen. 
 
Der damit korrespondierende Beitrag „Die DNA-Analyse – ein seit fast 20 Jahren bewährtes 
Beweismittel im Strafverfahren – wird mehr und mehr zur Ermittlungshilfe“ von Frau Dr. Pieper, 
Landeskriminalamt Brandenburg, veranschaulicht durch eine Reihe von Fallbeispielen die 
Möglichkeiten dieser Methode. 
 
Die Terroranschläge am 11. September 2001 in den Vereinigten Staaten haben uns auf 
schreckliche Weise ein terroristisches Phänomen ins Bewusstsein gerückt, das seither die 
Sicherheitsbehörden weltweit in Atem hält. Deutschland ist bislang von derartigen Fanaltaten 
verschont geblieben. Gleichwohl hat sich angesichts der Identifizierung einer Reihe von 
gewaltbereiten Islamisten gezeigt, dass auch wir Teil eines weltweiten Gefahrenraums sind. 
Dr. Albrecht, Direktor des saarländischen Landesamtes für Verfassungsschutz, setzt sich in 
seinem Beitrag „Al Qaida, eine transnationale Terrororganisation im Wandel“ mit den Phasen der 
Entstehung, den Hintergründen und Zielen dieser Organisation auseinander und zeigt aktuelle 
Bekämpfungsmaßnahmen auf. 
 
Er weist darauf hin, dass es für die westlichen Staaten höchst gefährlich wäre, wenn sie bei der 
Terrorabwehr zu sehr ihren Blick auf Gefahren richteten, die ihnen von außen drohen. Da „Al 
Qaida“ sich im Übergang von einer Organisation zu einer Ideologie befindet, werden nach seiner 
Auffassung die künftigen Risiken eher vor der eigenen Haustür entstehen.  
 
Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus wird auch am 10. und 11. Mai 2005 in Berlin im 
Mittelpunkt der alljährlichen Redaktionskonferenz stehen. Darüber hinaus werden sich die 
Teilnehmer mit der kontinuierlichen Fortentwicklung der Zeitschrift befassen. Diese Aspekte 
werden folglich auch die nächste Ausgabe inhaltlich bestimmen. 
 
Neben dem weltweiten islamistischen Terrorismus stellt die Organisierte Kriminalität weiterhin 
eine ernst zu nehmende Bedrohung dar. Vor diesem Hintergrund befasst sich Kriminaldirektor 
Klaus Mohr, Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz, mit dem Thema „Internationale polizeiliche 
Zusammenarbeit – Gemeinsame Ermittlungsgruppen – Quo vadis?“. 
 
Der Verfasser knüpft mit dem Beitrag an die Ausführungen von Daniel Mannweiler, 
Bundeskriminalamt Wiesbaden, an, der in der März-Ausgabe „Möglichkeiten und Grenzen des 
„file sharing“ zur Begehung oder Unterstützung von Straftaten“ dargestellt hat. 
Über eine Statusbeschreibung wesentlicher Bekämpfungsmaßnahmen, einschließlich der 
Problematisierung einiger rechtlicher und taktischer Aspekte, kommt er zu dem Ergebnis, dass 
organisatorische und kriminalistische Ins-trumentarien für die Bekämpfung der (Organisierten) 
Kriminalität konsequent fortentwickelt werden müssen. Dies gilt nicht nur für die Polizei, sondern 
auch und insbesondere für die Justiz. So werden beispielsweise Regelungen der internationalen 
Rechtshilfe zur Telefonkommunikationsüberwachungen, der Überwachung von Mobiltelefonen, 
zur Satellitenpeilung sowie zum Einsatz von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen 
reklamiert.  



 
Der Sozialwissenschaftler Gerhard Kuntze, Mainz, plädiert mit seinem Artikel „Evaluation und 
(Kriminal-) Prävention“ für die stärkere Berücksichtigung evaluativer Me-thoden bei der 
Projektierung von Präventionsmaßnahmen. Er beschreibt u.a., dass Evaluation als 
Austauschprozess, mit den Mitarbeitern gelebt werden muss. Der Sinn und Nutzen von 
Mehrarbeit wird dann deutlich, wenn tragbare Ergebnisse hervorgebracht worden sind und die 
Mitarbeiter/ -innen ihren Fähigkeiten entsprechend eingebunden wurden.  
 
Frank D. Stolt, Sachverständiger für Brand- und Explosionsursachenermittlung, beschreibt in 
seinem Artikel „Brandursachenermittlung – Erfahrung oder Wissenschaft“ die zunehmende 
Komplexität bei der Fallbearbeitung. Die vielfältigen wissenschaftlichen Verfahren und 
Technologien haben die Brandursachenermittlung weiter professionalisiert. Damit geht allerdings 
die Herausforderung einher, dass sich der Ermittler nicht nur diesen Perspektiven gegenüber 
öffnet, sondern sie konsequent in seine Arbeit einbindet. 
 
Der Beruf des Polizeibeamten ist überaus facettenreich und bringt in vielen Bereichen ein 
extremes Konfliktpotenzial mit sich, das in persönliche Krisen münden kann. Anja Smetanin, 
Klinische Betriebsgesellschaft Oberberg, greift mit ihrem Beitrag „Polizisten in der Krise“ diese 
Problematik auf, die bereits die April-Ausgabe von „Deutsche Polizei“ unter dem Titel „Angst im 
Polizeialltag“ bestimmt hat. Sie beschreibt Ursachen und stellt konkrete Möglichkeiten einer 
psychosomatischen Therapie vor.  
 
 
Ihr 
Herbert Klein 
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I. Einleitung 
 
Die Desoxyribonukleinsäure-Analyse – kurz DNA-Analyse – ist aus dem Instrumentarium moderner 
Ermittlungsmethoden nicht mehr wegzudenken. Nicht nur, aber insbesondere bei der Aufklärung von 
Gewaltverbrechen liefern DNA-Untersuchungen oft den entscheidenden Beweis. Es verwundert daher 
nicht, dass solche Fälle immer wieder Forderungen nach einer konsequenteren Erhebung und 
Nutzung des genetischen Fingerabdrucks nach sich ziehen. Eindrucksvoll zeigte sich dies zuletzt im 
Zusammenhang mit der gewaltsamen Tötung des Münchener Modeschöpfers Rudolph Moshammer. 
Die zügige Aufklärung der Tat mit Hilfe der DNA-Analyse führte schnell zu Diskussionen über eine 
Ausweitung der gesetzlichen Regelungen. Ein Großteil der Auseinandersetzungen fand über die 
Medien in öffentlichkeitswirksamer, emotionaler Weise statt. Eine Versachlichung der Diskussion, in 
der es schließlich um für die Sicherheit der Bevölkerung bedeutsame Fragestellungen geht, ist 
geboten. Hierzu möchten wir mit einer kleinen Abhandlung einen Beitrag leisten. 
 
 
II. Ausgangslage 
 
1. Allgemeines 
Vorschriften über die DNA-Analyse wurden erstmals durch das Strafverfahrensänderungsgesetz - 
DNA-Analyse vom 17.03.19971 in die Strafprozessordnung eingestellt. Die Erhebung des genetischen 
Fingerabdrucks zum Nachweis der Identität des Spurenverursachers ist mittlerweile fester Bestandteil 
der Praxis der Ermittlungsbehörden. Die Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters zu Zwecken 
der Identitätsfeststellung in künftigen Strafverfahren und dessen Speicherung in der DNA-Datei des 
Bundeskriminalamts haben sich als besonders wirksames Mittel zur Aufklärung von Straftaten 
erwiesen. 
 
Fast täglich werden Fälle bekannt, in denen mit Hilfe des genetischen Fingerabdrucks selbst 
Jahrzehnte zurückliegende Verbrechen aufgeklärt werden konnten. So wurde im Januar 2005 ein 
früherer Justizbeamter vom Landgericht Heilbronn wegen Mordes an einem zwölfjährigen Mädchen im 



Jahr 1984 zu lebenslanger Haft verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass der Angeklagte 
das Mädchen auf dem Heuboden eines Reiterhofs missbraucht und es anschließend aus Angst vor 
einer Entdeckung der Tat erdrosselt hatte. Erst durch neue gentechnische Untersuchungs-
möglichkeiten konnte das damals gesicherte und seither archivierte Spurenmaterial genauer analysiert 
werden. Dadurch kamen die Ermittlungsbehörden auf die Spur des bereits unmittelbar nach der Tat 
zum Kreis der Verdächtigen zählenden Angeklagten2. Wenige Tage später verurteilte das Landgericht 
Ellwangen einen 45-Jährigen wegen eines 23 Jahre zurückliegenden Mordes zu lebenslanger Haft. 
Nach Überzeugung des Gerichts hatte der Angeklagte das damals 21 Jahre alte Opfer vergewaltigt 
und erdrosselt. Jahre nach der Tat vergewaltigte der Angeklagte eine weitere Frau. Im 
Zusammenhang mit diesem Delikt wurde ihm eine Speichelprobe entnommen, die schließlich auch mit 
den am Tatort des Mordes sichergestellten Spuren abgeglichen wurde3. 
 
Dass die DNA-Analyse nicht nur der Tataufklärung dient, sondern auch präventiv wirken kann, belegt 
folgender Fall: Im Jahr 1973 wurde eine 16-jährige Schülerin aus Ulm getötet. Seinerzeit wurden an 
der Kleidung des Opfers Körpersekrete gesichert, die viele Jahre später einer DNA-Analyse 
unterzogen werden konnten. Im Januar 2000 wurden eine Reihe von Personen aus dem damaligen 
Umfeld des Opfers schriftlich gebeten, freiwillig eine Speichelprobe für einen Spurenabgleich 
abzugeben. Unter den angeschriebenen Personen befand sich ein 44-jähriger Ulmer, der sich –
 offenkundig unter dem Druck der bevorstehenden Untersuchung und aus Angst vor Entdeckung – der 
Staatsanwaltschaft stellte und gestand, seine damalige Schulfreundin getötet zu haben. Vor dem 
Hintergrund dieses Falles erscheint es nicht zweifelhaft, dass sich zumindest eine ganze Reihe 
potentieller Wiederholungstäter, deren DNA-Muster bereits in der DNA-Datei registriert ist, von der 
Begehung weiterer Straftaten abhalten lassen, da sie befürchten müssen, mit großer 
Wahrscheinlichkeit der DNA-Analyse zugängliche Spuren am Tatort zu hinterlassen. 
 
Seit Einrichtung der DNA-Analyse-Datei beim Bundeskriminalamt im April 1998 wurden über 
370.000 Personen- und Spurendatensätze (Stand: Ende September 2004) eingegeben und 
gespeichert, nämlich DNA-Identifizierungsmuster von etwa 310.000 Personen und von mehr als 
62.000 Tatortspuren. Im Monat kommen etwa 6.000 bis 7.000 Datensätze dazu. Mit Zunahme der 
Datensätze ist kontinuierlich auch die Häufigkeit der Treffer gestiegen. Es muss daher Ziel sein, die 
Datenbasis weiter zu verbreitern. 
 
2. Gegenstand der DNA-Untersuchung 
Bei der forensischen Untersuchung stützt man sich auf den Vergleich so genannter 
Längenpolymorphismen. Das sind Teile der DNA, die in den Zellen einer Person konstante Längen, in 
der Bevölkerung aber Variationen aufweisen. Das DNA-Identifizierungsmuster wird heute 
hauptsächlich durch Untersuchung bestimmter Abschnitte, der sog. short tandem repeats (STRs), 
unterschiedlicher Chromosomen bestimmt. Diese Teile finden sich ausschließlich in dem nicht-
codierenden Bereich der DNA, der etwa 98% ausmacht, während 2% der DNA codierend sind. Nur 
aus dem codierenden Bereich können die Informationen über ein Lebewesen gewonnen werden, die 
nicht von der Umwelt bestimmt werden (z.B. Augenfarbe, Körpergröße). Von dieser Möglichkeit ist der 
aktuelle Stand der Wissenschaft aber noch weit entfernt. Demgegenüber ist es derzeit nicht möglich, 
aus dem – bei der DNA-Analyse allein untersuchten – nicht-codierenden Bereich außer hinsichtlich 
der Geschlechtsbestimmung aussagekräftige Hinweise über körperliche oder gar geistige oder 
charakterliche Eigenschaften eines Menschen zu erhalten. 
 
3. Rechtliche Grundlagen 
Die gesetzlichen Grundlagen über die DNA-Analyse finden sich insbesondere in §§ 81 e bis 81 g StPO 
sowie im DNA-Identitätsfeststellungsgesetz (DNA-IFG). § 81 e StPO regelt die Voraussetzungen für 
die molekulargenetische Untersuchung in laufenden Ermittlungsverfahren. Danach sind 
molekulargenetische Untersuchungen an dem nach § 81 a StPO von dem Beschuldigten erlangten 
Material zur Feststellung der Abstammung oder der Tatsache, ob aufgefundenes Spurenmaterial von 
dem Beschuldigten oder dem Verletzten stammt, zulässig. An dem von Dritten nach § 81 c StPO 
erlangten Material ist die DNA-Analyse unter denselben Voraussetzungen erlaubt. Durch das am 
01.04.2004 in Kraft getretene Gesetz vom 27.12.2003 zur Änderung der Vorschriften über die 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung und zur Änderung anderer Vorschriften4 wurde die 
Regelung dahingehend erweitert, dass die DNA-Analyse auch zur Bestimmung des Geschlechts der 
Person zulässig ist. Im Übrigen ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten.  
 
Der vorliegend vor allem interessierende § 81 g StPO – bezüglich bereits verurteilter Personen in 
Verbindung mit § 2 DNA-IFG – legt die engen Voraussetzungen fest, unter denen einem 
Beschuldigten zum Zweck der Identitätsfeststellung in künftigen Strafverfahren Körperzellen 



entnommen, diese molekulargenetisch untersucht und das Identifizierungsmuster gespeichert werden 
dürfen. Der Betroffene muss eine sog. Anlasstat, also eine Straftat von erheblicher Bedeutung oder 
eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung5, begangen haben. Von ihm müssen weitere Taten 
von erheblicher Bedeutung zu erwarten sein (sog. qualifizierte Negativprognose). Es gilt – wie im 
Übrigen auch bei § 81 e StPO – der Richtervorbehalt. 
 
Überlegungen, die eine konsequentere Erhebung und Nutzung des genetischen Fingerabdrucks zum 
Gegenstand haben, sind unvollständig, wenn nicht die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts einbezogen wird. Das Bundesverfassungsgericht hat bereits mehrfach Entscheidungen zur 
DNA-Analyse getroffen6. In dem Beschluss vom 14.12.2000 hat das Gericht die Verfassungsmäßigkeit 
der Speicherung des genetischen Fingerabdrucks bei verurteilten Straftätern gemäß § 2 DNA-IFG 
i.V.m. § 81 g StPO bestätigt. Ein – auch aufgrund eines Gesetzes unzulässiger – Eingriff in den 
absolut geschützten Kernbereich der Persönlichkeit liege nicht vor. Dies gelte jedenfalls, solange sich 
die Eingriffsermächtigung nur auf den nicht-codierenden Anteil der DNA beziehe, ausschließlich die 
Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters zum Zweck der Identitätsfeststellung in künftigen 
Strafverfahren vorgenommen und das Genmaterial nach der Feststellung des DNA-
Identifizierungsmusters vernichtet werde. In diesem Zusammenhang sieht das Gericht Parallelen zum 
Daktylogramm, dem herkömmlichen Fingerabdruck, führt aber weiter aus: Entscheidend sei, dass 
durch die Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters anhand des Probenmaterials, das gemäß § 
81 g Abs. 2 StPO anschließend zu vernichten sei, Rückschlüsse auf persönlichkeitsrelevante 
Merkmale wie Erbanlagen, Charaktereigenschaften oder Krankheiten des Betroffenen, also ein 
Persönlichkeitsprofil, nicht ermöglicht würden.  
 
Die Feststellung, Speicherung und (künftige) Verwendung des DNA-Identifizierungsmusters greife 
allerdings in das durch Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG verbürgte Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung ein. Dieses Recht gewährleistet die aus dem Gedanken der 
Selbstbestimmung folgende Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und 
innerhalb welcher Grenzen persönliche Lebenssachverhalte offenbart werden. Es gewähre seinen 
Trägern Schutz gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung oder Weitergabe der auf sie 
bezogenen, individualisierten oder individualisierbaren Daten. Der Eingriff diene aber der 
Erleichterung der Aufklärung künftiger Straftaten von erheblicher Bedeutung und damit einer an 
rechtsstaatlichen Garantien ausgerichteten Rechtspflege, der ein hoher verfassungsrechtlicher Rang 
zukomme und daher einen solchen Eingriff grundsätzlich zulasse.  
 
Die vorsorgliche Beweisbeschaffung nach § 2 DNA-IFG i.V.m. § 81 g StPO verstoße auch nicht gegen 
das Übermaßverbot. Sie knüpfe an eine vorangegangene Verurteilung des Betroffenen 
wegen einer Straftat von erheblicher Bedeutung an und setze die auf bestimmte Tatsachen gestützte 
Prognose voraus, dass gegen ihn künftig weitere Strafverfahren wegen Straftaten von erheblicher 
Bedeutung zu führen sein werden. Auf diese Weise werde die Maßnahme auf besondere Fälle 
beschränkt. Das Interes-se des Betroffenen an effektivem Grundrechtsschutz werde durch den 
Richtervorbehalt gemäß § 81 g Abs. 3 und § 81 a Abs. 2 StPO berücksichtigt, der die Gerichte zur 
Einzelfallprüfung zwinge.  
 
Bei der Prüfung eines Verstoßes gegen das Übermaßverbot misst das Bundesverfassungsgericht 
ersichtlich dem jeweiligen Stand der Wissenschaft und dem Umstand Gewicht bei, dass es sich nach 
geltendem Recht um eine auf besondere Fälle beschränkte Maßnahme handelt. Die Ausführungen 
des Gerichts lassen –so jedenfalls unser Eindruck – Unbehagen gegen eine allzu extensive 
Ausweitung der DNA-Analyse erkennen. 
Konkrete Handlungsanweisungen für den Gesetzgeber mit Blick auf eine Ausweitung des genetischen 
Fingerabdrucks lassen sich den Entscheidungen aber nicht mit hinreichender Deutlichkeit entnehmen. 
Für das Gericht bestand auch kein Grund, sich insoweit zu äußern. 
 
 
III. Erweiterung der Anwendung des genetischen Fingerabdrucks 
 
Eine konsequentere Nutzung der mit der DNA-Analyse verbundenen Möglichkeiten muss zum einen 
bei einer Vereinfachung des Verfahrens ansetzen. So ist ein umfassender Richtervorbehalt, wie er 
sich im geltenden Recht findet, nicht erforderlich. Ein richterlicher Beschluss ist etwa entbehrlich, 
wenn es um die Untersuchung von anonymem Spurenmaterial in laufenden Ermittlungsverfahren geht 
(vgl. §§ 81 e, 81 f Abs. 1 Satz 2 StPO). In diesen Fällen enthält das DNA-Identifizierungsmuster 
wegen der fehlenden Verknüpfung mit den Personalien des Spurenverursachers keine Hinweise auf 
dessen Person und stellt somit keine unter dem Aspekt des Datenschutzes sensible 



personenbezogene Angabe dar. Auch bedarf es keiner Entscheidung eines Richters, wenn die 
betroffene Person nach vorheriger umfassender Belehrung ihr Einverständnis erklärt hat. 
 
Zum anderen kann die Effizienz der DNA-Datei als Instrument insbesondere der Aufklärung, aber 
auch der Verhinderung künftiger Straftaten nur durch eine erhebliche Verbreiterung der Datenbasis 
deutlich erhöht werden. Dies erfordert eine Änderung der Vorschriften, welche die Voraussetzungen 
für die Erhebung und Speicherung des genetischen Fingerabdrucks in der DNA-Datei regeln. 
 
1. Angleichung des genetischen Fingerabdrucks an die erkennungsdienstliche Behandlung nach § 81 b 
StPO 
Die Regelung der Erhebung und Speicherung des DNA-Identifizierungsmusters als Standard-
maßnahme der erkennungsdienstlichen Behandlung würde zweifelsohne zu einer weiteren 
erheblichen Effizienzsteigerung führen und ist daher anzustreben. Auf eine entsprechende 
Gesetzesänderung zielt etwa ein im Bundesrat eingebrachter Gesetzesantrag der Länder Hessen, 
Bayern, Hamburg, Saarland und Thüringen vom 03.02.20057.  
 
Eine solche Gleichsetzung bedeutet aber – was in der öffentlichen Diskussion oft vergessen wird – 
keineswegs, dass ein genetischer Fingerabdruck immer schon dann erhoben werden dürfte, wenn 
eine Straftat begangen worden ist. Nach § 81 b Alt. 2 StPO dürfen Lichtbilder und Fingerabdrücke des 
Beschuldigten gegen seinen Willen nur aufgenommen und Messungen und ähnliche Maßnahmen nur 
an ihm vorgenommen werden, soweit es für die Zwecke des Erkennungsdienstes notwendig ist. Die 
Notwendigkeit erkennungsdienstlicher Maßnahmen bemisst sich danach, „ob der anlässlich des 
gegen den Betroffenen gerichteten Strafverfahrens festgestellte Sachverhalt nach kriminalistischer 
Erfahrung angesichts aller Umstände des Einzelfalls Anhaltspunkte für die Annahme bietet, dass der 
Betroffene künftig oder anderwärts gegenwärtig mit guten Gründen als Verdächtiger in den Kreis 
potentieller Beteiligter an einer noch aufzuklärenden strafbaren Handlung einbezogen werden könnte 
und dass die erkennungsdienstlichen Unterlagen die dann zu führenden Ermittlungen – den 
Betroffenen schließlich überführend oder entlastend – fördern könnten“8. Die Zulässigkeit eines 
genetischen Fingerabdrucks wäre somit an durchaus strenge Kriterien geknüpft, die nach unserer 
Einschätzung auch vor dem Bundesverfassungsgericht bestehen könnten.  
 
Zum einen geht das Bundesverfassungsgericht in der bereits zitierten Entscheidung vom 14.12.20009 
selbst von einer Vergleichbarkeit zwischen genetischem und herkömmlichem Fingerabdruck aus. Zum 
anderen besteht bei der DNA-Analyse keine erhöhte Missbrauchsgefahr. Unabhängig davon, dass 
molekulargenetische Untersuchungen über die Erhebung des DNA-Identifizierungsmusters hinaus mit 
einem von vielen Labors nicht leistbaren Aufwand verbunden sind, enthält § 81 e Abs. 1 StPO eine 
eindeutige Regelung, worauf sich die DNA-Analyse allein erstrecken darf. Hinzu kommen strenge 
Bestimmungen über die Durchführung der Untersuchung und die Anonymisierung des 
Untersuchungsmaterials (§ 81 f Abs. 2 StPO). Der eher theoretischen Missbrauchsgefahr könnte, um 
verbleibenden Bedenken Rechnung zu tragen, zusätzlich durch die Schaffung eines strafbewehrten 
Verbotstatbestandes begegnet werden. 
 
Ebenfalls nicht überzeugend ist das Argument, dem DNA-Identifizierungsmuster komme ein 
gegenüber dem herkömmlichen Fingerabdruck erhöhter Beweiswert zu, weshalb die 
Übereinstimmung einer an einem Tatort aufgefundenen DNA-Spur mit einem in der DNA-Datei 
gespeicherten Muster mit weitaus gravierenderen Folgen als bei einem gewöhnlichen Fingerabdruck 
verbunden sein könne. Werde nämlich der Verdacht auf eine Person gelenkt, die mit der Tat nichts zu 
tun habe, werde es für diese angesichts des ungleich größeren Beweiswerts schwierig, die 
Ermittlungsbehörden von ihrer Unschuld zu überzeugen. Praktisch wirke der Treffer so wie eine 
Beweislastumkehr. Dies sei deshalb besonders gravierend, weil DNA-Spuren rein zufällig, etwa durch 
Zwischenträger, an den Tatort gelangen könnten oder gar von dem richtigen Täter eine falsche Spur 
gelegt werden könne. Dem ist entgegenzuhalten, dass ein genetischer Fingerabdruck immer im 
Kontext der weiteren Ermittlungsergebnisse und unter Berücksichtigung der vorstehend geschilderten 
Problematik beurteilt wird. Im Zweifel ist für den Angeklagten zu entscheiden. Hinzu kommt, dass die 
Spur als solche gleichwohl erhoben wird und nur aufgrund einer gegebenenfalls fehlenden 
Registrierung in der DNA-Datei nicht zugeordnet werden kann. Es erscheint aber 
deutlich problematischer, wenn eine Zuordnung möglicherweise erst viele Jahre später erfolgt und 
dann eine Entlastung vielleicht wesentlich schwieriger wird. Umgekehrt können die in der DNA-Datei 
erfassten Personen in der Regel als entlastet angesehen werden, wenn der Abgleich der eingestellten 
DNA-Identifizierungsmuster mit einem anlässlich einer neuen Straftat erstellten genetischen 
Fingerabdruck nicht zu einem Treffer führt. Auch dieser Entlastungseffekt spricht für eine Ausweitung 
der DNA-Analyse. 



 
2. Einzelne Korrekturen 
Die Forderung der Gleichstellung des genetischen mit dem herkömmlichen Fingerabdruck beinhaltet 
der Sache nach die Aufgabe des Erfordernisses einer Anlasstat von – abgesehen von den in § 81 g 
Abs. 1 Nr. 2 StPO angeführten Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung – erheblicher 
Bedeutung und eine Reduzierung der Anforderungen an die Negativprognose. Eine derart 
weitreichende Neuregelung ist im Hinblick auf die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag derzeit nicht zu 
erwarten. Einzelne Änderungen des geltenden Rechts erscheinen aber möglich. 
 
In der Diskussion ist zum einen die Ausdehnung der Anlasstaten – etwa durch die völlige Streichung 
des Tatenkatalogs oder jedenfalls dessen Erweiterung auf die wiederholte Begehung für sich 
genommen nicht erheblicher Straftaten unter Beibehaltung des Erfordernisses der qualifizierten 
Negativprognose. Untersuchungen hätten – so die Begründung – gezeigt, dass sexuelle Gewalttäter 
keineswegs typischerweise zunächst durch Begehung sexueller Belästigungsdelikte auffielen, 
sondern zu einem hohen Prozentsatz vor der ersten Sexualstraftat unterschiedlichste Delikte 
begingen. Die zum 01.04.2004 erfolgte Ausweitung des Anlasstatenkatalogs auf –  nicht notwendig 
erhebliche – Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung werde dem nicht gerecht, greife 
vielmehr zu kurz. 
 
Zum anderen wird über einen Verzicht auf eine qualifizierte Negativprognose, aber die Beibehaltung 
des Anlasstatenkatalogs nachgedacht. Maßgeblich ist insoweit die Überlegung, dass die derzeitigen 
Voraussetzungen der qualifizierten Negativprognose nach § 81 g StPO nicht erforderlich seien, weil 
auch weniger erhebliche Zieltaten schon im Interesse zukünftiger Opfer schnell und zuverlässig 
aufgeklärt werden sollten. 
 
Vor dem Hintergrund, dass das Ziel einer Gesetzesänderung eine erhebliche Verbreiterung der 
Datenbasis der DNA-Datei sein sollte, gehen beide Ansätze sicherlich in die richtige Richtung. Die 
qualifizierte Negativprognose erfordert aber eine einzelfallbezogene Beurteilung, in die zwar auch 
kriminalistisch und kriminologisch anerkannte Erfahrungssätze einzufließen haben. Neben der 
Erkenntnis, dass Täter schwerwiegender Delikte davor zunächst oft durch Begehung unterschiedlicher 
und weniger erheblicher Straftaten auffallen, sind aber jeweils Art und Ausführung der Anlasstat und 
die Persönlichkeit des Täters einzubeziehen (§ 81g Abs. 1 StPO). Die Begründung wird in der Regel 
umso schwieriger sein, je weniger gewichtig die Anlasstaten sind, in vielen Fällen daher nicht zum 
Erfolg führen. Selbst bei einer Streichung des Anlasstatenkatalogs oder jedenfalls dessen Erweiterung 
auf die wiederholte Begehung für sich genommen nicht erheblicher Straftaten wird das Erfordernis der 
qualifizierten Negativprognose daher einer deutlichen Ausweitung des genetischen Fingerabdrucks 
entgegenstehen. Wird demgegen-über der Anlasstatenkatalog – bei Verzicht auf die qualifizierte 
Negativprognose – beibehalten, sind die Möglichkeiten für eine Erhebung und Speicherung des DNA-
Identifizierungsmusters von vornherein auf die Fälle beschränkt, in denen eine solche Anlasstat 
begangen wurde. 
 
Die aufgezeigten Vorschläge für einzelne Korrekturen erscheinen daher nicht entscheidend 
weiterführend.  
 
3. Abgleich mit DNA-Datei nur bei schweren Straftaten 
Will man eine deutlich breitere Datenbasis erhalten, andererseits aber Bedenken der politischen 
Entscheidungsträger und möglicherweise auch des Bundesverfassungsgerichts nach einer zu 
weitgehenden Anwendung der mit der DNA-Analyse verbundenen Möglichkeiten Rechnung tragen, 
sehen wir einen – soweit ersichtlich bisher nicht diskutierten – Ansatz darin, die Erhebung und 
Speicherung eines DNA-Identifizierungsmusters unter denselben Voraussetzungen wie sonstige 
erkennungsdienstliche Maßnahmen zu erlauben, den Abgleich mit einer in einem laufenden Verfahren 
gesicherten Spur aber nur dann zuzulassen, wenn es um die Aufklärung schwerer Straftaten geht. 
Eine ähnliche Systematik findet sich bei der Telefonüberwachung, bei der gemäß § 100 b Abs. 
V StPO folgende Regelung gilt: Die durch die Telefonüberwachung erlangten personenbezogenen 
Informationen dürfen in anderen Strafverfahren zu Beweiszwecken nur verwendet werden, soweit dies 
zur Aufklärung einer der in § 100 a StPO genannten Straftaten erforderlich ist. Eine solche per 
„Kataloglösung“ eingeschränkte Beweisverwertung würde bei der DNA-Analyse zwar hinter dem 
derzeitigen Rechtszustand zurückbleiben, weil nach § 81 e StPO molekulargenetische 
Untersuchungen grundsätzlich zur Aufklärung jeder Straftat zulässig sind, wenn der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Einzelfall nicht entgegensteht. Dieser vermeintliche Rückschritt 
würde aber mehr als aufgewogen, wenn auf der anderen Seite die Grundlagen zur Aufklärung 
schwerer Straftaten erheblich erweitert würden. Wir hielten es beispielsweise für hinnehmbar, dass die 



an einer Briefmarke gesicherten Speichelreste des Absenders eines anonymen Briefes beleidigenden 
Inhalts nicht zum Zweck eines Abgleichs mit der DNA-Datei molekulargenetisch untersucht werden 
dürfen, falls es andererseits möglich wäre, einen Mörder oder Sexualstraftäter, der im Vorfeld nur 
wegen kleinerer Diebstahlsdelikte aufgefallen und von dem deshalb ein genetischer Fingerabdruck 
erhoben und gespeichert worden ist, aufgrund einer am Tatort sichergestellten Spur alsbald zu 
identifizieren. Nur um Missverständnissen vorzubeugen: Selbstverständlich ist es erforderlich, auch 
Straftaten der einfachen und mittleren Kriminalität möglichst schnell und sicher aufzuklären und sich 
dazu moderner Ermittlungsmethoden zu bedienen. Ist aber die Regelung der Erhebung und 
Speicherung des DNA-Identifizierungsmusters als Maßnahme der erkennungsdienstlichen 
Behandlung aus verfassungsrechtlichen Gründen problematisch oder aus politischen Gründen nicht 
durchsetzbar, müsste einer Ausweitung mit dem Ziel der Aufklärung und Verhinderung schwerer 
Straftaten Priorität zukommen. Als Katalogtaten, bei denen ein Abgleich zulässig wäre, kämen die 
Tatbestände aus der Anlage zu § 2 c DNA-IFG in Betracht. 
 
 
IV. Fazit 
 
Aus Sicht der Strafverfolgungsbehörden besteht ein dringendes Bedürfnis für eine noch effizientere 
Nutzung der DNA-Datei. Neben Vereinfachungen des Verfahrens sind die gesetzlichen 
Bestimmungen mit dem Ziel einer wesentlichen Verbreiterung der Datenbasis zu ändern. Die 
Regelung der Erhebung und Speicherung des DNA-Identifizierungsmusters als Standardmaßnahme 
der erkennungsdienstlichen Behandlung gemäß § 81 b Alt. 2 StPO halten wir für den richtigen Weg. 
Sollte eine entsprechende Gesetzesänderung nicht durchsetzbar sein, müssen bei einer Prüfung von 
Alternativen auch bisher nicht diskutierte Ansätze einbezogen werden. Dazu gehört die Überlegung, 
die Erhebung und Speicherung eines DNA-Identifizierungsmusters unter denselben Voraussetzungen 
wie sonstige erkennungsdienstliche Maßnahmen zu erlauben, den Abgleich mit einer in einem 
laufenden Verfahren gesicherten Spur aber nur dann zuzulassen, wenn es um die Aufklärung 
schwerer, im Gesetz näher zu bestimmender Straftaten geht. 
 
 
Fußnoten 
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Die Aufgabe der gerichtsbiologischen Spurenuntersuchung als Bestandteil der wissenschaftlichen 
Kriminaltechnik besteht darin, den „maximalen Informationsgehalt“ der biologischen Spuren für die 
Ermittlungsbehörden und für die Beweisführung in be- und entlastender Hinsicht zu erschließen. Die 
biologischen Spuren, wie z. B. Blut-, Sekret- und Gewebespuren, spielen insbesondere bei Straftaten 
gegen das Leben und die Gesundheit eine entscheidende Rolle. Aber auch bei vielen Straftaten der 
Massenkriminalität werden entsprechende Spuren gesichert. Die klassischen 
Untersuchungsmethoden, bei denen für die Vergleichsuntersuchung polymorphe Proteine (z. B. 
Haptoglobin), Enzyme (z. B. Phosphoglucomutase), Antigene oder Antikörper (z. B. ABO-
Blutgruppenbestimmung) genutzt wurden, konnten dem Wunsch der Ermittlungsbehörde nach einer 
eindeutigen Identifizierung des Spurenverursachers nicht gerecht werden.  
 
Erst mit der Nutzung der im Zellkern enthaltenen DNS (Desoxyribonukleinsäure) bzw. englisch DNA 
(Desoxyribonucleic Acid) durch den Engländer Alec J. Jeffreys Mitte der achtziger Jahre wurde die 
gerichtsbiologische Spurenanalyse revolutioniert, was zu einer wesentlichen Steigerung der 
Bedeutung der Typisierung von biologischen Materialien im Rahmen der Verbrechensbekämpfung 
führte. Ein großer Vorteil des DNA-Moleküls ergibt sich daraus, dass es im Gegensatz zu Proteinen, 
Enzymen, Antigenen und Antikörpern wesentlich unempfindlicher gegenüber Abbau- und 
Alterungsprozessen ist, denen Spuren naturgemäß unterliegen. Aber insbeson-dere die Etablierung 
von PCR-abhängigen (Polymerase-Chain-Reaction-Polymerasekettenreaktion) DNA-Systemen führte 
auf Grund der großen Nachweisempfindlichkeit zu einer enormen Steigerung des Analyseerfolges. Die 
Untersuchungen erfolgen heute daher üblicherweise mittels der PCR-Technik. Außerdem gestattet die 
DNA-Analyse eine bisher unbekannte Qualität der Zuordnung von biologischen Spuren. Mit der 
Entdeckung von bestimmten kurzen Abschnitten im nicht codierenden Bereich des menschlichen 
Erbguts, die analog zum Fingerabdruck für jede Person – mit Ausnahme von eineiigen Zwillingen – ein 
individuelles Aussehen besitzen, ist es möglich, beliebige Spuren (Blut, Speichel, Sperma, 
Hautpartikeln, Haarwurzeln oder andere Gewebe mit kernhaltigen Zellen) mit hoher Zuverlässigkeit 
einem möglichen Tatverdächtigen, einem Opfer oder einem Zeugen zuzuordnen oder auch einen zu 
Unrecht Beschuldigten zu entlasten. Die dabei nachgewiesenen DNA-Merkmalskombinationen (DNA-
Profile) sind rechnergestützt speicherbar. Dies ist die Grundlage für die Nutzung dieser 
Merkmalskombinationen in Form einer Datenbank. 
 
Am 17. April 1998 hat der Präsident des Bundeskriminalamtes die Einrichtung der 
Verbundanwendung DAD „DNA-Analyse-Datei“ auf der Basis der Errichtungsanordnung (Stand 



16.04.1998) angewiesen. Die gesetzlichen Grundlagen für die „DNA-Analyse-Datei“ finden sich in den 
§§ 2 Abs. 4, 7 Abs. 1 und 8 Abs. 1,3 und 6 BKA-Gesetz. Die Standortentscheidung ist rechtlich und 
fachlich geboten, denn nur so kann das BKA seiner grundgesetzlichen Aufgabe gerecht werden, die 
notwendigen Informationen zur Verbrechensbekämpfung zusammenzuführen, auszuwerten und die 
Strafverfolgungsbehörden über das Ergebnis zu unterrichten. Sie bietet der Polizei und der Justiz 
neue Möglichkeiten der effektiven Verbrechensbekämpfung. Dies gilt vor allem für Straftaten mit 
Wiederholungscharakter. Insbeson-dere betroffen sind Sexualstraftaten mit oft großer 
Öffentlichkeitswirksamkeit, aber auch die Bekämpfung der Massen- bzw. Bandenkriminalität. Neben 
der direkten Identifizierung eines Spurenverursachers können bei Spurenübereinstimmung auch 
fallübergreifende Tatzusammenhänge erkannt werden. Zur Einstellung in die DAD ist die 
Untersuchung des Spuren- und Vergleichsmaterials in neun obligaten PCR-Systemen nötig [SE33, 
D21S11, VWA, TH01(TC11), D3S1358, D8S1179, D18S51, FIBRA(FGA)] und Amelogenin. 
 
Die grundsätzliche Zulässigkeit der DNA-Analyse von nicht codierenden Abschnitten zu 
Beweiszwecken in Strafverfahren hat der BGH bereits im Jahre 1990 in einem Grundsatzurteil (4 StR 
145/90) bestätigt. Ergänzend zur allgemeinen Rechtsgrundlage des § 81a Abs. 1 uns 2 StPO 
(Entnahme von Blutproben und Körperzellen) schuf der Gesetzgeber im März 1997 spezielle Normen, 
die die molekulargenetische Untersuchung regeln (§§ 81a Abs. 3, 81c Abs. 5, 81e und 81f – letztmalig 
geändert am 06.08.2002 – StPO). Außerdem erlaubt eine weitere Gesetzesänderung der StPO – das 
DNA-Identitätsfeststellungsgesetz, verkündet am 07.09.1998 – die Entnahme und Untersuchung von 
Körperzellen für Zwecke des Erkennungsdienstes und bei rechtskräftig Verurteilten. In derFolgezeit 
kam es zu kleineren Ergänzungen der Gesetze. 
 
Die Errichtung dieser Verbunddatei beim BKA führte auch zu neuen Anforderungen an die 
Kriminaltechnik und den Erkennungsdienst des Landeskriminalamtes Brandenburg. Der gesetzlichen 
Vorgabe zur organisatorischen Trennung wurde entsprochen, indem die Erfassungs- und 
Auswertestelle „DNA-Analyse-Datei“ beim Erkennungsdienst, Dezernat 44, eingerichtet wurde, 
während die DNA-Untersuchungen weiter-hin bei der Abteilung Kriminaltechnik, Sachgebiet 42.2, 
durchgeführt werden.  
 
Die Effektivität einer solchen Datei wird entscheidend dadurch bestimmt, wie schnell es gelingt, die 
DNA-Profile eines möglichst großen Personenkreises in die Datei einzustellen. Außerdem ist es 
wichtig, dass das Spurenmaterial auch im Stadium „unbekannt“ zur Untersuchung vorgelegt wird 
sowie wenn sinnvoll und möglich, „Altfälle“ erneut untersucht werden, denn nur dann kann die DAD 
ihrer Aufgabe als Ermittlungshilfe gerecht werden. All dies führte zu einem erheblichen Anstieg des 
Vorgangsaufkommens und damit zu der Notwendigkeit, die Analysekapazitäten durch 
Laborautomatisierung und Personalzuführung zu erhöhen. 
 
Ausdruck dafür, dass sich diese Bemühungen gelohnt haben, sind die mit Stand 20.04.2005 erzielten 
532 Landestreffer (d. h. der Suchdatensatz wurde durch das Land Brandenburg eingegeben und 
führte zu einem Treffer mit einem oder mehreren gespeicherten Datensätzen aus Brandenburg oder 
anderen Bundesländern) und 253 Bundestreffer (d. h. der Suchdatensatz wurde durch ein anderes 
Bundesland eingestellt und führte zu einem Treffer mit einem oder mehreren Datensätzen, wovon 

mindestens ein Datensatz 
durch das Land Brandenburg 
eingestellt wurde).  
 
So konnten u. a. in 
Brandenburg mit Hilfe von 
Datenbank-Treffern sechs 
Tötungsstraftaten (drei 
Sexualmorde aus 1986, 1988, 
1990, zwei Tötungsstraftaten 
aus 2001 und 2004 sowie ein 
versuchter Mord aus 2003) 
geklärt werden.  
Bundesweit wurden bis Ende 
Dezember 2004 insgesamt 
386899 DNA-
Identifizierungsmuster, 66798 
Spurendatensätze und 320101 



Personendatensätze, gespeichert. 
 
 
 
Beispielhaft sei an einigen Fällen aufgezeigt, wie die DAD zur Klärung von Straftaten beiträgt:  
 
Fall 1 
1996 wird die Geschädigte, die mit ihrem Auto unterwegs ist, zum Anhalten gezwungen, aus dem 
Auto gezerrt und durch drei männliche Personen vergewaltigt. Nach Mitnahme im Auto der Täter wird 
die Geschädigte später freigelassen. 
 
An dem gesicherten Spurenmaterial konnten DNA-Profile von drei männlichen Personen festgestellt 
werden.  
 
1.DNA-Profil des Spermaverursachers  
2.DNA-Profil des Verursachers der Fremdanhaftungen an den Fingernagelresten der Geschädigten 
3.DNA-Profil an einem Zigarettenrest vom Tatort und einer „Urinspur im Schnee“ 
 
Bis 1998 erhält das Landeskriminalamt Brandenburg Vergleichsmaterial von 20 Tatverdächtigen. 
Diese sind alle als Spurenverursacher auszuschließen.  
 
Mit Schreiben vom 23.07.1998 wird die Einstellung der DNA-Profile der Spuren in die DAD beantragt.  
 
Im August 2000 kommt es zu einem Treffer in der DAD, als ein wegen Raubes Verurteilter durch das 
Bundesland Sachsen in die Datenbank eingestellt wird. Nach Analyse der B-Probe wird im Gutachten 
des Landeskriminalamtes Brandenburg Übereinstimmung zum DNA-Profil des Spermaverursachers 
festgestellt. Der Beschuldigte kommt somit mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit als 
Verursacher der Spermaspuren in Betracht.  
 
Durch das Polizeipräsidium Cottbus werden im Zuge weiterer Ermittlungen Tatverdächtige festgestellt. 
Von drei dieser Personen wird Vergleichsmaterial an das Landeskriminalamt Brandenburg übersandt.  
 
Im Ergebnis der Vergleichsuntersuchung kommt einer der Tatverdächtigen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit als Verursacher der Fremdanhaftungen an den Fingernagelresten in Betracht. Ein 
Tatverdächtiger wird als Spurenverursacher ausgeschlossen. Der dritte ermittelte Tatverdächtige 
kommt mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit als Raucher des Zigarettenrestes in Frage. Er 
kann auch die „Urinspur im Schnee“ verursacht haben1.  
 
Die nunmehr ermittelten und den Spuren zugeordneten drei Tatverdächtigen sind unterdessen 
rechtskräftig verurteilt. 
 
Fall 2  
Im März 1997 wird ein Pkw Golf aus der Garage seiner Halterin gestohlen und später an einer 
abseitsgelegenen Verbindungsstraße aufgefunden. Das Auto wurde durch Kurzschließen in Betrieb 
genommen. Im Fahrgastraum wird ein Zigarettenrest aufgefunden. Die Halterin des Pkw’s gibt an, 
dass in ihrem Pkw nicht geraucht wird.  
 
Das an dem Zigarettenrest nachgewiesene DNA-Profil wird in die DAD eingestellt. Kurze Zeit später 
wird durch das LKA Mecklenburg-Vorpommern das DNA-Profil, festgestellt an Zigarettenresten, die im 
Zusammenhang mit einem Raub gesichert wurden, eingegeben. Dabei kommt es zum Treffer, d. h. 
beide Datensätze stimmen überein. Die an beiden Tatorten gefundenen Spuren stammen somit mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit von der gleichen Person2. Durch das LKA Niedersachsen 
wird im Jahr 1999 im Zusammenhang mit dem Verfahren „Verdacht des gemeinschaftlichen Raubes 
im Zeitraum zwischen dem 25.02.1997 und dem 12.03.1997 zum Nachteil von Banken, Sparkassen 
und Poststellen im norddeutschen Raum“ ein Tatverdächtiger untersucht. Als dessen DNA-Profil in die 
DAD eingestellt wird, kommt es zum Treffer mit den o. g. Datensätzen. Zum Vergleich der DNA-
Profile, festgestellt an der Spur aus dem Pkw Golf und am Vergleichsmaterial des Tatverdächtigen 
(zunächst untersucht durch das LKA Niedersachsen) wird durch das LKA Brandenburg ein Gutachten 
gefertigt. 
 



 
 
Fall 3 
Der zunächst unbekannte Täter verfolgt die Geschädigte mittels Pkw bis auf das Wohngrundstück. 
Dort überwältigt er die Geschädigte und vergewaltigt diese mehrfach. Die Geschädigte gibt an, dass 
sie zum Tatzeitpunkt noch Jungfrau war. Am Ereignisort und an der Bekleidung werden u. a. massive 
blutverdächtige Anhaftungen festgestellt. Des Weiteren zwingt der unbekannte Täter die Geschädigte 



den Bauch nach erfolgtem Samenerguss mittels ihrer Hose und ihres Slip abzuwischen. Diese 
Bekleidungsgegenstände können nie gefunden werden.   
 
An dem vorgelegten Spurenmaterial (insbesondere den Fingernagelresten der Geschädigten) konnte 
im Stadium „unbekannt“ Fremdmaterial einer männlichen Person nachgewiesen werden. Dieses DNA-
Profil wurde zunächst in die DAD eingestellt. Im Rahmen weiterer Ermittlungen wurde ein 
Tatverdächtiger festgestellt und eine Speichelprobe zur Vergleichsuntersuchung an das LKA 
Brandenburg übergeben. Der Beschuldigte kommt mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
als Verursacher der o. g. Fremdanhaftungen in Betracht.3 1999 wird das DNA-Profil des Beschuldigten 
daraufhin auf der Grundlage des § 81 g Abs. 1 StPO i.V.m. § 2 DNA-Identitätsfeststellungsgesetz in 
die DAD eingestellt. In der Folge kommt es zu zwei Treffern mit Spuren zu offenen Vorgängen des 
LKA Berlin (Sexualdelikte) – Spermaspur auf Nachthemd und Spermaspur auf Zellstoff, die retrograt 
untersucht wurden. Der Beschuldigte ist nach Information durch die zuständige Ermittlungsdienststelle 
einschlägig vorbestraft. Es wird außerdem vermutet, dass er möglicherweise weitere Sexualstraftaten 
begangen hat. 
 
Fall 4 
Im März 1993 trifft der Täter die Geschädigte, die zu diesem Zeitpunkt 11 Jahre alt ist, in einem 
Spielzeugladen und lockt sie in ein Waldstück. Unter Vorhalten eines Messers fesselte und 
vergewaltigte er sie. Es kann kein Tatverdächtiger ermittelt werden. 
 
Am Slip der Geschädigten wird das DNA-Profil des Spermaverursachers festgestellt und im März 
2001 zur Einstellung an die DAD übersandt. Bei der Einstellung kommt es zum Treffer mit dem bereits 
im Juni 2000 durch das Landeskriminalamt Brandenburg nach § 81 g Abs. 1 StPO i.V.m. § 2 DNA-
Identitätsfeststellungsgesetz eingestellten DNA-Profil eines mehrfach (nach 
Bundeszentralregisterauszug fünfmal) wegen Sexualdelikten verurteilten Serientäters. Die 
Untersuchung des erneut abgenommenen Vergleichsmaterials (B-Probe) ergibt ebenfalls 
Übereinstimmung. Die nachgewiesene DNA-Merkmalskombination kommt statistisch in der deutschen 
Population 1-mal unter ca. 42 Billiarden Personen vor. Der Beschuldigte ist somit mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit der Verursacher der Spermaspuren am Slip der Geschädigten.4 
 
Fall 5 
Im Jahr 1988 wurde die in Berlin-Marzahn wohnende 13-jährige Geschädigte auf dem Weg zu ihrer 
Großmutter von einem unbekannten Täter vergewaltigt, getötet und an einem Waldweg abgelegt. Der 
Täter konnte nicht ermittelt werden.  
 
Im Rahmen der Altfallaufarbeitung wurden im Jahr 2003 die noch vorhandenen Spurenmaterialien 
zusammengetragen und dem LKA Brandenburg zur Untersuchung übergeben. 
 
Unter Einsatz spezieller Vorproben auf Sperma konnten bis dahin nicht sichtbare Spermaspuren am 
Rock des Opfers festgestellt werden. Da die forensische DNA-Analyse mittlerweile eine hohe 
Empfindlichkeit aufweist, ließen sich auch diese kleinsten Spuren erfolgreich untersuchen. Nach 
Einstellung des DNA-Identifizierungsmusters des Spermaverursachers kam es zu einem Treffer mit 
einer bereits wegen Vergewaltigung vorbestraften Person. Nach erneuter Abnahme einer 
Speichelprobe des Beschuldigten wurde ein Behördengutachten erstellt. Der Beschuldigte räumte die 
Vergewaltigung ein, leugnete aber die Tötung des Mädchens. Das Landgericht Frankfurt (Oder) 
verurteilte den Beschuldigten aufgrund der Gesamtheit der vorliegenden Beweise wegen Mordes. 
 
Fall 6 
Im März 2004 wurde die 71-jährige Geschädigte in ihrer Wohnung tot aufgefunden. Sie lag erwürgt mit 
nacktem Oberkörper und mit Klebeband gefesselt im Flur ihrer Wohnung. Die Wohnung war 
durchwühlt, Anzeichen für eine Sexualstraftat lagen nicht vor. Am Tatort wurden zahlreiche 
biologische Spuren gesichert. Geeignete Papillarleistenspuren waren nicht vorhanden.  
 
Unter anderem konnte an mit Blut gegriffenen Spuren an einer Klebebandrolle sowie an Sekret-
/Schweißspuren das DNA-Muster einer männlichen Person nachgewiesen werden. Nach Einstellung 
in die DNA-Analyse-Datei kam es am 05.04.2004 zu einem Treffer mit dem DNA-Muster eines 
Mannes, der bereits wegen Mordes verurteilt war. Der Beschuldigte konnte nach einem 
Fahndungserfolg im April 2004 festgenommen werden, gestand die Tat und benannte einen Mittäter. 
Diese zweite Person konnte in Cuxhaven festgenommen werden. Zur weiteren Begutachtung wurden 
von den Beschuldigten Mundhöhlenabstriche und bei ihnen sichergestellte Handschuhe eingesandt. 
Im Ergebnis der DNA-Vergleichsanalyse gelang der Nachweis, dass der zuerst festgestellte 



Beschuldigte mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit Verursacher der Fremdmerkmale am 
Tatort (z. B. Blutspur an der Kleberolle) war.5 Außerdem waren an den Außenseiten der Handschuhe 
der beiden Beschuldigten DNA-Merkmale der Geschädigten festzustellen. Beide Beschuldigte wurden 
inzwischen wegen Totschlags verurteilt. 
 
Stand 20.04.2005 
 
 
 
Fußnoten: 
 
1 - 5 Die statistischen Angaben gelten jeweils für nicht blutsverwandte Personen. 
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 1. Einleitung 
 
Wirtschaftsunternehmen sind gezwungen, auf neue Produktionsmethoden, technische Entwicklungen, 
verändertes Kundenverhalten und auf den Druck der Konkurrenz durch ständige Anpassung und 
Neuausrichtung zu reagieren. Solche von den Unternehmen selbst angestoßenen, weitreichenden 
Anpassungen an veränderte Marktbedingungen, die über bloße innerorganisatorische Veränderungen 
hinausgehen, werden als „Organisationsentwicklung“ bezeichnet.1 
 
Organisationsentwicklungen lassen sich jedoch nicht nur bei Wirtschaftsunternehmen und 
Verwaltungen, sondern auch bei Terrororganisationen feststellen: Auch Terrororganisationen müssen 
auf ein verändertes Umfeld – so z. B. neue Fahndungsmethoden der Sicherheitsbehörden, bestimmte 
Erwartungen im Sympathisantenumfeld, vorsichtige Verhandlungsangebote des angegriffenen 
Staates – reagieren, wenn sie ihre politische Ziele erreichen oder ihre Zerschlagung verhindern 
wollen.2 Für transnationale Terrororganisationen mit besonders weitreichender Zielsetzung und 
globalem Aktionsfeld wie „Al Qaida“ gilt dies in besonderem Maße. 
 
Sicherheitsbehörden dürfen Organisationsentwicklungen von Terrorgruppen nicht außer Acht lassen: 
Ihre Bekämpfungsmaßnahmen gehen sonst ganz oder zumindest teilweise ins Leere; neue 
Bedrohungen können gar nicht erst erkannt werden. 
 



Analysiert man die Terrororganisation „Al Qaida“, stellt man mehrere markante Entwicklungsstadien 
fest. Eine bedeutsame Veränderung, die nach dem 2. Afghanistankrieg im Jahre 2001 erfolgte, 
scheint von manchen Beobachtern noch gar nicht richtig wahrgenommen worden zu sein – mit 
möglicherweise fatalen Folgen für die innere Sicherheit Europas. 
 
 
2. Islamismus und Jihadismus 
 
Der von „Al Qaida“ ausgehende Terrorismus ist nur verständlich, wenn man seine ideologischen 
Wurzeln – den Islamismus – betrachtet.3 Keinesfalls dürfen Islamismus, der eine Erscheinungsform 
des politischen Extremismus darstellt, und die Religion des Islam gleichgesetzt werden. Zwar enthält 
der Koran, das „Heilige Buch“ der Muslime, das die Offenbarungen des Religionsstifters und 
Propheten Mohammed zusammenfasst, nicht nur religiöse Inhalte, sondern auch 
Ordnungsvorschriften für das gesellschaftliche Zusammenleben und den staatlichen Aufbau. Hieraus 
entwickelten die Islamisten eine politische Doktrin, die für sich absolute Wahrheit in Anspruch nimmt 
sowie den Werten der Aufklärung und Demokratie diametral entgegensteht. Auch wenn die Islamisten 
ihre Forderungen mit religiösen Versatzstücken, die aus dem ursprünglichen Zusammenhang gerissen 
werden, untermauern, handelt es sich nicht um religiöse, sondern politische Inhalte.  
 
Noch stellen die Islamisten zumindest in Deutschland nur eine Minderheit unter den hier lebenden ca. 
3,3 Millionen Muslimen: Die 24 hier aktiven islamistischen Organisationen kommen auf rund 31.000 
Mitglieder4. Entgegen einem weit verbreiteten Vorurteil ist der Islamismus auch nicht zwingend mit der 
islamischen Religion verbunden, sondern eine vergleichsweise neue Erscheinung: Er entstand 
vielmehr erst am Anfang des letzten Jahrhunderts vor allem als Reaktion auf die westliche 
Kolonialisierung und die deshalb empfundene Unterdrückung der islamischen Welt.  
 
Für viele strenggläubige Muslime hat Gott, als er Mohammed die Offenbarungen des Korans sandte, 
die „Vorgängerreligionen“ Judentum und Christentum „aufgehoben“; nach dieser Lesart hat Gott selbst 
den Muslimen „den letztgültigen Glauben“ offenbart und sie vor allen anderen Religionen 
ausgezeichnet. Mit dieser Überzeugung lässt sich allerdings schwer vereinbaren, dass die islamische 
Welt – nach einer Blütezeit im frühen Mittelalter – heute wirtschaftlich, wissenschaftlich, militärisch und 
technologisch der (ungläubigen) westlichen Welt hoffnungslos unterlegen ist. Die Islamisten sehen die 
Ursache für diesen Widerspruch darin, dass die Staaten der islamischen Welt den von Gott 
vorgegebenen Weg verlassen haben. Den Ausweg aus dieser Misere soll die Verwirklichung der 
folgenden politischen Ziele weisen: 
  
- Zurückdrängung der kulturellen und westlichen Einflüsse in der islamischen Welt und strenge 

„Reislamisierung“ 
 
 Die westliche Welt gilt den Islamisten als „verderbt“ und „moralisch verkommen“. Ihr Niedergang ist 

deshalb nach ihrer Ansicht unausweichlich. Die islamische Welt, die sich von dieser Verderbtheit hat 
anstecken lassen, müsse sich von den schlechten Einflüssen des Westens reinigen. 

 
- Errichtung von „Gottesstaaten“ 
 
 Der Koran und das islamische Rechtssystem gelten als endgültig, da sie nach Auffassung der 

Islamisten von Gott selbst geschaffen wurden und daher der Abänderung durch den Menschen nicht 
zugänglich sind. 

 
 Nach Auffassung der Islamisten müssen daher die Staaten in der islamischen Welt nach den im 

Koran enthaltenen Vorschriften für die Staatsführung reorganisiert werden; die Scharia, das 
islamische Rechtssystem, ist als verbindlich einzuführen. 

 
 Nach Vorstellung der Islamisten ist Gott selbst Souverän eines islamischen Staates: Alle Gesetze 

und alle Staatsgewalt müssen von ihm ausgehen und sich nach den von ihm offenbarten Regeln 
ausrichten.5 Die in der Tradition der Aufklärung entstandene Lehre von der Souveränität des Volkes 
und der Gesetzgebung durch von Menschen geschaffene Institutionen ist in den Augen der 
Islamisten Häresie.  

 
 An der Spitze eines solchen islamischen Gottesstaates muss nach islamistischer Sichtweise ein 

frommer Muslim stehen, dessen Berufung es wäre, in der jeweiligen politischen Situation den Willen 



Gottes zu ergründen. Dabei unterstützt würde er durch die „Schura“, eine Gruppe frommer Muslime, 
die ihm allerdings nur beratend zur Seite stehen könnten.  

 
 Demokratie und demokratische Entscheidungsfindung ist nach Überzeugung der Islamisten deshalb 

mit dem Islam grundsätzlich unvereinbar. Bei einigen islamistischen Gruppierungen gilt sogar der 
Gang zur Wahlurne als Abfall vom Glauben. Dieses Denken steht hinter der Internetbotschaft, mit 
der der im Irak operierende islamistische Terrorist Abu Musab al-Sarkawi im Vorfeld der dortigen 
Parlamentswahlen am 30. Januar 2005 einen „erbitterten Krieg gegen das sündige Prinzip der 
Demokratie und gegen alle, die diese falsche Ideologie unterstützen“ ankündigte.6  

 
 Legt man diese strengen Maßstäbe an, gibt es nach der Zerschlagung des Taliban-Systems derzeit 

keinen Staat in der islamischen Welt, der diesen Grundsätzen gerecht wird: Selbst die 1979 von 
Khomeini gegründete „Islamische Republik Iran“ kennt Wahlen und parlamentarische 
Gesetzgebung, so dass sie trotz des häufig gebrauchten Beinamens „Gottesstaat“ von Islamisten 
nicht als solcher anerkannt werden kann. 

 
- Vereinigung der säkularen Nationalstaaten der islamischen Welt unter einheitlicher Federführung 
 
 Die Idee des „Nationalstaates“ ist dem islamischen Denken fremd, das nur die „Umma“, die 

Gemeinschaft der Gläubigen, kennt. Deshalb werden die auch in der islamischen Welt existierenden 
Nationalstaaten häufig als eine „westliche Erfindung“ angesehen, die dazu dient, mittels willkürlicher 
Grenzziehungen, die häufig auf die früheren Kolonialmächte zurückgehen, die islamische Zivilisation 
zu zersplittern und zu unterdrücken. Diese Grenzen sollen überwunden und die schon entstandenen 
„Gottesstaaten“ unter einheitlicher Führung zusammen gefasst werden, damit die islamische 
Zivilisation sich wieder zu einem bestimmenden Faktor in der Welt entwickeln kann. 

 
Es finden sich allerdings kaum Aussagen, wie Gottesstaaten tatsächlich die bestehenden Probleme in 
der islamischen Welt lösen und das Leben der Muslime verbessern sollen; auch ist völlig unklar, wie 
eine „islamische Ordnung“ aussehen soll, mit der die säkular geprägte Völkerrechtsordnung abgelöst 
werden soll. Es scheint die Einstellung vorzuherrschen, dass alle Probleme sich von selbst lösen, 
sobald die von Gott gewollte Ordnung hergestellt ist; politische Programme werden deshalb 
weitgehend für entbehrlich gehalten. 
 
Die ganz große Mehrheit der Islamisten will diese Ziele auf friedlichem Wege erreichen: Sie gründen 
Parteien, mit denen sie die Wahlen in ihren Heimatstaaten gewinnen wollen, um diese nach 
einem Wahlsieg in „Gottesstaaten“ zu verwandeln; zum anderen unterhalten sie karitative 
Organisationen und Schulen, um ihre Basis zu verbreitern und sich als eine Bewegung darzustellen, 
die das Wohl der Allgemeinheit besser im Auge hat als die derzeitigen Regierungen. 
 
Einer kleinen, besonders radikalen Minderheit innerhalb des islamistischen Spektrums dauert der Weg 
der friedlichen Systemveränderung jedoch zu lange: Sie versuchen, ihre Ziele mit Waffengewalt zu 
erreichen. Diese militanten Islamisten sind der festen Überzeugung, dass der „Jihad“ gegen die „vom 
wahren Glauben abgefallenen Regierungen“ in der islamischen Welt eine muslimische Pflicht sei7. 
Anfang der 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts begannen die militanten Islamisten auch in der 
„ungläubigen“ westlichen Welt ein Feindbild zu sehen: Der erste Golfkrieg, den im Jahr 1991 eine 
internationale Allianz unter Führung der USA gegen den Irak geführt hat, gilt unter Islamisten als 
Fortsetzung der andauernden Angriffe des Westens auf die islamische Welt, die schon mit den 
Kreuzzügen des Mittelalters begonnen haben. Dass die USA nach Kriegsende militärische Basen in 
Saudi-Arabien, also auf „heiligem Boden“, einrichteten, bestärkte diese Vorstellung von einer 
Okkupation durch den Westen. 
 
Der Angriff auf Afghanistan in der Folge der Attentate vom 11. September 2001 und die 
anschließende Besetzung des Landes, der zweite Krieg gegen den Irak im Jahr 2004 und dessen 
fortdauernde Besetzung sowie wiederholte Drohungen der USA gegen den Iran verstärken bei den 
Islamisten den Eindruck, die westlichen „Kreuzzügler“ versuchten nun endgültig, die islamische Welt 
zu unterwerfen und zu beherrschen. Nach Auffassung der militanten Islamisten ist daher der 
bewaffnete Kampf der einzig denkbare Ausweg. 
 
So heißt es in der Einleitung eines im Internet verfügbaren Handbuchs „Militärische Studien im Jihad 
gegen die Tyrannen des Landes“: „Die Konfrontation zwischen dem Islam und ungläubigen Regimen 
kennt keine sokratischen Debatten, keine platonischen Ideale oder aristotelische Diplomatie. Aber sie 



kennt den Dialog der Waffen, die Ideale der Attentate, das Bombenlegen, die Zerstörung und die 
Diplomatie der Kanonen und Maschinengewehre.“8 
 
Die bekannteste islamistische Terrororganisation, die diese militante Strategie mit absoluter 
Konsequenz verfolgt, ist „Al Qaida“. 
 
 
3. „Al Qaida“ – eine transnationale Terrororganisation 
 
Erst mit den Terroranschlägen am 11. September 2001, als Terroristen mit entführten Flugzeugen 
erfolgreich das World-Trade-Center sowie das US-Verteidigungsministerium angriffen und dabei 
Tausende in den Tod rissen, wurde die Organisation „Al Qaida“ („Die Basis“) einer breiten 
Öffentlichkeit bekannt. Ihr Gründer und Führer, der Saudi Usama Bin Laden, wurde für Viele zur 
Verkörperung des Bösen schlechthin. Auch Deutschland musste erkennen, dass es vom 
weltumspannenden Netz der Terrororganisation betroffen war: Vier der maßgeblichen Täter hatten im 
Hamburg gelebt. 
 
Terrororganisationen – auch islamistisch ausgerichtete – gibt es viele und hat es auch schon vor „Al 
Qaida“ gegeben. Was also ist das Besondere gerade an dieser Organisation, dass der amerikanische 
Präsident nach den Anschlägen vom 11. September 2001 sogar den „Krieg gegen den Terrorismus“9 
ausrief und mit den militärischen Mitteln einer Supermacht den „islamischen Gottesstaat“ Afghanistan 
angriff, der Bin Laden Unterschlupf gewährte?  
 
Die bisher bekannten islamistisch ausgerichteten Terrororganisationen10 verfolgten oder verfolgen 
lokal begrenzt Ziele: Ihr Anliegen war oder ist die Abschaffung der staatlichen Systeme in ihren 
jeweiligen Heimatländern oder deren Befreiung von „Fremdherrschaft“; Ziel ist es, an ihrer Stelle 
islamistisch ausgerichtete „Gottesstaaten“ zu errichten. Dies bestimmt auch ihre Zusammensetzung: 
Sie rekrutierten oder rekrutieren ihr Personal in aller Regel vor Ort und bestehen daher fast immer aus 
Angehörigen einer bestimmten Nationalität. Lokal begrenzt waren und sind auch ihre 
Operationsgebiete, die ebenfalls fast ausschließlich auf dem Gebiet des Staates liegen, in dem sie mit 
Gewalt eine bestimmte islamistische Zielsetzung verfolgen. Sollten sie ausnahmsweise auf fremdem 
Hoheitsgebiet agieren, ist Angriffsziel in aller Regel eine Einrichtung oder ein Repräsentant des 
Heimatstaates11. 
 
„Al Qaida“ ist dagegen eine Terrororganisation völlig neuen Typs, die die regionale Begrenztheit in 
jeder Hinsicht hinter sich gelassen und daher zu Recht als „transnational“ bezeichnet werden kann. „Al 
Qaida“ rekrutiert sich aus Islamisten unterschiedlicher Nationalität und Herkunft; die Organisation hat 
nicht nur den Kampf gegen die „ungläubigen“ Regierungen in den Staaten der islamischen Welt 
aufgenommen, sondern richtet ihre Aktionen darüber hinaus allgemein gegen „den Westen“ – die 
USA, die mit ihnen verbündeten Staaten Europas und Israel –12, die nach Auffassung ihres Gründers 
Osama Bin Laden der Errichtung einer weltweiten „islamischen Ordnung“ im Wege stehen. Diese 
Auseinandersetzung wird nicht nur auf islamischem Boden geführt, sondern mit weltweiten 
Terroranschlägen von großer Dimension in die Staaten des Westens hineingetragen. Durch den 
gezielten Einsatz von Propaganda und die geschickte Nutzung moderner Kommunikationsmittel 
versucht „Al Qaida“, einerseits bei der Bevölkerung des Westens Angst und Schrecken zu erzielen, 
andererseits in der islamischen Welt neue Anhänger zu gewinnen und Spenden zu werben. Deshalb 
ist auch die Finanzierung der Organisation global angelegt: Neben dem umfangreichen Vermögen des 
Organisationsgründers Bin Laden finanzierte sich „Al Qaida“ jedenfalls bis zu ihrer Vertreibung aus 
Afghanistan durch Spenden, die von Anhängern aus der gesamten Welt geleistet wurden; auch 
Gewinne aus kriminellen Aktivitäten wurden dabei nicht verschmäht. 
 
Obwohl „Al Qaida“ Strukturen in einer Vielzahl von Staaten unterhält, ist die Organisation nur in ihrem 
Kern hierarchisch aufgebaut; ihre nahezu weltweite Handlungsfähigkeit erlangt sie über eine Vielzahl 
von Zellen, die nur lose und meist nach dem Zufallsprinzip miteinander vernetzt sind. 
 
An der Spitze der Kernorganisation, deren Aufbau wohl nicht zufällig an den des islamischen 
„Gottesstaates“ erinnert, steht ihr Gründer, der „Emir“ Bin Laden. Unterstützt wird er in seiner 
Leitungsfunktion durch einen „Schura“-Rat, der von wenigen vertrauenswürdigen Personen gebildet 
wird. Unterhalb dieser Ebene existieren vier „Stabsabteilungen“, in denen größere Terroranschläge 
geplant und finanziert werden sowie die theologische und propagandistische Einflussnahme auf die 
Anhänger organisiert wird.13 
 



„Al Qaida“ hat in der Vergangenheit vor allem in Afghanistan eine Reihe von Ausbildungslagern 
unterhalten, in denen die Anhänger religiös-ideologisch unterwiesen, militärisch oder terroristisch 
geschult wurden. Einige Zehntausend Personen aus über 50 Staaten haben an derartigen 
Ausbildungen teilgenommen.14 
 
Die in ihre Herkunftsländer zurückgekehrten Teilnehmer an diesen Ausbildungskursen bilden 
gemeinsam mit islamistischen Veteranen aus den Kämpfen in Afghanistan, in Algerien, in 
Tschetschenien, im ehemaligen Jugoslawien oder demnächst im Irak die von Al Qaida beeinflussten 
Terrorzellen in der arabischen und in der westlichen Welt. Diese Terrorzellen dienen einmal als 
logistische Basis für die von der Kernorganisation geplanten Anschläge größerer Dimension; sie 
können allerdings auch eigenständig Anschläge planen und durchführen, solange deren Zielrichtung 
mit der von „Al Qaida“ vorgegebenen Intention übereinstimmt. 
 
Da die Kontakte zwischen den einzelnen Zellen eher zufällig, meist auf Grund persönlicher 
Bekanntschaften bestehen, bleibt das Netzwerk in der Regel auch dann intakt, wenn eine solche Zelle 
enttarnt wird. 
 
Eine Koordination dieses weitgehend unstrukturierten Netzwerks von Terrorzellen erfolgte über 
„Gebietsrepräsentanten“, die von „Al Qaida“ entweder gezielt entsandt oder als Ansprechpartner und 
Kontaktstellen bekannt geworden sind.15 
 
Neben seiner Zellenorganisation kann sich „Al Qaida“ bei Vorhaben auch auf die Infrastruktur 
verbündeter Terrororganisationen abstützen. 
 
Mit den von „Al Qaida“ begangenen Attentaten sowie den von ihr herausgegebenen und über Medien 
oder Internet verbreiteten Botschaften übt die Organisation auch auf andere, nicht zum eigenen 
Netzwerk gehörende gewaltbereite Islamisten einen großen und nicht zu unterschätzenden Einfluss 
aus: Sie motiviert diese so genannten „non-aligned Mujaheddin“ zu Anschlägen und gibt die 
Zielrichtung vor. 
 
 
4. Vier Phasen der Organisationsentwicklung  
Untersucht man „Al Qaida“ von seiner Gründung bis heute, so wird man feststellen, dass die 
Organisation nicht immer die selben Zielsetzungen verfolgt und nicht immer über die selben 
Handlungsoptionen und den selben Aktionsrahmen verfügt hat. Insgesamt lassen sich vier markante 
Phasen der Entwicklung von „Al Qaida“ feststellen: 
 
 
 - Gründungsphase 
 
 „Al Qaida“ wurde von Osama Bin Laden 1988 im ersten Afghanistankrieg gegründet. Ziel der 

Organisation war es damals, den Freiheitskampf gegen die „ungläubigen russischen Besatzer“ 
finanziell, personell und logistisch zu unterstützen. Hierzu warb die Organisation Kämpfer in den 
Staaten der islamischen Welt an, brachte sie nach Afghanistan, bildete sie aus, versorgte sie mit 
Waffen und unterstützte ihren Kampf vor allem in finanzieller Hinsicht. 

 
 - Phase der Neuorientierung 
 
 Nach dem Ende des Afghanistankrieges kehrte Bin Laden 1990 in seine Heimat Saudi-Arabien 

zurück. Obwohl „Al Qaida“ mit der Vertreibung der russischen Besatzer ihre ursprüngliche 
Zweckbestimmung verloren hatte, wurde die Organisation nicht aufgelöst. Als Saddam Hussein 
Kuwait überfiel und besetzte, bot Bin Laden den saudischen Herrschern an, mit seinen 
kampferprobten „Mudjahedin“ die irakischen Invasoren zu vertreiben. Dieses Angebot wurde nicht 
angenommen; statt dessen rief Saudi-Arabien eine Koalition aus „Ungläubigen“ unter der Führung 
der USA ins Land. Nach deren Sieg über den Irak gestatteten die saudischen Herrscher den USA, 
Militärbasen auf „heiligem islamischen Boden“ zu errichten16. Bin Laden geriet dadurch zum einen in 
Frontstellung zu den Machthabern in seiner Heimat, die ihm durch ihr Verhalten als „unislamisch“ 
erscheinen mussten; zum anderen verlangte er, die amerikanischen Truppen müssten sich aus 
Saudi-Arabien zurückziehen.  

 
 Damit hatte „Al Qaida“ wieder ein neues Ziel: Die Vertreibung der Amerikaner aus dem islamischen 

Kernland und die Errichtung eines „Gottesstaates“ anstelle des jetzigen saudischen 



Regimes. Zur Erreichung dieses – zunächst noch regional begrenzten – Zieles begann „Al Qaida“ 
zunächst in Saudi-Arabien und – nach der auf Druck der USA erfolgten Vertreibung Bin Ladens – im 
Sudan mit der Werbung und Ausbildung neuer Kämpfer; erste Terroranschläge in der Region 
wurden geplant und durchgeführt. 

 
 - Weltweiter Jihad 
 
 1995 musste Bin Laden auf Druck der USA auch den Sudan verlassen und kehrte nach Afghanistan 

zurück. Hier erfolgte die Wandlung von einer Organisation mit regional begrenzter Zielsetzung und 
lokalem Operationsgebiet zu der bereits beschriebenen transnationalen Terrororganisation, die ihre 
Basis durch Bündnisse mit anderen Terrororganisationen in Nordafrika und Asien verbreiterte und 
nun den weltweiten Kampf gegen den Westen unter Führung der USA aufnahm. Bin Laden ist 
davon überzeugt, dass er der islamischen Sache zum Durchbruch verhelfen kann, wenn es ihm 
gelingt, nach der Sowjetunion auch die letzte noch verbliebene Supermacht und Führungsmacht des 
Westens, die USA, zu schlagen.17 

 
 Zur Erreichung dieses neuen und weit gesteckten Ziels nahm „Al Qaida“ einen weltweiten 

Terrorkrieg gegen die USA auf. Hier seien nur die wichtigsten Anschläge genannt: 
 
 1993 Autobombenanschlag auf das 
  World Trade Center, 
  
 1995 Autobombenanschlag auf US- 
  Soldaten in Riad, 
 
 1996 Terroranschlag auf US-Soldaten 
  in Dachran, 
 
 1998 Sprengstoffanschläge auf die US- 
  Botschaften in Nairobi und Da- 
  ressalam, 
 
 2000 Anschlag auf den US-Zerstörer 
  „Cole“ in Aden und 
 
 2001 Anschläge auf das World Trade 
  Center und das Pentagon.  
 
 Aus diesen Anschlägen lassen sich mehrere Schlussfolgerungen ableiten: Die von „Al Qaida“ 

verübten Anschläge haben mit dem Lauf der Jahre an Professionalität gewonnen und erreichten 
eine zunehmende Dimension an Schäden und Menschenopfern; die Abfolge der Anschläge erfolgte 
im Laufe der Jahre immer schneller. Dies lässt darauf schließen, dass „Al Qaida“ zumindest auf dem 
Höhepunkt ihrer Möglichkeiten die Kapazität besaß, drei bis vier Anschläge gleichzeitig zu planen 
und vorzubereiten. Daher muss davon ausgegangen werden, dass das Ziel des nächsten „Mega-
Anschlages“, der mit hoher Wahrscheinlichkeit ebenfalls gegen US-amerikanische Interessen 
gerichtet ist, zum Zeitpunkt der Anschläge vom 11. September 2001 bereits feststand und die 
Planungen sich damals bereits in einem sehr weit fortgeschrittenen Stadium befanden. Wenn dieser 
Anschlag bis heute dennoch ausgeblieben ist, kann dies nur an äußeren, von der Organisation 
selbst nicht zu beeinflussenden Umständen liegen: Zum einen hat der Westen seine 
Abwehrmaßnahmen verstärkt; zum anderen hat der zweite Afghanistan-Krieg entscheidende 
Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit der Organisation gehabt.  

 
 - Von der Organisation zur Bewegung 
 
 Durch diesen Krieg wurde „Al Qaida“ ihre sichere Operationsbasis in Afghanistan genommen; die 

Ausbildung neuer Kämpfer in den dortigen Lagern wurde gestoppt. Die Organisation musste auf den 
Führungsebenen deutliche Verluste hinnehmen und zog sich in eine unwirtliche Bergregion in 
Pakistan, die so genannten „tribal-areas“, zurück.  

 
 Die USA und Pakistan halten den militärischen Druck auf die verbliebenen Reste der Organisation 

bis heute aufrecht, so dass sie ihre Operationsfähigkeit weitgehend verloren hat: Seitdem ist es 
nicht mehr zu einem von „Al Qaida“ geplanten und durchgeführten „Mega-Anschlag“ gegen 



westliche Interessen gekommen; die vielen seit 2002 durchgeführten Terroranschläge in Asien, 
Afrika und Europa gingen mit großer Wahrscheinlichkeit von regionalen Terrorgruppen oder -zellen 
aus. Dafür sprechen die Dimension der Anschläge, die bei weitem nicht an die Größenordnung des 
11. September 2001 heranreichte, und die meist in der Region ansässigen Täter. Eine zentrale, von 
außen erfolgende Steuerung ist jedenfalls nicht erkennbar. Allenfalls kann eine (gelegentliche) 
logistische Unterstützung des von diesen regionalen Strukturen getragenen „Jihads“ gegen den 
Westen vermutet werden18. 

 
Auffällig ist dagegen seit dem Jahr 2002 ein verändertes Kommunikationsverhalten von „Al Qaida“: 
Während „Al Qaida“ früher zu von ihr geplanten und durchgeführten Anschlägen keine 
Taterklärungen abgegeben oder eine Beteiligung sogar abgeleugnet hat, äußern sich nunmehr Bin 
Laden oder sein Vertreter Al Zawahiri nach Anschlägen islamistischer Gruppierungen lobend und 
zustimmend; auch rufen sie die „Jugend des Jihad“ in aller Welt zu Anschlägen auf amerikanische, 
israelische und europäische Ziele auf. Auch Deutschland wurde in diesem Zusammenhang 
mehrfach ausdrücklich als Zielland genannt. 

 
Damit hat „Al Qaida“ eine weitere Organisationsveränderung erfahren, die sich auf die Prognose 
künftiger Gefahren und deren Abwehr entscheidend auswirkt: Nachdem „Al Qaida“ offensichtlich die 
Fähigkeit verloren hat, in relativ kurzen Abständen selbst Anschläge größerer Dimension gegen 
westliche Interessen durchzuführen, ist es das neue Ziel der Organisation, mittels Erklärungen und 
Botschaften den weltweiten Jihad zu lenken und gewaltbereite Islamisten hierfür zu gewinnen. Diese 
werden nicht mehr wie früher in den Sudan oder nach Afghanistan verbracht, um dort für den Jihad 
ausgebildet zu werden. Die von „Al Qaida“ beeinflussten Personen bleiben vielmehr in ihrem 
bisherigen Umfeld und erwerben sich das für den Terrorkampf notwendige Wissen in „virtuellen 
Ausbildungslagern“, die die Organisation im Internet bereit hält.  
 
Es wäre daher für die westlichen Staaten höchst gefährlich, wenn sie bei der Terrorabwehr zu sehr 
ihren Blick auf Gefahren richteten, die ihnen von außen drohen. Da „Al Qaida“ sich im Übergang von 
einer Organisation zu einer Ideologie befindet, werden die künftigen Risiken eher vor der eigenen 
Haustür entstehen und nicht ihren Ursprung irgendwo am Hindukusch haben.  
 
Ein Beispiel für den Erfolg dieser neuen Strategie ist der Anschlag, der am 11. März 2004 auf die U-
Bahn in Madrid verübt wurde. Die Urheber dieses Anschlages verfügten nach bisherigen 
Erkenntnissen über keine nachweisbaren Verbindungen zu „Al Qaida“. Soweit bekannt ist, gab es 
unter den Attentätern auch keine Personen, die ein Ausbildungslager durchlaufen oder als Kämpfer in 
Afghanistan, in Tschetschenien oder im ehemaligen Jugoslawien Erfahrung gesammelt hatten. 
Vielmehr scheinen die Terroristen selbst zu einer Gruppe zusammengefunden und sich das Know-
how sowie die notwendigen Mittel für den Anschlag beschafft zu haben. Mit einer Verlautbarung vom 
15. April 2004 begrüßte Bin Laden die Anschläge, die mit der Beteiligung Spaniens am Irakkrieg 
gerechtfertigt wurden. In einem „Ultimatum“ bot er den europäischen Staaten einen Waffenstillstand 
an und verlangte, binnen drei Monaten alle westlichen Soldaten aus allen muslemischen Ländern 
abzuziehen.19 
 
Bin Laden, der mit seiner Organisation „Al Qaida“ keinen Einfluss auf die autonom ablaufenden 
Anschläge hat, vertraut offensichtlich darauf, dass alle von ihm beeinflussten Gruppierungen derartige 
Erklärungen respektieren. Er ist sich damit der Macht und Reichweite seiner Erklärungen voll bewusst. 
 
Neben dieser „Katalysator“-Funktion für den islamistischen Terror wird „Al Qaida“ noch gelegentlich 
logistische Unterstützung für den „Jihad“ gegen den Westen leisten. Angesichts der hohen 
Planungstreue der Organisation ist auch davon auszugehen, dass sie weiter an der Planung und 
Vorbereitung neuer „Mega-Anschläge“ arbeitet und diese auch durchführen wird, sobald sich die 
Gelegenheit dazu ergibt.  
 
 
5. Gefährdungsanalyse und Bekämpfungsansätze 
 
Betrachtet man die Organisation „Al Qaida“ in ihren verschiedenen Entwicklungsstadien, so wird man 
feststellen, dass sich die von ihr ausgehende Bedrohung für den Westen jeweils unterschiedlich 
darstellt. Ebenso unterschiedlich sind die Bekämpfungsansätze zu sehen, mit denen diesen 
Bedrohungen begegnet werden kann. 
 



In ihrer Gründungsphase stellte „Al Qaida“ keine Bedrohung für den Westen dar, weil ihre Tätigkeit 
ausschließlich gegen die sowjetischen Invasoren in Afghanistan gerichtet war. Von 1988 bis 1990 
waren die Interessen der Organisation „Al Qaida“ und des westlichen Bündnisses unter Führung der 
USA deckungsgleich: Während des „Kalten Krieges“ lag es im Interesse der USA, die 
Sowjetunion in einen langen und verlustreichen Krieg verwickelt zu sehen; „Al Qaida“ wiederum 
musste deshalb in den USA einen potenziellen Verbündeten sehen, von dem finanzielle und 
logistische Unterstützung erwartet werden konnte. 
 
Während der Phase der Neuorientierung der Organisation nach dem ersten Irak-Krieg richtete sich die 
Bedrohung ausschließlich gegen die US-Streitkräfte in Saudi-Arabien, die „Al Qaida“ mit Anschlägen 
von dort vertreiben wollte. Die Bedrohung war daher punktuell und lokal; ihr konnte vor Ort mit 
verstärkten Schutzmaßnahmen, Aufklärung und repressiver Bekämpfung begegnet werden. 
 
In der darauf folgenden Phase des weltweiten Jihads gegen die USA, Israel und die Staaten Europas 
richtete sich die Hauptbedrohung gegen die USA als die westliche Führungsmacht. Die genannten 
„Mega-Anschläge“ wurden in dem sicheren Hauptquartier in Afghanistan geplant und gesteuert; für die 
notwendige vorherige Erkundung und die Durchführung wurde teilweise auf die Zellenstruktur 
zurückgegriffen, die in Westeuropa, Afrika und Asien errichtet worden war. 
 
Von daher ergab sich ein zweifacher Bekämpfungsansatz: Zum einen musste der Organisation die 
Operationsbasis in Afghanistan genommen und die weitere Ausbildung potenzieller Attentäter 
verhindert werden; außerhalb Afghanistans mussten die Maßnahmen der Sicherheitsbehörden auf 
das Netzwerk der Zellen konzentriert werden. Das erste Ziel wurde mit dem zweiten Afghanistan-Krieg 
erreicht. Diese militärische Option war notwendig und erfolgreich, da die Kette der „Mega-Anschläge“ 
unterbrochen wurde. Es handelte sich daher nicht – wie einige Kritiker meinen – um eine staatliche 
Überreaktion und eine nicht statthafte Strafverfolgung mit militärischen Mitteln,20 sondern um die einzig 
mögliche Maßnahme der Gefahrenabwehr gegen eine Terrorgruppe, denen ein Staat einen „sicheren 
Hafen“ gewährte. Dies belegt, dass bei sog. „asymmetrischen Konflikten“ Innere und Äußere 
Sicherheit untrennbar sind und die Grenzen zwischen polizeilichem und militärischem Handeln 
zunehmend verschwimmen. 
 
In der jetzigen Phase, in der „Al Qaida“ lediglich eine Katalysatorfunktion für den islamistischen Terror 
übernimmt, geht die Hauptgefahr von Terrorstrukturen in den Staaten der westlichen Welt aus. Für 
Deutschland bedeutet dies, dass auch hier jederzeit Terroranschläge von lokalen Terrorgruppen, 
Netzwerken oder sogar Einzelpersonen drohen, die von den Ideen „Al Qaidas“ beeinflusst und 
inspiriert werden. Deutschland gilt diesen Gefährdern als Teil der westlichen Welt unter Führung der 
USA, die der islamischen Welt angeblich feindlich gegenübersteht. Dass Deutschland am Krieg gegen 
den Irak nicht teilgenommen hat, ist insoweit zweitrangig: Durch seinen militärischen Beitrag zur 
Stabilisierung Afghanistans hat Deutschland in den Augen der Islamisten hinreichend bewiesen, dass 
es zu den „Unterdrückern der islamischen Sache“ und den „Handlangern der USA“ gehört. 
 
Ausgehend von den Anschlägen und bekannt gewordenen Anschlagsplanungen der letzten Jahre ist 
in Deutschland am ehesten mit Sprengstoffanschlägen zu rechnen. Die Bedrohung reicht hier von 
Rohrbomben über sprengstoffgefüllte Fahrzeuge bis hin zur koordinierten Zündung von Bomben, wie 
sie bei den Anschlägen auf die Madrider U-Bahn Verwendung fanden; auch Selbstmordanschläge 
sind denkbar. 
 
Die Terroristen werden bei ihren Anschlägen keine Unterscheidung zwischen staatlichen 
Funktionsträgern, militärischen Zielen und der Zivilbevölkerung machen. Gerade die Anschläge in 
Madrid, die unmittelbar von den Parlamentswahlen in Spanien durchgeführt wurden, zeigen, dass 
gewaltbereite Islamisten unser demokratisches System in zynischer Weise als Begründung für ihre 
Taten missbrauchen: Da die Bevölkerung durch Wahlen Einfluss auf die Regierung hat, ist sie 
mitverantwortlich für deren Handeln und hat es sich daher selbst zuzuschreiben, wenn sie von 
Terroristen dafür „bestraft“ wird. 
 
Die Zielrichtung möglicher Anschläge ist nicht prognostizierbar: Es kann sich um symbolträchtige 
Bauwerke, Großereignisse und kritische Infrastruktur handeln; die Möglichkeiten sind so vielfältig, 
dass eine auch nur einigermaßen verlässliche Prognose ausscheidet. Auch dürften potenzielle 
Anschläge auf einen größtmöglichen Schaden, hohe Opferzahlen und Medienresonanz zielen. Zudem 
ist die beabsichtigte Beeinflussung politischer Entscheidungen denkbar, nachdem der Anschlag von 
Madrid Auswirkungen auf den Ausgang der Parlamentswahlen in Spanien hatte und damit letztlich 
zum Abzug der spanischen Truppen aus dem Irak geführt hat. 



 
Der wichtigste Bekämpfungsansatz bei dieser gewandelten Bedrohungslage stellt die Aufklärung und 
Zerschlagung der in Deutschland vorhandenen oder neu entstehenden Strukturen gewaltbereiter 
Islamisten dar. Diese Aufgabe ist schwierig, langwierig, aber nicht unlösbar: Islamistische Terroristen 
sind nicht unsichtbar, sondern entfalten Aktivitäten, die von den Sicherheitsbehörden und von einer 
aufmerksamen Bevölkerung wahrgenommen werden können. Deshalb ist es entscheidend, dass man 
sich von der in der Öffentlichkeit weit verbreiteten Vorstellung verabschiedet, bei den Terroristen 
handele es sich um so genannte „Schläfer“, die nach Erhalt einer Kampfausbildung nach Deutschland 
geschickt wurden, wo sie nun legal und unauffällig leben, bis sie unvermittelt einen Terroranschlag 
begehen. Die Mitglieder von bisher enttarnten Terrorstrukturen in Europa waren vielmehr häufig 
Kleinkriminelle, die nach ihrer Bekehrung zum Islam den Weg in terroristische Strukturen fanden, und 
ihr kriminelles Know-how in den Dienst der Islamistischen Sache stellten. Aber auch die Attentäter des 
11. September 2001, die als Studenten in Hamburg gelebt haben, entsprechen nach heutigen 
Erkenntnissen nicht dem Typus des „Schläfers“: Mohamed Atta und seine Mittäter sind erst nach 
Afghanistan aufgebrochen, um eine terroristische Ausbildung zu erhalten, nachdem sie bereits 
geraume Zeit in Deutschland gelebt hatten; sie unterhielten Kontakte zu bekannten Islamisten und 
äußerten in Gesprächen islamistisches Gedankengut. 21 

 
Der Schwerpunkt der Aufklärungsarbeit der Sicherheitsbehörden muss daher darauf liegen, derartige 
Radikalisierungsprozesse zu erkennen und die möglichen Täter zu neutralisieren, noch bevor es zu 
Anschlägen kommt. Hierfür müssen die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder noch enger 
untereinander verzahnt werden. Mit der Schaffung eines „Gemeinsamen Terrorismus-Abwehr-
Zentrums“ in Berlin, das diese Arbeit koordinieren soll, ist zumindest ein Schritt in die richtige Richtung 
unternommen worden.22 Zudem gilt es, Bevölkerung und Hilfsdienste auf die wahrscheinlichsten 
Anschlagsszenarien vorzubereiten, damit im Ernstfall die Rettungsmaßnahmen so effektiv wie möglich 
durchgeführt werden können.23 
 
Auch wenn die Bedrohung in erster Linie vom Inland ausgeht, ist bei ihrer Abwehr der militärische 
Ansatz noch immer notwendig; er kann sich jedoch darauf beschränken, den Druck auf „Al Qaida“ in 
ihrem derzeitigen Rückzugsgebiet aufrecht zu erhalten, so dass ihre Handlungsfähigkeit weiter 
eingeschränkt bleibt. Daneben ist weiterhin ein militärischer Einsatz notwendig, um Afghanistan zu 
stabilisieren sowie eine Rückkehr und erneute Festsetzung von „Al Qaida“ in ihrem Stammland zu 
verhindern.24 
 
 
6. Ausblick 
 
Zunächst sollte nochmals in Erinnerung gerufen werden, dass hier keine Religion unter 
Generalverdacht gestellt wird: Die Bedrohung unserer Sicherheit geht ausschließlich von wenigen 
gewaltbereiten Extremisten aus. Auch wenn deren Motivation mit religiösen Versatzstücken 
untermauert wird, darf die große Mehrheit der gesetzestreuen Muslime nicht mit dieser Minderheit in 
Verbindung gebracht werden. Gerade eine solche Gleichsetzung würde die Sichtweise der Islamisten, 
es handele sich um einen Konflikt zwischen Islam und Westen, bestärken.25 Wichtig ist aber auch, 
dass die große Mehrheit der gesetzestreuen Muslime deutlich macht, dass sie das Handeln der 
Extremisten ablehnt und diese in ihren Augen keine Rechtfertigung in der Religion finden können. Auf 
der anderen Seite müssen Staat und Gesellschaft deutlich machen, dass es – im Sinne einer falsch 
verstandenen Toleranz – keine Duldung von Praktiken geben kann, die unserer Rechtsordnung 
zuwider laufen: Wer in Deutschland leben will, muss Werte und Lebensweise der einheimischen 
Bevölkerung akzeptieren und hat nicht das Recht, seine Glaubensvorstellungen über die 
demokratische Rechtsordnung zu stellen. 
 
Der islamistische Terror wird trotz aller Anstrengungen der Sicherheitsbehörden auch in den nächsten 
Jahren weitergehen, gleichgültig ob Bin Laden gefasst wird oder nicht. Auch wenn es gelingen würde, 
die Logistik von „Al Qaida“ völlig zu zerschlagen – was bisher noch nicht gelungen ist –, wird die von 
der Organisation verbreitete Ideologie fortwirken und dafür sorgen, dass immer neue Personen in die 
Netzwerke gewaltbereiter Islamisten hineingezogen werden. Diese Entwicklung wird sich in dem 
Maße verstärken, wie die Staaten der westlichen Welt und insbesondere ihre Führungsmacht USA 
den Eindruck erwecken, sie führten einen Kampf nicht gegen einzelne Staaten, die ihre 
Sicherheitsinteressen bedrohen, sondern ganz allgemein gegen „die islamische Welt“. Der Krieg 
gegen den Irak im Jahr 2004, für den die USA keine überzeugende Rechtfertigung liefern konnten, 
sowie die Drohungen gegen Iran und Syrien sind jedenfalls geeignet, das Weltbild der Islamisten zu 



bestärken, der Westen sei darauf aus, diesem Teil der Welt seine Wertvorstellungen mit Gewalt 
aufzuzwingen. 
 
Wenn dem islamistischen Terrorismus der Nährboden entzogen werden soll, kann dies nur durch eine 
langfristige und überzeugende Änderung in der Politik des Westens gegenüber der islamischen Welt 
erreicht werden: Der Westen muss alle Handlungen und Äußerungen unterlassen, die den Schluss 
zulassen, er wolle seine Interessen rücksichtslos durchsetzen; er muss den Staaten der islamischen 
Welt „auf gleicher Augenhöhe“ begegnen und ihre Völker an seinem Wohlstand teilhaben lassen. 
Letztlich kann es nur so gelingen, die Völker der islamischen Welt für die Demokratie zu ge-winnen.26  
 
 
Fußnoten: 
 
  1 Zum Konzept der Organisationsentwicklung vgl. Online-Verwaltungslexikon, Managementbegriffe, www.olev.de/o.htm 
  2 Besonders deutlich wird dies in der Auflösungserklärung der „Roten Armee Fraktion“ (RAF) vom März 1998, in der die „Militanten der RAF“ ihr 

Scheitern feststellen und ihren fast 30-jährigen Kampf für beendet erklärten: Die Erwartung, „dass Kräfte in der Gesellschaft bereit sind, (den 
Befreiungskampf) aufzunehmen“, hatte sich nicht erfüllt; nachdem auch das frühere Unterstützerumfeld immer mehr abbröckelte, weil ihm die 
sektiererhaften Aktionen der RAF nicht mehr verständlich waren, sahen sich die Terroristen schließlich in der „Sackgasse“. Als einziger 
Ausweg blieb die Aufgabe des „bewaffneten Kampfes“ und die Selbstauflösung. 

  3 Zum Begriff und zur Entstehungsgeschichte des Islamismus vgl. Heine, Islamismus – Ein ideologiegeschichtlicher Überblick, in: 
Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Islamismus, 2003, S. 7 ff. 

  4 Vgl. Verfassungsschutzbericht 2003 des Bundes, S. 162; die Zahl der Sympathisanten ist allerdings größer und dürfte etwa das Vierfache 
ausmachen. 

  5 Vgl. dazu etwa Farschid, Staat und Gesellschaft in der Ideologie der ägyptischen Muslimenbruderschaft, in: Bundesministerium des Innern 
(Hrsg.), Islamismus, 2003, S. 43 ff (68 f). 

  6 Süddeutsche Zeitung vom 29./30. Januar 2005, S. 2 
  7 Vgl. Verfassungsschutzbericht 2003 des Bundes, S. 158. 
  8 „Jihad“ ist ein Begriff mit zweifacher Bedeutung: Neben der kriegerischen Bedeutung (militärische Handlungen zur Verteidigung islamischen 

Gebiets gegen Angriffe von außen und teilweise auch zur Erweiterung der islamischen Einflusssphäre) bedeutet der Begriff auch die Pflicht, 
an sich selbst zu arbeiten, um ein besserer Mensch zu werden. Häufig wird in Diskussionen mit Muslimen nur die zuletzt genannte Deutung 
gelten gelassen und die gewalttätige Seite des Begriffs heruntergespielt oder geleugnet. Wie weit die Idee des bewaffneten Kampfes für die 
islamische Sache bis in den nicht gewaltbereiten Islamismus hinein verbreitet ist, belegt das folgende Zitat aus der Zeitung „Milli Gazete“ vom 
22.7.2003: Danach „wird (ein wahrer Moslem) gegen die Ungläubigen kämpfen, die den Boden der Muslime zu besetzen versuchen. Er wird 
auch nicht davor zurückschrecken, für den Willen Gottes zu sterben und Märtyrer zu werden. ... Ein Mann, der nicht das Bedürfnis hat, die 
Faust gegen den Nichtmuslim zu erheben und ihn aufs Auge zu treffen, kann weder im religiösen, noch im terminologischen Begriffe als ein 
Mann bezeichnet werden“. 

  9 Diese Formel ist bei genauer Betrachtung allerdings Unsinn: „Terrorismus“ ist - wie z. B. der „Guerillakampf“ - nur eine Taktik in der 
Auseinandersetzung zwischen zwei ungleichen Gegnern; Kriegsführung kann sich begrifflich nur gegen einen Gegner, nicht aber seine Taktik 
richten. Kriegführung gegen Terroristen hingegen erweist sich in der Praxis meist als aussichtslos, weil der Terrorist „aus dem Dunkel“ heraus 
agiert und daher in aller Regel für militärische Gegenmaßnahmen unerreichbar ist. 

 Die „Kriegserklärung“ des US-Präsidenten erweist sich deshalb in zweierlei Hinsicht als problematisch: Sie bleibt folgenlos, weil der Gegner 
nicht getroffen werden kann; sie erhebt den Terroristen, der vor dem Strafrecht nicht anderes als ein Verbrecher ist, in den Status eine 
Kombattanten und macht ihn damit „ebenbürtig“. Als hilfreich erweist sich militärisches Vorgehen deshalb meist nur, wenn es gilt, Terroristen 
wie in Afghanistan sichere Operationsbasen zu entziehen. 

10 Z. B. die ägyptischen Gruppierungen „Jihad Islami“ und „Al Gamaa Al Islamiya“, die palästinensische Terrorgruppe „Hammas“, die 
libanesische Gruppierung „Hizb Allah“ oder die algerische Terrorgruppe „Groupe Islamiqe Armée“ 

11 Vgl. dazu die Darstellung von Herfried Münkler, Grammatik der Gewalt. Über den Strategiewandel des Terrorismus, in: Schriftenreihe der J. J. 
Becker - Gesellschaft (Hrsg.): Neuer Terrorismus Bd 17, S. 5 ff. 

12 Vgl. die „Fatwa“ zur Gründung der „Internationalen Islamistischen Front“ vom 23. Februar 1998, in der zum „Jihad gegen die USA, Israel und 
die Kreuzfahrer“ aufgerufen wird. 

13 Vgl. Thamm, Terrorismus - Ein Handbuch über Täter und Opfer, 2002, S. 297 
14 Die meisten erhielten eine rein militärische Grundausbildung; nur ein geringerer Teil, der hierfür besonders geeignet erschien, erhielt darüber 

hinaus eine Unterweisung in terroristischen Taktiken. 
15 Diese regionale Führungsebene wurde nach dem 11. September 2001 weitgehend zerschlagen. 
16 Zwei der heiligsten Stätten des Islam - Mekka und Medina - liegen in Saudi-Arabien. 
17 Die Terroranschläge vom 11. September 2001 zielten daher bewusst auf die wirtschaftlichen, militärischen und politischen Machtzentren des 

wichtigsten Gegners. 
18 Dies gilt insbesondere für den Irak, in den nach Ende des zweiten Krieges gegen Saddam Hussein einige erfahrene Operateure von „Al 

Qaida“ mit dem Ziel entsandt wurden, den dortigen Kampf gegen die USA und ihre Verbündeten zu organisieren. Die Anschläge in Saudi-
Arabien sprechen für eine starke Regionalstruktur von „Al Qaida“; ein Beleg für eine zentrale Steuerung dieser Gruppierung aus der Zentrale 
ist jedoch nicht belegt. 

19 Bemerkenswert war, dass die Audiobotschaft von „Al Qaida“ mit Untertiteln in deutscher Sprache versehen war. Offensichtlich sollte damit ein 
besonderer Druck auf Deutschland, das sich nicht am Krieg gegen den Irak und an seiner Besetzung beteiligt hatte, ausgeübt werden, seine 
Truppenkontingente aus Afghanistan und Somalia abzuziehen. 

20 Zur Kritik am militärischen Vorgehen der USA vgl. Hetzer, Europa gegen Terror, in: der Kriminalist 2004 S. 332 ff (338). Kritikwürdig ist 
allenfalls der späte Zeitpunkt der militärischen Intervention, da die Gefahr seit langem bekannt war. 

21 Die nach dem 11. September 2001 von der Polizei mit hohem Aufwand durchgeführte Rasterfahndung, mit der weitere „Schläfer“ gefunden 
und enttarnt werden sollten, musste deshalb ins Leere gehen. 

22 Bedauerlicherweise ist das „Terrorismusabwehrzentrum“ des Bundes nur dem Namen nach ein „gemeinsames“: Es besteht aus einem 
polizeilichen Teil unter der Verantwortung des BKA und einem nachrichtendienstlichen Teil unter Leitung des BfV; der BND ist in den beiden 
Teilkomponenten nur über Verbindungsbeamte vertreten. Die Gemeinsamkeit besteht vor allem in einer täglich stattfindenden 

www.olev.de/o.htm


Lagebesprechung, die alle Teile vereint. Trotzdem besteht die Hoffnung, dass sich durch diese Einrichtung die Terrorbekämpfung in 
Deutschland verbessert. 

23 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 19./20. Februar 2005, S. 10. 
24 Insofern ist dem deutschen Verteidigungsminister Peter Struck in vollem Umfange zuzustimmen, wenn er feststellt, dass „Deutschland auch 

am Hindukusch verteidigt“ wird. 
25 Die von der Polizei teilweise durchgeführten Kontrollen vor Moscheen sind unter diesem Ansatz eher als kontraproduktiv zu bewerten. 
26 Dabei sollte klar sein, dass dies nur ein sehr langwieriger Prozess sein kann, da sich der Islamismus nicht in erster Linie aus wirtschaftlicher 

Not speist, sondern aus der geistigen Auseinandersetzung zwischen zwei widerstreitenden Prinzipien, der Verwirklichung des „reinen Islam“ 
in Staat und Gesellschaft einerseits und den westlichen Werten andererseits.  

 Der zwischen den deutschen Parteien äußerst umstrittene Beitritt der Türkei zur Europäischen Union (EU), die in der islamischen Welt als 
geschlossener „Christenclub“ wahrgenommen wird, könnte der Anfang einer solchen positiven Entwicklung sein: Sollte es gelingen, dieses 
mehrheitlich islamisch geprägte Land in die EU zu integrieren und den Lebensstandard seiner Bevölkerung deutlich zu heben, könnte dies ein 
überzeugendes Gegenargument gegen die Polemik der Islamisten und ein Gegenentwurf für den militärisch ausgerichteten Unilateralismus 
der USA sein, der auf die Befindlichkeiten in der islamischen Welt wenig Rücksicht nimmt. 

  
                                                                                                                                                                                                                       
 

  INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT   
 
 

Internationale polizeiliche Zusammenarbeit – 
„Gemeinsamer Ermittlungsgruppen“ – 

Quo vadis? 
 

 
Klaus Mohr, Kriminaldirektor 

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz  
 

In Ergänzung des Beitrages „Internationale kriminalpolizeiliche Zusammenarbeit – ein Spagat zwischen Global 
Player und Community Policing“1 geht der Verfasser auf die derzeitige polizeiliche Situation bei der Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität ein.  

 
Veränderte Kriminalitätslage 
Die politischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen infolge des 
fortschreitenden Integrationsprozesses 
in Europa sowie die insgesamt 
festzustellende Globalisierung der 
Wirtschaft und der Finanzsysteme 
neben der ständig zunehmenden 
Migration wirkten und wirken sich auch 
auf die Kriminalitätslage aus.  
 
Gerade diese Entwicklungen bieten 
Tätern und Tätergruppierungen aus 
dem Bereich der Organisierten 



Kriminalität, aber auch anderer Kriminalitätsformen, vielfältige Möglichkeiten, Straftaten zu begehen 
und entsprechende Gewinne aus diesen Straftaten zu erzielen. 
Insofern ist es nahe liegend, dass grenzüberschreitende Ermittlungsverfahren nicht durch EU-
Institutionen erfunden wurden, sondern eine Reaktion auf gut organisierte Kriminalität darstellen. Die 
Kriminellen waren bereits Global Player, bevor den Ermittlungsbehörden überhaupt gestattet wurde, 
ohne Einzelgenehmigung des Behördenleiters ein nationales Ferngespräch zu führen. Dass 
gleichwohl in den letzten Jahren immer wieder von bedeutenden Fortschritten in der 
Grenzüberwindung gesprochen wird, ist denn auch wahrscheinlich eher Ausdruck grenzenloser 
Bescheidenheit und Leidensfähigkeit. Oder anders ausgedrückt: Unter den Millimetern ist der 
Zentimeter König.2 

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die folgende Aussage eines unbekannten Verfassers 
aus dem Jahre 1992 noch von Bedeutung ist:  
„Man kann die derzeitige Situation ohne Übertreibung in einem Vergleich zusammenfassen: Das 
internationale Verbrechen reist in einem Sportwagen, während die Polizei die Verfolgung mit dem 
Fahrrad aufgenommen hat. An der Grenze muss der Polizeibeamte dann vom Fahrrad steigen, um 
das nationale Strafgesetzbuch zu studieren. Danach sendet er einige Rauchzeichen aus, in der 
Hoffnung, von seinem ausländischen Kollegen Antwort zu bekommen.“ 
 
Reaktionen politischer Institutionen auf diese Herausforderungen 
Der Europäische Rat3 stellte bereits 1999 fest, dass er entschieden für eine Verstärkung des Kampfes 
gegen schwere organisierte und grenzüberschreitende Kriminalität eintritt. Voraussetzung für ein 
hohes Maß an Sicherheit in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ist demnach ein 
effizienter und umfassender Ansatz bei der Bekämpfung aller Erscheinungsformen der Kriminalität.4 
Weiterhin ruft der Europäische Rat dazu auf, dass als erster Schritt zur Bekämpfung des Drogen- und 
Menschenhandels sowie des Terrorismus Gemeinsame Ermittlungsteams – wie im Vertrag 
vorgesehen – unverzüglich eingerichtet werden.5  
 
In einem Übereinkommen6 vom 29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union befasst sich im Anhang Artikel 13 mit „Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen“. Gemäß Absatz 1 dieses Artikels können im Wege der Vereinbarung die 
zuständigen Behörden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten für einen bestimmten Zweck und einen 
begrenzten Zeitraum, der im gegenseitigen Einvernehmen verlängert werden kann, eine Gemeinsame 
Ermittlungsgruppe zur Durchführung strafrechtlicher Ermittlungen in einem oder mehreren der an der 
Gruppe beteiligten Mitgliedstaaten bilden.7 

 
In einem Rahmenbeschluss vom 13.06.2002 hat der Rat der Europäischen Union die Bildung 
Gemeinsamer Ermittlungsgruppen angenommen.8  Darüber hinaus wurde in einer Empfehlung des 
Rates vom 08.05.2003 ein Modell für eine Vereinbarung über die Bildung einer Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe für die Mitgliedstaaten vorgelegt.9 Diese Vereinbarung geht dezidiert auf die Arbeit 
einer solchen Ermittlungsgruppe ein, beschreibt deren Ziel, den Leiter, die Mitglieder, organisatorische 
Vorkehrungen etc.10 

 
Zur Vervollständigung wird darauf hingewiesen, dass Politik, Rechtspraxis und -wissenschaft im 
Hinblick auf die Institutionalisierung der europäischen polizeilichen Zusammenarbeit von Anfang an 
die Forderung nach einer effektiven justitiellen Einbindung sowohl des Europäischen Polizeiamtes als 
auch anderer Formen der Polizeikooperation erhoben.11 In der Folge wurden das „Europäische 
Justitielle Netz“12 und danach die europäische justitielle Zentralstelle „Eurojust“13 eingerichtet. 
Schließlich wurde am 12.05.2004 durch Gesetz der Ratsbeschluss zur Errichtung von Eurojust zur 
Verstärkung der Bekämpfung der schweren Kriminalität (Eurojust-Gesetz-EJG) endgültig umgesetzt.14 
In diesem Gesetz wird u.a. die gegenseitige Unterrichtung über Gemeinsame Ermittlungsgruppen und 
grenzüberschreitende Strafverfahren geregelt.15  
 
Aktuell wird der Gesetzesentwurf der Bundesregierung zu dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 15.11.2000 gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität sowie zu den 
Zusatzprotokollen gegen den Menschenhandel und gegen die Schleusung von Migranten16 erörtert. 
Auch dieses Gesetz sieht im Artikel 19 die fallbezogene Errichtung von Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen mit der Einschränkung vor, dass die Souveränität des Vertragsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet diese Ermittlungen stattfinden sollen, uneingeschränkt geachtet wird.  
 
 
 



Notwendigkeit von Gemeinsamen Ermittlungsgruppen 
Am Beispiel der Organisierten Kriminalität, stellvertretend für andere grenzüberschreitende 
Kriminalitätsformen, ist festzustellen, dass nahezu 85 % der in Deutschland im Jahre 2003 erfassten 
OK-Verfahren17 Bezüge in das Ausland (104 Staaten) hatten. Die nichtdeutschen Tatverdächtigen 
hatten einen Anteil von rund 60 % und stammten aus 87 Nationen.18 Vor diesem Hintergrund liegt es 
auf der Hand, über neue staatenübergreifende Bekämpfungsmethoden nachzudenken. 
 
Vorteile Gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
Dass dabei durch Gemeinsame Ermittlungsgruppen besonders effektive und effiziente 
Problemlösungen zu erwarten sind, ist jedenfalls bei einer theoretischen Betrachtung aus 
nachfolgenden Gründen zu erwarten: 
 
Ein wesentlicher Vorteil dieser Gruppen liegt in der Koordinierung der Verfahrensabwicklung, z.B. 
durch Abstimmung gemeinsamer Maßnahmen in verschiedenen Staaten, die dadurch deutlich 
einfacher wird. Durch den unmittelbaren und persönlichen Kontakt ist ein zielgerichtetes und 
beschleunigtes Verfahren zu erwarten. 
 
Darüber hinaus können gemeinsame Projekte dazu beitragen, Vorbehalte persönlicher, kultureller 
oder auch rechtlicher Natur zu minimieren und die ertrauensvolle Zusammenarbeit zu 
stärken. ie in diesem Rahmen entstehenden Kontakte können selbst später noch für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit außerhalb Gemeinsamer Gruppen genutzt werden.19 
Vorausgeschickt, dass die rechtlichen Probleme vor der Einrichtung einer Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe einer Lösung zugeführt sind bzw. während den laufenden Ermittlungen gelöst 
werden, sind nachfolgende Überlegungen anzustellen: or Aufnahme der operativen Ermittlungen sollte 
fallabhängig die Notwendigkeit der Einrichtung einer Auswerte- und Analyseeinheit in Betracht 
gezogen werden, um die OK-Strukturen aufzuhellen. Dabei kann auch eine Beteiligung von Europol 
bedeutsam sein.  
 
Die Entscheidung für oder gegen die Einrichtung einer Gemeinsamen Gruppe muss auf der 
Grundlage einer fallspezifischen Analyse und Bewertung erfolgen. Tendenziell kann gesagt werden, 
dass die Vorteile Gemeinsamer Ermittlungsgruppen überwiegen, je komplexer die 
Ermittlungsführungen sind und je größer die Wahrscheinlichkeit ist, dass länderübergreifend ganze 
Maßnahmenbündel erforderlich werden.20 m Zustimmungsfall ist auf der Grundlage der 
Bewertungsergebnisse festzulegen, ob eine Gemeinsame Ermittlungsgruppe zur Durchführung 
strafrechtlicher Ermittlungen in einem oder mehreren an der Gruppe beteiligten Staaten gebildet wird, 
wer die Leitung übernimmt und wie die zuständigen Justizbehörden (Staatsanwaltschaften) 
einzubinden sind. Letztendlich ist die Entscheidung – auch in Bezug auf die Organisationsform und 
die personelle Besetzung einer Gemeinsamen Ermittlungsgruppe – sicherlich fall- und projektab- 
hängig.  

 
Gleichwohl ist davon auszugehen, dass 
der Koordinationsaufwand bei einer 
dezentralen Ermittlungsgruppe höher ist, 
da die Informationen in jedem 
Mitgliedstaat gebündelt werden müssen 
und danach wiederum neben der 
„Zentralstelle“ an die sachbearbeitenden 
ausländischen Dienststellen zu 
transportieren sind. Darüber hinaus ist 
wegen dieser Doppelaufgaben mit einem 
erhöhten Personalansatz zu rechnen. 
Gerade bei umfangreichen OK-
Komplexen ist von einem 
deliktsübergreifenden Vorgehen der 
Täter oder Tätergruppierungen 
auszugehen. Daher erscheint es 
zweckmäßig, in Abhängigkeit von der 

Fallkonstellation Spezialisten aus den verschiedenen Deliktsbereichen ebenso wie Vermögens-
/Gewinnabschöpfer und gegebenenfalls Beamte aus operativen Einheiten in diese Gruppen zu 
integrieren. Des Weiteren sind die Einbindung von Zoll und Steuerfahndung in Erwägung zu ziehen.  
Auf diese Weise wird es möglich sein, auch unterschiedlichen kriminellen Vorgehensweisen (z.B. in 
den Bereichen der Umwelt-, Wirtschafts-, Waffen- oder Rauschgiftkriminalität) Rechnung zu tragen.   



 
 
 
Operative Maßnahmen 
Aufbauend auf den bereits vorliegenden Ergebnissen sind im Verlaufe der Ermittlungen neben 
Vernehmungen, Durchsuchungen, Festnahmen etc. auch verdeckte staatenübergreifende 
Maßnahmen von Bedeutung. Dazu zählen insbesondere Telekommunikationsüberwachungen und der 
Einsatz von Operativ-Technik. Gerade die rasante Entwicklung im technischen Bereich beeinflusst 
taktische Vorgehensweisen bei Lagebewältigungen immer häufiger. 
 
In diesem Zusammenhang darf nicht verkannt werden, dass einerseits technische Einsatzmittel viele 
Lösungswege eröffnen, andererseits aber auch Grenzen aufzeigen, die sowohl in der Rechtssituation 
als auch in der Leistungsfähigkeit von Einsatzmitteln begründet sind. Dabei ist von einem 
„Spannungsviereck“ auszugehen, in dem neben Recht auch die Elemente Technik, Taktik und 
Personal zu beachten sind. Nur wenn alle Elemente entsprechend berücksichtigt werden, können die 
notwendigen (grenzüberschreitenden) Maßnahmen getroffen werden.  
Um diesem steigenden Technik-Einsatz weitestgehend gerecht zu werden und das Vertrauen in die 
Strafverfolgungsbehörden zu gewährleisten, erfordern die zum Teil zeitaufwändigen technischen 
Maßnahmen den Einsatz von Spezialisten. Defizite in diesem Bereich erhöhen das Entdeckungsrisiko, 
enttarnen vor allem die sensible Technik für zukünftige Fälle, können Polizeibeamte gefährden und 
bringen das gesamte Instrumentarium in Misskredit.  
 
Mithin muss das taktische und technische Wissen auf einem eng definierten Personenkreis 
beschränkt werden, wodurch dem Gedanken der Geheimhaltung besonders Rechnung zu tragen ist. 
Infolgedessen muss bei der Einrichtung einer internationalen Ermittlungsgruppe daran gedacht 
werden, Polizeibeamte aus diesen Bereichen in die Organisationseinheit zu integrieren. Durch diese 
sind frühzeitig unterschiedliche technische Ausstattungen festzustellen und durch Austausch oder 
Ergänzungen zu kompensieren. 
Daneben sind bei entsprechenden Ermittlungsverfahren Observationen und Einsätze von Verdeckten 
Ermittlern sowie Vertrauenspersonen denkbar, die bereits in der Vergangenheit bei grenz-
überschreitenden Maßnahmen Berücksichtigung fanden. Kontrollierte Lieferungen gehören 
mittlerweile bereits zu Standardmaßnahmen und werden der Vollständigkeit halber erwähnt – zumal 
sie oftmals mit einer der bereits aufgeführten Maßnahmen korrelieren. 
 
Schließlich sind die Vermögens- und Gewinnabschöpfung als ermittlungsbegleitende Maßnahmen von 
Beginn eines Verfahrens zu berücksichtigen, weil mit deren Hilfe die durch die Straftäter erzielten 
Gewinne in Form von z.B. Bargeld, Bankguthaben oder beweglichen Gegenständen gesichert werden 
können. 
Zum einen werden Straftäter bei ihrem eigentlichen Ziel, der Gewinnmaximierung und dem Ausbau 
der Logistik erheblich gestört. Zum anderen fließen durch diese Maßnahmen dem Staat nicht 
unerhebliche Beträge zu, auch wenn nach derzeitigem Stand die Vermögenswerte im ersuchten 
Mitgliedsstaat verbleiben.  
 
Im Übrigen sieht ein von Dänemark vorgelegter Rahmenbeschluss über die gegenseitige 
Anerkennung von Einziehungsentscheidungen in der Europäischen Union die Rückführung 
eingezogenen Vermögens in das ersuchende Land vor.21 In der Praxis teilen derzeit die beteiligten 
Vertragsparteien oftmals das eingezogene Vermögen, was nach bestehenden Rechtshilfevorschriften 
zu-lässig ist. 
 
Demzufolge sind beim Einrichten einer Gemeinsamen Ermittlungsgruppe die gleichen 
Voraussetzungen zu beachten wie bei einer nationalen Verfahrensbearbeitung.  
Allerdings bietet es sich in diesen Fällen wegen den komplexen Ermittlungen an, vor Beginn der 
Maßnahmen die Ziele und die dazu erforderlichen personellen und materiellen Ressourcen zwischen 
allen Beteiligten (z.B. Staatsanwaltschaft, Polizei) festzulegen. Hierzu zählt auch, nach einem 
abgestimmten Zeitplan die dann erzielten Ergebnisse einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Danach 
ist über das weitere Vorgehen gemeinsam zwischen den Beteiligten zu entscheiden.  
An Hand dieser aufgezeigten Ermittlungsmethoden wird sichtbar, dass eine internationale 
Ermittlungsgruppe sich nicht von einer regionalen oder auf Ebene eines Staates eingerichteten 
Arbeitsgruppe bei ihren polizeilichen Aufgaben unterscheidet, weswegen organisatorische und 
infrastrukturelle Voraussetzungen und Erfordernisse übernommen werden könnten. 
 
 



Probleme bei grenzüberschreitenden Maßnahmen 
Allerdings müssen bei grenzüberschreitenden operativen Maßnahmen die Problemfelder Recht, Taktik 
und Technik berücksichtigt werden, die in der ergangenheit bei Lagebewältigungen immer wieder zu 
klären waren.   ei der Betrachtung dieser Problemfelder wird deutlich, dass einerseits einige bilateral 
gelöst sind, andererseits ein Teil mit geringem Aufwand minimiert bzw. geregelt werden kann.  
Insofern ist die Einrichtung von internationalen Ermittlungsgruppen ein Schritt in die richtige Richtung, 
da bei gemeinsamer Aufgabenerledigung einige der aufgezeigten Probleme frühzeitig reduziert oder 
gar gelöst werden. 
 

 
Auf Grund der aufgezeigten 
Entwicklungen sollte man eigentlich 
annehmen, dass Gemeinsame 
Ermittlungsgruppen mitt-lerweile bei der 

grenzüberschreitenden 
Kriminalitätsbekämpfung häufiger 
eingerichtet werden. Die Praxis belegt 
allerdings, dass von diesem 
Ermittlungsinstrument äußerst selten – 
wenn über-haupt – Gebrauch gemacht 
wird. Die Ursachen sind 
unterschiedlichster Natur – sie beginnen 
mit dem Status der entsandten Beamten, 
den logistischen Vo-raussetzungen, den 
entstehenden Kosten (Abordnung, 
Auslandszulage) und enden in aller Regel 

bei den praktischen rechtlichen Umsetzungen, obwohl die Grundlagen – wie zuvor aufgezeigt – 
geschaffen worden sind.  
 

 
 
Fortschritte in der europäischen 
Zusammenarbeit 
Dennoch ist für den polizeilichen Bereich 
festzustellen, dass die Aussage (Fußnote 2) 
und das danach folgende Zitat aus meiner Sicht 
mittlerweile nicht mehr in dem Ausmaß 
zutreffend sind. 
Sicherlich sind noch viele, insbesondere 
justitielle Verbesserungen in der 
grenzüberschreitenden Verfahrensbewältigung 
notwendig, um die theoretisch beschriebenen 
und festgelegten Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppen ins Leben zu rufen – aber 
die Strafverfolgungsbehörden haben indes 
einen anderen und einfacher umzusetzenden 
Lösungsweg gefunden.  

 
Im Rahmen der Einleitung von Spiegelverfahren in den betroffenen Staaten können auf einer 
gesicherten rechtlichen Basis in diesen die notwendigen operativen Maßnahmen durchgeführt 
werden.  
Im Prinzip ist von einer dezentralen Ermittlungsgruppe, die in den betroffenen Staaten tätig wird, 
auszugehen. Dabei darf aber nicht verkannt werden, dass diese Vorgehensweise zu einem erhöhten 
Koordinierungsaufwand und damit einhergehend zu Reiseaktivitäten der Ermittlungsbeamten und der 
operativen Kräfte führt.  
Die folgenden praktischen Erfahrungen belegen, dass dieses Verfahren bis zu einer Implementierung 
der Gemeinsamen Ermittlungsgruppen zwar nicht der „via regis“ ist, aber zumindest in vielen Fällen 
sehr hilfreich sein kann.  
 
 
 
 



Erfolgreich abgeschlossene Ermittlungsverfahren 
Ermittlungen gegen Rauschgifthändler im Bereich Kaiserslautern führten die Polizei auf die Spur von 
Euro-Fälschern, da ein Dealer auch Falschgeld anbot. er polnische Anbieter lebte illegal in 
Deutschland. 
 
Im Rahmen verdeckter Maßnahmen gelang es Beamten des Landeskriminalamtes Rheinland-Pfalz 
Kontakt zu dem Anbieter aufzunehmen. In der Folge übergab der 22-jährige arbeitslose Pole 
Musternoten und stellte die Lieferung einer größeren Menge Falschgeld in Aussicht. Die falschen 50-
Euro-Noten konnten nach Bewertung durch die Europäische Zentralbank einer sehr guten 
Fälschungsklasse zugeordnet werden.  
Recherchen in Zusammenarbeit mit dem Bundeskriminalamt ergaben, dass von dieser Fälschung 
bereits ein Betrag von 152.800,- Euro von den Tätern in Europa in Umlauf gebracht wurde, davon in 
Rheinland-Pfalz 12.650,- Euro. 
Die weiteren Ermittlungen ergaben sehr schnell, dass sich die eigentlichen Drahtzieher in Polen 
aufhielten. Infolgedessen war es sinnvoll, das Verfahren gemeinsam mit den zuständigen polnischen 
Behörden unter Einbindung des Bundeskriminalamtes fortzuführen. Es stellte sich dabei heraus, dass 
die Polizei in Polen bereits seit Monaten dem gleichen Täterkreis auf der Spur war. 
Deshalb wurde es notwendig, dass zwei Verdeckte Ermittler des Landeskriminalamtes Rheinland-
Pfalz weitere Geschäftsverhandlungen mit den Fälschern in Warschau führten. Schließlich gelang es, 
falsche Euro-Noten im Nennwert von über 100.000,- Euro anzukaufen. Dabei erfolgte zunächst durch 
die polnische Polizei die Festnahme von fünf polnischen Mitgliedern der Fälscherbande. 
Anschließende Ermittlungen führten einen Tag später zur Entdeckung der Fälscherwerkstatt und zur 
Festnahme von weiteren fünf polnischen sowie zwei ukrainischen Tatverdächtigen, wozu auch der 
Kopf der Bande gehörte.    
Die Werkstatt der Geldfälscher war professionell ausgestattet. Es wurden alle zur Herstellung von 
Falschgeld erforderlichen Materialien, Werkzeuge und darüber hinaus falsche Euro im Wert von über 
250.000,- Euro, deren Herstellung noch nicht beendet war, aufgefunden. Die Täter gingen arbeitsteilig 
vor und nahmen die Produktion aus Tarnungsgründen an unterschiedlichen Orten vor.  
Die sichergestellten Materialien hätten für die Herstellung von mindestens 1,5 Millionen Euro 
ausgereicht. 
 
Der Ermittlungserfolg ist insbesondere auf die Einleitung von Spiegelverfahren und auf eine 
beispielhaft gute Zusammenarbeit zwischen den polnischen Behörden, dem Bundeskriminalamt und 
dem Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz zurückzuführen. 
 
2004 erhielt das Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz über das Bundeskriminalamt Kenntnis von einem 
Ermittlungsverfahren, das bei der Questura in Perugia/Italien wegen international organi- 
siertem Kokainhandel geführt wurde. Das Verfahren richtete sich gegen eine 
algerisch/deutsch/italienische Tätergruppierung, wobei die Lieferanten des Rauschgiftes in den 
Niederlanden, die Kurierin in Deutschland und die Empfänger in Italien aufenthältig waren. Weitere 
Täterverbindungen bestanden darüber hinaus nach Skandinavien. Die ersten länderübergreifenden 
Ermittlungsmaßnahmen führten infolge von Koordinierungsproblemen nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen – zumal die Ermittlungen unterschiedliche nationale Zielsetzungen hatten. 
Daher wurde seitens der italienischen und deutschen Strafverfolgungsbehörden eine Abstimmung der 
gemeinsamen Vorgehensweise unter Teilnahme niederländischer Behörden bei EUROJUST in Den 
Haag/NL initiiert. Dabei wurden konkrete Absprachen zu umfangreichen operativen Maßnahmen 
getroffen, die zur Aufklärung der Reise- und Lieferwege der Tätergruppierung führten. 
Hierbei waren neben den bereits genannten Strafverfolgungsbehörden auch französische und 
schwedische eingebunden. 
Der polizeiliche und justitielle Informationsaustausch fand in diesem Ermittlungsverfahren 
absprachegemäß unmittelbar unter den Beteiligten statt. 
Notwendige Ermittlungsmaßnahmen konnten infolgedessen durchweg ohne zeitlichen Verzug 
umgesetzt werden. 
Schließlich konnten bei einer Kontrollierten Lieferung von den Niederlanden über Deutschland, 
Österreich nach Italien 1,5 Kilogramm Kokain sicher- 
gestellt und die Kurierin festgenommen werden. Die als vorbildlich zu bezeichnende gegenseitige 
operative und technische Einsatzunterstützung führte letztlich zur Festnahme von insgesamt neun 
Tatverdächtigen in Perugia/Italien und dem Nachweis von zahlreichen Kokaintransporten.   
Ohne die persönlichen Absprachen bei EUROJUST wäre dieser Ermittlungserfolg sicherlich nicht in 
dem Ausmaß eingetreten.  
 
Schlussbemerkung 



Insofern sind seit 1992 deutliche positive Veränderungen bei der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit festzustellen. 
Entgegen negativer Stimmen werden europaweite operative Maßnahmen der 
Strafverfolgungsbehörden praktiziert und überwiegend erfolgreich abgeschlossen. 
Bei Ermittlungen wird vermehrt erkannt, dass nationale Maßnahmen mit lediglich am Einzelfall 
orientierten internationalen Informationskontakten keine wirksame Kriminalitätsbekämpfung leisten 
können.  
Es darf aber nicht unerwähnt bleiben, dass im Bereich der justitiellen Rechtshilfe unbedingt 
Modifizierungen und ein Anpassen an die heutige Situation erfolgen müssen.  
 
Um den Anforderungen an eine moderne Kriminalitätsbekämpfung gerecht zu werden, müssen die 
heutigen Ermittlungsmethoden, insbesondere zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, in den 
Verhandlungen und damit in den entsprechenden Vereinbarungen berücksichtigt werden. In den 
Regelungen der internationalen Rechtshilfe ist nichts zu Telefonkommunikationsüberwachungen, 
geschweige denn zur Überwachung von Handys oder Satellitenpeilung ausgesagt. Ebenso wenig ist 
der Einsatz von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen geregelt.  
Diese Problematik ist zumindest zum Teil in dem unter Fußnote 6 angeführten Übereinkommen 
aufgegriffen worden. Neben den Gemeinsamen Ermittlungsgruppen werden die Vernehmung per 
Videokonferenz, die Kontrollierte Lieferung, Verdeckte Ermittlungen und die Überwachung des 
Telekommunikationsverkehrs geregelt. 
Zwischenzeitlich befindet sich der dazugehörige Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum 
Übereinkommen in der Beratung mit dem Bundesrat22. 
 
Zukünftig müssen organisatorische und kriminalistische Instrumentarien für die Bekämpfung der 
Kriminalität noch weiter fortentwickelt werden. Dies gilt nicht nur für die Polizei, sondern auch für die 

Justiz. 
Eine inhaltsnahe uusammen-
arbeit bei Polizei- und 
Justizbehörden wird immer 
wichtiger; zumal sich auch die 
Alltagskriminalität mehr und mehr 
über nationale Grenzen hinweg 
abspielt. 
Unter Berücksichtigung der 
europa- und weltweiten 

Kriminalitätsentwicklung, 
insbesondere im Bereich der 
Organisierten Kriminalität, sind 

u.a. die Beschlüsse des Rates der 
Europäischen Union von großer 

Bedeutung. Sie dürfen aber keine Worthülsen bleiben, sondern müssen mit Leben erfüllt werden. 
Dabei sind die Erkenntnisse und Erfahrungen, die bei erfolgreichen Einsätzen im Rahmen von 
Spiegelverfahren und/oder unter Beteiligung von EUROJUST erzielt wurden, für künftige Bildungen 
Gemeinsamer Ermittlungsgruppen von großer Bedeutung. Denn nur auf der Grundlage der 
gewonnenen Ergebnisse können Pessimisten von der Notwendigkeit einer abgestimmten und vor 
allem gemeinsam durchzuführenden Verfahrensbewältigung überzeugt werden. 
 
 
 
Fußnoten: 
 
  1 Jörg-Michael Klös, Die Kriminalpolizei, Heft 4/2004, S. 121 - 122 
  2 Horst Leisen, „Wird jetzt alles besser? Einschätzungen zum Instrument der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe von einem Staatsanwalt“, nicht 

veröffentlichter Vortrag anlässlich eines EU- 
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  3 Europäischer Rat; Schlussfolgerungen des Vorsitzes am 15./16.10.1999 in Tampere/Finnland 
  4 Kapitel C, Ziffer 40 der Schlussfolgerungen von Tampere 
  5 Kapitel C, Ziffer 43 der Schlussfolgerungen von Tampere 
  6 Gemäß Artikel 34 Abs. 2 d des Vertrags über die Europäische Union in der Fassung vom 02.10.1997 
  7 ABl. C 197 vom 12.07.2000, S. 3 
  8 Abl. L 162 vom 20.06.2002, S. 1 
  9 ABl. C 121 vom 23.05.2003, S. 1  
10 ABl. C 121 vom 23.05.2003, Anhang, S. 2 - 6  
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18 Vgl. Fußnote 16, S. 21 
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20 Vgl. Fußnote17, S. 9 
21 Rat der Europäischen Union, Interinstitutionelles Dossier: 2001/0270 (CNS) vom 09.08.2002 
22 Deutscher Bundestag, Drucksache 15/4233 vom 17.11.2004 
 
 
 

 
 
 

    KRIMINALPRÄVENTION    
 
  

Evaluation und (Kriminal-)Prävention 
Von der Notwendigkeit, evaluative Momente 

bei der Projektierung von Präventionsmaßnahmen stärker in den Blick zu 
nehmen 

 

 
Von Gerhard Kuntze, Geschäftsführer der Opfer- und Täterhilfe Rheinhessen e.V. 

 
Problemaufriss 
Das Thema Kriminalprävention ist auf den unterschiedlichsten Ebenen präsent: In Politik, (Sozial-, 
Bau- und Ordnungs-) Verwaltung, Wirtschaft, bei den Bürgern und selbstverständlich in den Reihen 
der Polizei. Jede Institution definiert Kriminalprävention in Abhängigkeit des eigenen (politischen) 
Wirkens; der Begriff wird dadurch für den eher außenstehenden Betrachter äußerst diffus. Aus diesem 
Grunde ist es unabdingbar, wenn von Prävention gesprochen wird, klarzustellen, ob es sich z.B. um 
Kriminalprävention, Jugend- oder Erziehungshilfe, Stadtplanung usw. handelt. Warum ist diese 
Einleitung wichtig? Ganz einfach: Es geht um Zuständigkeiten und damit um Professionalität, 
Kostenstellen und nicht zuletzt um die Umsetzung entsprechender Bemühungen. Warum?  
 
Kriminalprävention ist schon vielfach definiert und differenziert worden.1) Bislang wird aber die 
schlüssige Antwort auf die Frage vermisst, wer denn kriminalpräventiv tätig wird. Jede o.g. Institution 
wird sich auf die Fahne schreiben, im Sinne der Verhinderung und Vermeidung von Straftaten im 
Rahmen der ihr obliegenden Zuständigkeit geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die dem Ziel der 
genannten Bemühungen gerecht werden. Alle diesbezüglichen Arbeiten sind außerordentlich wichtige 
Beiträge zu vielfältigen Bereichen der Prävention. Von Kriminalprävention kann aber nur dann 



gesprochen werden, wenn auf der Basis polizeilicher Beobachtungen kriminalisierbares Verhalten 
deutlich wird.  
 
In den verschiedenen Datenbanken2) werden Präventionsprojekte aufgeführt, die so unterschiedlich 
sind wie die Lebenswirklichkeit: Von „Müllfeuerwehr“ über „Nachbarschaftsfest“, von „Busengel“, über 
„Integration von Ausländern und Aussiedlern“, von „Streitschlichtung“ bis hin zu öffentlichen 
Sportevents mit Tischtennis, Badminton, Theater und musikalischen Open-Air-Veranstaltungen ist fast 
alles zu finden, was sich den Namen Kriminalprävention gibt oder auch zugeschrieben bekommt. So 
wichtig und toll die einzelnen Projekte auch sein mögen, der Begriff „Kriminalprävention“ wird mit der 
bunten Mischung von Maßnahmen verwässert. Mit Lüders3) gesprochen gibt es aus dieser Perspektive 
nichts zwischen Himmel und Erde, was nicht kriminalpräventiv relevant wäre. Kriminalprävention muss 
daher begründet werden, weil die Vorbeugung von strafbaren Handlungen im Fokus von 
Kriminalprävention steht. Also was tun? Die Antwort heißt: Auffälligkeiten von abweichendem 
Verhalten sind zu belegen (Definitionsqualität), das Ziel der Präventionsmaßnahme ist zu definieren 
(Projektqualität) und die Wirkung muss überprüft werden (Ergebnisqualität).  
Dienen die Projekte der Sicherheit von Senioren oder beugen Sie dem Wohnungseinbruch vor oder 
wird das Sicherheitsgefühl erhöht, so kann von Kriminalprävention (hergeleitet von Straftat, abwei- 
chendem Verhalten) gesprochen werden. Die Identifikation mit dem sozialen Umfeld beispielsweise 
oder die Erhöhung sozialer Kompetenzen von Jugendlichen gehören so gesehen unter die Rubrik von 
Sozialpolitik und Jugendhilfe; die Förderung von Nachbarschaft gehört in die Abteilung von Stadtpolitik 
ebenso wie die Unterstützung von Ehrenamt und Akzeptanz von und Auseinandersetzung mit 
bürgerschaftlichem Engagement. Wir können zwar allgemein von Prävention sprechen, nicht aber 
allgemein von Kriminalprävention. Diese beginnt erst bei sekundären und tertiären Auffälligkeiten 
sowie Zielgruppenarbeit. Primäre Kriminalprävention lässt sich schwer begründen, bzw. gibt es nicht! 
In diesen Fällen handelt es sich „nur“ um Prävention und bedeutet Jugendhilfe, Gemeinwesenarbeit, 
technische Prävention ohne aktuellen Anlass, u.d.gl. 
 
Kriminalprävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
Es wird immer wieder betont, dass Kriminalprävention eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. 
Zunächst ist aber mit „Gesamtgesellschaft“ eine amorphe Größe angesprochen, welche erst Gestalt 
annehmen muss. Versucht wird dieses in den Präventivgremien der Kommunen: „Rat für Sicherheit“ 
oder „Kommunaler Präventivrat“ genannt. Mit diesem anerkannten Konzept werden prinzipiell die 
Institutionen „Verwaltung – Polizei – Bürger“ angesprochen, die so genannten drei tragenden Säulen 
der Kriminalprävention. Vor diesem Hintergrund wäre es zu begrüßen, wenn einerseits gesellschaftlich 
relevante Institutionen (cariative Einrichtungen, Wirtschafts-/Versicherungsverbände, etc.) einbezogen 
werden und andererseits durchgängig das Prinzip der Fachlichkeit vorherrschen würde, in dem die 
drei genannten Institutionen ein System der primären Zuständigkeit vereinbaren würden. 
Kriminalprävention könnte somit immer mit Unterstützung des jeweils anderen Partners in diejenigen 
Hände gelegt werden, der im Diskurs die fachliche Ausrichtung zugeschrieben bekommt. Hier ist eine 
Förderung geboten. Das gemeinsame Tun heißt Prävention, in einigen Fällen dann auch 
Kriminalprävention. 
 
Wie aber können die Erfordernisse von qualitativer Projektarbeit erkannt werden? Wie können 
einerseits Erfolge (von denen die meisten nichts wissen) honoriert und weitergereicht und andererseits 
Fehler verhindert werden? Wer Erfolge nicht belohnt setzt auf „Weiterwursteln“. Wer Erfolge nicht 
kennt, ist nicht in der Lage, Ergebnisse in Politik und Öffentlichkeit darzustellen. Wer Reibungsverluste 
und Fehler nicht erkennt, kann aus seinem Tun nicht lernen!  
 
Die Antwort heißt: Projektmanagement & Evaluation! 
 
Auf den zweiten Aspekt möchte ich im Folgenden näher eingehen. Es ist bislang (fast) unverständlich, 
wenn von Mitteleinsparung und Steuerung die Rede und Evaluation als Begriff zwar bekannt ist, aber 
kaum gelebt wird. 
 
Prävention und Evaluation 
Dem Thema Evaluation widmen sich die Verantwortlichen in unterschiedlicher Weise: Viele ignorieren 
es, manche informieren sich, wenige setzen sich damit auseinander. Und ganz selten werden 
(kriminal-)präventive Maßnahmen auf den Prüfstand gestellt. Warum das so ist, kann vielfach erahnt, 
beobachtet und eruiert werden4). In informellem Austausch wird das Problem schon transparenter. Das 
erste und beliebteste Argument ist das hinsichtlich möglicher monetärer Aufwendungen, die nicht 
leistbar sind (Projektförderungen nach dem Gießkannen-Prinzip ist aber möglich!). Dann kommen 
Vorbehalte gegenüber möglichen Ergebnissen. Solche Vorbehalte werden eher zurückhaltend 



vorgebracht. Schließlich wird eine Evaluation in vielen Fällen – gerade im lokalen Bereich – 
schlichtweg politisch nicht gewollt. Diese Annahme wird nicht laut geäußert. Im Gegenteil, mit 
Erstaunen muss nicht selten zur Kenntnis genommen werde, dass die Verantwortlichen eine 
Evaluation als höchst wichtig einschätzen, doch leider greift dann wieder Argument eins.  
Dabei gibt es (fast) unendlich viele gute Gründe, aktiv sich diesem Thema zu widmen und stärker in 
den Blick zu nehmen.5) Ein paar (eigene) Stichworte sollen an dieser Stelle genügen, mit einigen 
Aspekten soll sich im Folgenden auseinander gesetzt werden. Zu nennen ist der Zusammenhang von 
Evaluation und 
 
- Wirkung präventiver Projekte,  
- Qualitätssicherung,  
- Neues Steuerungsmodell.  
 
Auch wenn diese Punkte miteinander verzahnt sind, sollen sie zum besseren Verständnis zunächst 
einmal getrennt betrachtet werden. Dabei sind Redundanzen nicht immer vermeidbar.  
Innovation und Fachlichkeit sollten die tragenden Elemente von Projektarbeit sein. 
 
 
Evaluation und die Wirkung präventiver Projekte 
Was habe ich mit meiner Maßnahme erreicht? Konnte ich die zuvor formulierten Ziele erreichen? 
Lohnte sich das aufwendigere Projekt gegenüber dem weniger aufwendigen? Diese und noch mehr 
Fragen stehen hinter der manchmal relativ aufwendigen Evaluationsform. Doch wer mit geringen 
finanziellen Mitteln verantwortlich haushaltet, muss letztlich auch entscheiden, ob ein gleiches 
Präventionsprojekt nochmals umgesetzt werden kann und wenn ja, dann vielleicht mit einem 
geringerem Kostenanteil, aber zumindest mit dem gleichen Ergebnis. Aber wer sparen soll vor dem 
Hintergrund, das gleiche Ergebnis erzielen zu wollen, muss einerseits die Ausgabenseite kennen und 
Einsparpotentiale richtig einschätzen, anderseits aber auch das Projektergebnis bilanzieren. Die 
Entscheidungsgrundlage liefert i.d.R. eine Wirkungsanalyse. 
Grundsätzlich ist das Ziel dieser Evaluation der Nachweis, ob einerseits das Programmziel erreicht 
wurde, andererseits sollen feststellbare (nachweisbare) Veränderungen im Sin-ne des Präventions- 
programms geliefert werden. Dazu sind zwei Voraussetzungen idealtypisch zu erfüllen: 
1. die Ergebnisse müssen (nach strengen Regeln) replizier-/reproduzierbar und 2. generalisierbar 
sein. D.h. es müssen „robuste“ Ergebnisse vorhanden sein, die in ähnlicher Form und unter ähnlichen 
Bedingungen erneut beobachtet werden können. Darüber hinaus sind die Ergebnisse für spätere 
Programmentscheidungen von Bedeutung.  
 
Die „Arbeitshilfe für die Evaluation“, ein Arbeitsbuch zur Qualitätssicherung, Planung, Durchführung 
und Evaluation von Präventionsprojekten6) bietet als Maßnahme zur Messung von Wirkungen die 
Einführung von Kennziffern7) an. Dieses praktikable Vorgehen erlaubt einen Vorher-Nachher-Vergleich 
eben auf der Basis dieser Kennziffern (z.B. Deliktzahlen pro Einwohner, Anzahl von 
Anzeigen/Zeugenbenennung oder die Nutzung der Notrufnummer vor einer Aufklärungskampagne 
und danach). Die Kennzifferkonstruktion muss dabei auf einer validen Datenbasis sowie einer 
plausiblen und nachvollziehbaren Größe beruhen. 
 
Evaluation und Qualitätssicherung 
Qualität erwartet jedermann/-frau, ob auf der Leitungsebene oder von Seiten der geldgebenden 
Stellen. Qualitätsmanagement, -entwicklung und -sicherung sind zu geflügelten Worten geworden, mit 
dem Frau/Mann sich gerne schmückt. Und in der Tat wird auf vielfältigen Ebenen (auch über 
Steuerungsmodelle) qualifiziertes Handeln erwartet. Eine entscheidende Frage ist, wer eigentlich 
definiert Qualität, was sind die Qualitätskriterien und -indikatoren? Qualität ist zunächst ein diffuser 
Begriff. Mit ihm werden Normen (DIN/EN/ISO oder EFQM8)) assoziiert. Mit Qualität können sowohl 
Produkte und Dienstleistungen als auch Prozesse und Verfahren gemeint sein. Im Gegensatz zur 
industriellen Fertigung gibt es im Rahmen von Projektarbeit kaum messbare Größen, die eine 
unabhängige und allseits anerkannte Definition erlauben. Die Forderungen sind hoch und wir sollten 
uns ihnen stellen. Wenn von Qualität gesprochen wird, so sollte erst darauf hingewiesen werden, dass 
damit systematische Verfahren und Vorgehensweisen gemeint sind. Sie beziehen sich auf die 
Planung, das Setting, den Ablauf und letztlich auf das Ergebnis.9) D.h. Projektverantwortliche müssen 
in die Lage versetzt werden 
 
- Kriterien und Indikatoren für ein bestimmtes Produkt zu bestimmen; 
- geeignete Instrumente zu entwickeln, mit denen die formulierten Kriterien erfasst werden können und 

schließlich 



- die Planung und die Maßnahmen daran auszurichten, den definierten Kriterien möglichst nahe zu 
kommen. 

 
Dazu ist es erforderlich, die kriminalpräventive Maßnahme und das angestrebte Ziel zu definieren 
(Definitionsqualität). Dabei steht die Analyse zur Projektentwicklung an vorderer Stelle, sie beschreibt 
die geplante Intervention. 
Besonders bei der Planung und Umsetzung einer Maßnahme, eines kriminalpräventiven Projektes, 
kommt es auf die Struktur und den Prozess an (Struktur- und Prozessqualität). Mit der Struktur werden 
die Fragen nach der durchführenden Organisation und der kooperativen Verbundenheit und 
Unterstützung angesprochen. Hierunter sind solche Aspekte gemeint, die die Kommunikation und 
Information, die Personalstruktur und Vernetzung / Beteiligung / Synergien sowie Dokumentations- 
und Kontrollstruktur berühren. Wenn von Prozessen die Rede ist, dann sind die Verfahren, Methoden 
und Handlungsroutinen bei der Konzipierung, Vorbereitung, Durchführung und Reflexion 
kriminalpräventiver Aktivitäten angesprochen. 
Letztlich gilt es, das Ergebnis der Maßnahme und die Nähe/Distanz zum zuvor definierten Ziel zu 
bestimmen (Ergebnisqualität).  
Bei all der Diskussion um Qualität darf nicht vergessen werden, dass Kriminalprävention nichts mit 
industrieller Fertigung zu tun hat, sondern ein äußerst komplexes Gebilde mit unterschiedlichen 
Akteuren (Schule, Gemeinwesen, verschiedene Verwaltungen, Stadtplanung, etc.) darstellt. Aber auch 
hier gilt das Bestreben, im Sinne qualitativer Arbeit ein System zu entwickeln, welches 
Kriminalprävention noch professioneller macht. 
 
Evaluation als Austauschprozess 
 

Projektevaluation muss mit den Mitarbeitern gelebt werden. Der Sinn und Nutzen von 
Mehrarbeit wird dann deutlich, wenn tragbare Ergebnisse hervorgebracht worden sind und die 
Mitarbeiter/-innen zufriedenstellend ihren Fähigkeiten entsprechend eingebunden sind. 
Verantwortliche Evaluation darf nichts mit einer hierarchischen und ggf. autokratischen 
Durchführung zu tun haben. Sie würde keine validen Ergebnisse fördern. Evaluation hat wenig 
mit Kontrolle dafür aber viel mit Dokumentation und noch mehr mit der kollegialen 
konstruktiven Auseinandersetzung mit Projektabschnitten und letztlich mit dem interpretativen 
Umgang mit Evaluationsergebnissen zu tun. 
 
Evaluation und „Neues Steuerungsmodell“ 
Die Schlagworte sind nicht neu und sie werden immer wieder benutzt – so auch hier: „Gute Arbeit 
machen – knappe Ressourcen wirtschaftlich einsetzen – adä-quate Organisationsformen aufbauen 
und sichern“. Besonders die öffentliche Verwaltung ist im Begriff, sich den im KGST-Gutachten 
formulierten Herausforderungen (freiwillig oder erzwungen) zu stellen. Davon sind nicht nur die 
Bereiche von der Jugendhilfe bis hin zur Bau- und Ordnungsverwaltung oder auch die Polizei 
betroffen; also genau die Adressaten, die gemäß den zuvor kurz angesprochenen drei Säulen 
(Kriminal-)Prävention betreiben. Nun sind verschiedene Kernelemente wie Produkt, Produktgruppen 
und -bereiche, -plan, Controlling, Berichtswesen, Benchmarking (vergleichende Verfahren) etc. 
formuliert.  
 
Das (politisch gewollte und notwendige) Produkt der kommunalen Verwaltung heißt 
Präventionsprojekt (xy). Das gleiche Produkt herzustellen ist Aufgabe der Polizei (PDV 100). Alle 
Institutionen sind gehalten, im Rahmen eines Kontraktmanagements die Leistungen zu beschreiben 
und zu beziffern. Budgetierung ist hierbei ein Schlüsselbegriff und bedeutet die verantwortliche 
Verwaltung begrenzter Mittel.  
Damit kommen Evaluationsverfahren mit dem Namen Kosten-Nutzen-Analyse (Effizienzanalyse) oder 
Kosten-Wirkungs-Analyse (Effekivitätsanalyse) ins Spiel.  
Die Effizienzanalyse beinhaltet die Gegenüberstellung von Programmkosten und Bilanz des 
Programmergebnisses. Programmergebnisse können entweder monetär in Geldeinheit oder in 
Einheiten der Zielvariablen gemessen werden. Diese Verfahren sind umfangreich, kompliziert und in 
vielen Fällen schlicht nicht durchführbar, weil wichtige Daten fehlen, die Berechnungsgrundlage aus 
unterschiedlichen Perspektiven (Opfer-/Täter/-Präventionsperspektive) vorgenommen werden können 
und damit für sehr viel Diskussionsstoff und Verwirrung sorgen. Die Kontroversen beziehen sich auch 
auf die Diskussion, mit welchen Verfahren Programmleistungen und Wirkungen monetär bestimmbar 
sind. Dahinter steht u.a. die noch nicht geklärten Indikatoren und Definitionen von Kosten/Nutzen, die 
von vielen Rahmenbedingungen beeinflusst werden. Damit soll nicht gesagt werden, dass die 
entsprechenden Überlegungen nicht doch wichtiger Bestandteil in der Planungsphase und 
Effizienzanalysen prinzipiell tauglich sind.  



 
Dem gegenüber verlangen Effektivitätsanalysen nicht, dass Kosten und Nutzen monetarisiert werden. 
Stattdessen wird die Zielwirksamkeit auf den monetären Wert der Ressourcen bezogen, die das 
Programm kostet. So können Ergebnisse erzielt werden die aussagen, dass das Programm (1) X1 
Euro gekosten und Y1 Wirkung gezeigt und Programm (2) X2 Kosten verursacht und Y2 Wirkung 
erzielt hat. 
 
Ob Effizienz- oder Effektivitätsanalysen durchgeführt werden sollen, in beiden Fällen müssen 
Kostenstellen und Kostenarten definiert oder zumindest eine nachvollziehbare und plausible 
Einnahme-Ausgabe-Buchung (GuV oder Cash-flow) geführt werden. Die Effizienzanalyse verlangt die 
Buchung auf der Ausgaben- und Nutzen-Seite, die Effektivitätsanalyse lediglich auf der 
Ausgabenseite. Hier werden die gemessenen Effekte den Ausgaben gegenüber gestellt und bewertet. 
Auch wenn es sich hier so liest, als seien die genannten Verfahren für die Praxis schlicht nicht 
durchführbar und ausschließlich eine Aufgabe für Buchhalter/-innen, sollte dennoch im Ansatz von 
Seiten der Projektverantwortlichen der Versuch unternommen werden, Präventionsprojekte 
nachvollziehbar zu beziffern. Ein Argument hierfür sind die zunehmenden Forderungen von 
Sponsoren bitte schön nachzuweisen, was mit dem eingebrachten Geld erreicht werden konnte. 
Darüber hinaus wird zunehmend in der Öffentlichkeit von Seiten der Politik und Wissenschaft die 
Forderung erhoben, strenge Evaluationen durchzuführen. Hintergrund sind u.a. einzelne in den USA 
durchgeführten Evaluationsstudien, die belegen, dass z.T. finanziell aufwendige Präventions- und 
Sozialprogramme erst nach mehreren Jahren Wirkungen zeigen, welche die Aufwendungen 
rechtfertigen. (Wer fordert, muss auch fördern!)  
 
Abschließende Bemerkung 
Nicht nur Kriminalprävention stellt sich als ein komplexes Gebilde dar, sondern auch die anderen hier 
kurz umrissenen Themen. Sie sollten in erster Linie neugierig machen. Wichtig bei allem 
professionellen Handeln ist, diejenigen Ebenen mit einzubeziehen und zu coachen, die noch nicht so 
weit sind. Vor allem sollte ein reger Austausch über Geleistetes stattfinden (aber auch über Probleme 
und Reibungsverluste) und Wissenschaft und Praxis den aufgezeigten Weg gemeinsam gehen. 
 
 
Fußnoten: 
  1) vgl. Lamnek, Siegfried: Neue Theorien abweichenden Verhaltens, 2. Aufl. 1997, S. 214ff. Hier wird u.a. unterschieden in primäre, 

sekundäre und tertiäre Prävention. 
 Volkmann, Hans-Rüdiger und Joachim Jäger: Evaluation kriminapräventiver Projekte, Eine Grundlegung für die Praxis, Münster 

2000, S. 30f: Hier wird unterschieden in personenbezogene, situationsbezogene und kommunalbezogene Maßnahmen. 
  2) z.B. Infopol, BKA – Dokumentensammlung Prävention oder Projektdatenbank der Leitstelle „Kriminalprävention“ im Ministerium des 

Innern, Rheinland-Pfalz. 
  3) Kuntze, Gerhard: Voraussetzungen und Arbeitsschritte einer (gelingenden) Evaluation von kriminalpräventiven Projekten. Polizei-

Führungs-akademie, Münster, 2003. 
  4) Dabei ist das Thema Evaluation es erst einmal völlig losgelöst von der Frage einer internen, einer Selbstevaluation oder der 

externen Evaluation oder wissenschaftlichen Begleitung zu sehen. 
  5) vgl. Meyer, Anja/Erich Marks: (Mehr) Qualität in der Kriminalprävention, vgl. Meyer, Anja, Ruth Linssen, Erich Marks: Das Beccaria-

Projekt: Visionen für eine bessere Qualität in der Kriminalprävention, http://www.beccaria.de 
  6) „Eine Arbeitshilfe für die Evaluation, Qualitätssicherung polizeilicher Präventionsprojekte“ hrsg. Zentrale Geschäftsstelle Polizeiliche 

Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK), Stuttgart 2003; vgl. auch „Leitfaden Kommunale Kriminalprävention“, 
hrsg.v. Landespräventionsrat Nordrhein-Westfalen, 2004. 

  7) Kennzahlen sind auch Elemente aus dem Neuen Steuerungsmodell. Sie dienen der Einschätzung des jeweiligen 
Zielerreichungsgrads. 

  8) Die ISO-Norm (internationale Normenreihe) ist besonders in der Reihe 9000ff. bekannt geworden. Sie beschreibt die Standards für 
eine Zertifizierung auch für Dienstleistungsunternehmen (z.B. Krankenhäuser, Pflegedienste, etc.). EFQM = European Foundation 
for Quality Management ist eine europäische Institution mit Sitz in Brüssel. Hier werden europäisches Standards für 
Managementsysteme entwickelt (EFQM-Modell für Excellence). 

  9) vgl. Camino, Werkstatt für Fortbildung, Praxisbegleitung und Forschung im sozialen Bereich gGmbH: Qualität in der Gewalt- und 
Kriminalprävention, Berlin, o.J. (2001, d.V.). 

10) vgl. Pfeiffer, Christian: Forschung und Evaluation, Plädoyer für strenge Evaluation, http://www.beccaria.de/de/text_frameset.htm 
 

Der Verfasser ist Geschäftsführer der Opfer- und Täterhilfe Rheinhessen e.V., Adolf-Kolping-Str. 3, 
55116 Mainz; eMail: g.kuntze@outh.de  
 

 
 
 
 
 

 

http://www.beccaria.de
http://www.beccaria.de
http://www.beccaria.de/de/text_frameset.htm


    KRIMINALTECHNIK- UND WISSENSCHAFT         

 
Brandursachenermittlung – 

Erfahrung oder Wissenschaft 
 

 
Von Frank D. Stolt, Sachverständiger für Brand- und Explosionsursachenermittlung 

 
Diese etwas zugespitzte provokative Formulierung soll nicht die Erfahrung gegen die Wissenschaft 
ausspielen, sondern das ganze Spektrum der Brandursachenermittlung abstecken. Während in der 
vergangenen Zeit vor allem die langjährige Erfahrung den anerkannten Brandursachenermittler 
auszeichnete, verlangt die Zukunft immer mehr nach dem Einbezug branchenfremder Fachgebiete, 
wie z.B. der Informatik. Auch der vielseitigen kriminalistischen Disziplin der Brand-ursachenermittlung  
eröffnen sich durch moderne Technologien und neue wissenschaftliche Erkenntnisse interessante 
Möglichkeiten für die Zukunft. 
 
Erfahrung aus der Aufklärung von Branddelikten 
 
Die Brandursachenermittlung in Deutschland ist erstarrt, überwiegend an über hundertjährigen 
Ermittlungsmethoden sowie subjektiven Erfahrungen und mehr oder weniger vorhandenen 
wissenschaftlichen Kenntnissen orientiert und nicht an den Erfordernissen unserer Zeit. In der 
Bundesrepublik ereignen sich mehr als 70.000 Brände in der Industrie und Gewerbe, mehr als 
10.000 Brandstiftungen und mehr als 400 so genannte „Millionenbrände“, bei denen Millionenschäden 
zu verzeichnen waren. 
 
Es wird dabei verkannt, dass sich das Bild des Brandes heute stark verändert hat. In vielen Fällen 
haben wir keine klassischen Flammenbrände mehr, sondern wegen der vielfältig eingesetzten 
Kunststoffe gerade im Wohn- und Verwaltungsbau überwiegend Schwel- oder Glimmbrände. Hinzu 
kommt ein immer weiter ansteigender Anteil von „echten“ und „unechten“ Elektrobränden in allen 
Bereichen. Leider haben auch die Brandstiftungen weiter zugenommen. Wobei auch das Dunkelfeld – 
insbesondre bei vorsätzlichen Brandstiftungen im gewerblichen Bereich – zugenommen hat. Neue 
Produktionsverfahren, unübersichtliche Produktionsverfahren und Produktionsprozesse, die für einen 
„Außenstehenden“ nicht transparent sind, führen oft dazu, dass ein Brand für den sachbearbeitenden 
Brandfahnder zu einer Rechnung mit zu vielen „Unbekannten“ wird. 
Die These, dass die Brandursachenermittlung erstarrt ist, bedarf jedoch der Erläuterung. 
 
Blickt man zurück, so hat die Brandursachenermittlung anfangs des letzten Jahrhunderts daraus 
bestanden, dass beispielsweise Brände von hölzernen Schornsteinen oder Stroh als Dachbelag 
untersucht wurden(1).  
 
Mit der Dampfmaschine, der Industrialisierung und Urbanisierung tauchten um die Jahrhundertwende 
neue Gefahren auf. Auch die Automobilisierung brachte neue Brandgefahren, da der ungewohnte 
Umgang mit dem feuergefährlichen Treibstoff zu teils heftigen Verpuffungen und Bränden führte.  



Mit dem Aufkommen der Kinematographentheater Anfang des 20. Jahrhunderts verlief es ähnlich. 
Nachdem die ersten Veranstaltungsräume abgebrannt waren, wurden Vorschriften erlassen, um die 
Gefahren im Zusammenhang mit den leichtbrennbaren Zelluloid-Filmen und den alten 
Projektionsapparaten in den Griff zu bekommen.(2) 

 

In der Mitte und im ausgehenden 19. Jahrhundert waren Innovationen in 
der Brandursachenermittlung fast ausschließlich die Folge von negativen Erfahrungen bei 
Schadenereignissen. Jahrhunderte lang hatten Brandereignisse den Stellenwert von 
Naturkatastrophen. Der Bekämpfung und Aufklärung solcher Ereignisse war aufgrund der noch 
fehlenden Kriminaltechnik mäßiger Erfolg beschieden; Brände zur damaligen Zeit führten meistens 
zum Totalschaden des Gebäudes.  
Aber eben dieselbe beginnende Industrialisierung begleitet von Aufbruchstimmung und 
selbstbewussten Ingenieurleistungen führte auch aus dieser Lethargie der Brandursachenermittlung 
hinaus.(3) 
 
 
Neue Brandursachen – neue Methoden 
 
Im Laufe der 20er-Jahre begannen sich auch die Methoden der Brandursachenermittlung strukturell 
der Zeit anzupassen, indem sie sich gezielt an den Möglichkeiten des naturwissenschaftlichen und 
ingenieur-technischen Fortschritts orientierten. In den kriminaltaktischen und kriminaltechnischen 
Regelwerken wurden vorausblickend zunehmend auch wissenschaftliche Maßnahmen bei der 
Brandursachenermittlung (z.B. chemische Analysen) festgeschrieben.(4)  
Diese konnten als „vorkonfektionierte“ Methoden der Brandermittlung an unterschiedliche 
Brandszenerien angepasst werden. Mit dem gezielten Angebot von entsprechenden 
Weiterbildungsveranstaltungen wurden diese neuen Möglichkeiten in der Brandermittlung auch 
einem breiteren kriminalistischen Fachpublikum vorgestellt.(5) 
In jener Zeit wurde der Grundstein für ein Ingenieurwesen in der Brandursachenermittlung gelegt, 
indem es nun auf einmal bei umfangreichen Brandermittlungen und sich besonders schwierig 
gestaltenden Ermittlungen mit naturwissenschaftlichen Methoden und durch den Einsatz von 
Sachverständigen eine Ergänzung des kriminalistischen Handelns gab.  
Vielfach kamen diese Sachverständigen aus dem Bereich der Berufsfeuerwehren. Mit Entstehung der 
Berufsfeuerwehren und der Besetzung von leitenden Positionen mit Ingenieuren aus technischen 
Berufen oder dem Bauwesen wurde der oben beschriebenen veränderten Situation bei den 
Brandursachen schon längst Rechnung getragen.(6) 
 
Ab Mitte des vorigen Jahrhunderts tauchten die ersten Berechnungsmethoden im Brandschutzwesen 
auf, mit denen Sicherheitskonzepte erarbeitet oder überprüft werden konnten. Erfahrungen aus dem 
Luftschutz und den Bombennächten sowie weitere technische Innovationen im Bauwesen, im 
Bergbau und der petrolchemischen Industrie aber auch der immer schneller werdende 
naturwissenschaftlich-technische Fortschritt und die ebenso schneller werdende Übernahme dieser 
Erkenntnisse durch die Industrie führten dazu, dass es auch eine weitere „Verwissenschaftlichung“ 
und „Technisierung“ des abwehrenden Brandschutzes gab. Parallel zur beschriebenen Entwicklung 
hat sich der Brandschutz auch zur vorausschauenden Disziplin gewandelt. Man spricht denn auch 
heute richtigerweise vom vorbeugenden Brandschutz. Dieser beinhaltet nebst den baulichen 
Maßnahmen auch den technischen und den organisatorischen Brandschutz und unterscheidet sich 
speziell in Bezug auf den Zeitpunkt des Agierens vom abwehrenden Brandschutz (Feuerwehr), 
welcher erst als Reaktion auf ein Ereignis interveniert. Zwischen den beiden Gebieten bestehen 
jedoch aufgrund sachlicher Abhängigkeiten enge Verknüpfungen, da eine effiziente Brandbekämpfung 
nur sichergestellt werden kann, wenn die Einsatzkräfte auf vorbeugende Maßnahmen wie gesicherte 
Löschangriffswege, Rauchabzugseinrichtungen etc. abstellen können. 
 
Diese Entwicklung führte in vielen Ländern z.B den USA, Italien, Sowjetunion und anderen 
Ostblockländern dazu, dass die Ermittlungen der objektiven Sachverhalte (objektive 
Tatbestandsmerkmale) zur Ursache bei Bränden und Explosionen die Sache von speziell geschulten 
„Feuerwehroffizieren“ wurden. Diese brachten neben ihrem naturwissenschaftlich-technischen und 
brandschutz-technischen Wissen auch noch kriminalistisches und rechtliches Wissen mit. Eine 
ähnliche Entwicklung gab es in der DDR.(7)  
 
 
 
 



Brandschutzingenieure in der Brandermittlung 
 
Neue Erkenntnisse und Methoden aus der Naturwissenschaft und Technik haben die Kriminalistik 
allgemein in den letzten Jahren entscheidend geprägt. Man denke nur an den Siegeszug der DNS-
Analysen. Leider blieb die „hohe Schule der Kriminalistik“ (Weingart) – die Brandursachenermittlung – 
bei dieser rasanten Entwicklung scheinbar weitestgehend außen vor. 
 
Daneben gab es eine andere sich nicht weniger negativ auf die Brandermittlung auswirkende politisch 
gewollte Entwicklung. Konnte über viele Jahre hinweg die Abstinenz der Brandursachenermittlung 
vom naturwissenschaftlich-technischen Fortschritt durch die Erfahrung und das persönliche 
Engagement von Beamten bestehen, die jahrzehntelang in der Brandfahndung tätig waren. Diese so 
genannten „Bärenführer“ gaben ihr Wissen aus diesen Erfahrungen wie ein Stafettenstab an junge 
Kollegen weiter. Heute stehen Begriffe wie „Verwendungsbreite“ oder „BAO“ für eine anders 
verlaufende Entwicklung. „Junge Kollegen“ in der Brandermittlung fühlen sich zunehmend alleine 
gelassen. Kaum noch kommen ihnen diese auf jahrelangen Erfahrungen basierenden Kenntnisse 
zugute, aber auch im Studium an den Fachhochschulen führt die Brandursachenermittlung dem 
Stoffverteilungsplan geschuldet oft nur ein Schattendasein. Spezielle „Brand-Lehrgänge“ in der 
Weiterbildung sind – wenn sie überhaupt angeboten werden – ständig ausgebucht. Jedoch neben 
diesen negativen Erscheinungen kam es auch zu Aufbrüchen in der Brandursachenermittlung in 
Deutschland. Neue Impulse für die Brandursachenermittlung gab es Anfang der 90er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts. 
 
Nach dem Ende der DDR wurden eine Vielzahl der Brandursachenermittler der Feuerwehr, die nach 
einem Studium an der Fachhochschule des MdI in Heyrothsberge bei Magdeburg, an der Technischen 
Universität Magdeburg oder an der Hochschule in Moskau als Brandschutzingenieure und Offiziere 
bei der Berufsfeuerwehr tätig waren, als Beamte oder technische Angestellte in den 
kriminalpolizeilichen Dienst in den NBL übernommen.(8) Diese Kollegen waren nicht nur eine 
Bereicherung in ihren Dienststellen (vielfach bei den Landeskriminalämtern) sondern auch darüber 
hinaus. Viele Fachbeiträge in kriminalistischen Zeitschriften sind dafür der beste Beleg. Leider handelt 
es sich heute dabei biologisch und beamtenrechtlich um ein „Auslaufmodell“.  
 
Dieser sanfte aber stetige „Druck“, und die Entwicklung der letzten beiden Jahrzehnte in den USA und 
UK, führte jedoch auch zu mindestens partiell einer Öffnung der Brandursachenermittlung gegenüber 
anderen Disziplinen. Fach- und länderübergreifend begannen sich Physiker, Mathematiker, 
Informatiker und Brandschützer wissenschaftlich mit der Problematik des Brandes und des 
Brandschutzes auseinanderzusetzen.(9) 

Hinzu kam eine zunehmende Akzeptanz von computergestützen Brandsimulationsmodellen bei den 
Brandschützern sowie eine insbesondere im anglo-amerikanischen Bereich sich rasch entwickelnde 
neue ingenieur-wissenschaftliche Disziplin des „fire engineering“ mit Teilgebieten wie „fire dynamics“ 
oder „fire modelling“. 
Mit diesen Modellrechnungen kann jedoch die Realität nie als Abbild dargestellt werden, da die Physik 
stark vereinfacht werden muss, um überhaupt mathematisch erfasst werden zu können. Zur 
Verifizierung werden deshalb reale Brandereignisse, welche gut dokumentiert sind, nachgerechnet 
oder aber 1:1 - Versuche zur Überprüfung von Berechnungen durchgeführt.(10) 
 
 
Brandereignisse simulieren – Chancen und Gefahren 
 
Als Resultat stehen heute Brandsimulationsprogramme als Anwendersoftware zur Verfügung, mittels 
welchen die Auswirkungen möglicher Brandszenarien, bezogen auf die individuelle Raum- 
geometrie, rechnerisch ermittelt werden können.(11)  
Die Einflussnahme anderer Disziplinen auf die Brandursachenermittlung, ins-besondere die 
Verwissenschaftlichung des Ingenieurbrandschutzes, bergen aber auch die Gefahr – wie Beispiele 
aus den USA zeigen –, dass in euphorischer Technikgläubigkeit die exakten Simulationsergebnisse 
nur ungenügend mit der Erfahrung rückgekoppelt werden.(12) Die Folge davon sind beispielsweise 
zentimetergenau ausgewiesene Rauchschichthöhen oder Sichtweiten, obwohl die Praxis lehrt, dass je 
nach Brandszenario und Brandgut stark abweichende Verhältnisse bestehen können. Erst das 
Zusammenspiel der wissenschaftlichen Methoden mit der praktischen Erfahrung ermöglicht, mit 
realistischen Szenarien Para-meterstudien durchzuführen, welche anschließend erlauben, 
ausreichend gesicherte Prognosen zu stellen. 
 



Auch deshalb muss es in Zukunft den Brandfahnder mit seinen jahrelangen Erfahrungen und seiner 
kriminalistischen „Nase“ geben.  
 
 
Einsatzmöglichkeiten für eine Brandsimulation  
 
Die Möglichkeiten für eine sinnvolle Ergänzung von Erfahrungen durch wissenschaftliche Methoden 
soll an Hand des nachfolgenden Falles dargestellt werden.(13)   
Das Brandobjekt lag in einem Wohngebiet einer mitteldeutschen Großstadt. Es handelte sich um 
einen freistehenden Wohnblock älterer Bauart mit drei Hauseingängen. Das Brandobjekt befindet sich 
am hinteren Teil. Das Gebäude hat drei Wohngeschosse und ein teilweise zu Wohnzwecken 
ausgebautes Dachgeschoss.  
Die Wohnung mit dem Brandraum liegt direkt unter dem Dach. 
Der Brandraum war das Schlafzimmer. Vom Wohnzimmer 
führte ein Durchgang zum Schlafraum. An der Stirnseite 
befand sich ein Fenster. Die Stirnseite hat eine Höhe von 200 
cm. Die Raumhöhe steigt zur Mitte auf 230 cm an. Die 
Gesamtlänge des Raumes beträgt 400 cm, die Breite 250 cm. 
Mittig im Raum befindet sich ein stabiler Deckenbalken. 
Unterhalb des Fensters steht quer im Raum eine 
ausklappbare Schlafliege. Die Liege hat eine Breite von 150 
cm und eine Tiefe des Hauptteiles von 70 cm. Neben der 
Liege in Richtung Tür stand eine Spiegelkommode mit einer 
Nachttischlampe. Die Nachttischlampe war über eine E-
Leitung mit einer Steckdose in der linken Ecke am Fenster 
verbunden. Neben der Tür rechts stand ein Kleiderschrank. An 
der Wand neben der Tür rechts befand sich der Lichtschalter 
für die Deckenbeleuchtung. Als Deckenbeleuchtung diente 
eine Hängelampe. Links neben der Tür, vor der gemauerten 
Esse, stand ein Nachtschränkchen. Eine weitere Steckdose 
lag in der rechten Ecke der an der Stirnseite mit dem Fenster.  
Die Stellung des verkohlten Rahmens der Fensterflügel des 
Fensters an der Stirnseite des Schlafraumes sowie der 
Abbrand belegt eindeutig, dass dieses zum Brandzeitpunkt 
geöffnet war.  
Der Türrahmen der Tür zum Wohnzimmer weist starke Rußablagerungen sowie erste Brandzerrungen 
in der oberen Hälfte auf. Die Tür hatte in dem korrespondierenden Teil ebenfalls ein vergleichbares 
Spurenbild.  
Der stabile Deckenbalken mittig im Raum zeigt ebenfalls starke Rußablagerungen sowie erste 
Brandzerrungen in der oberen Hälfte. Die Wand am Kopfende der Schlafliege ist von starken 
Rußablagerungen und massiven Putzabplatzungen gekennzeichnet.  
 

 
Die Auflagen des ausgeklappten Mittel- und Fußteiles sind 
vollständig verbrannt, so dass die Stahlfederung erkennbar ist. 
Der Kleiderschrank ist im oberen Teil durch den Brand stark 
zerstört und erheblich mit Ruß belastet. Aufgrund der 
Spurenlage konnte davon ausgegangen werden, dass es zu 
keinem Flashover und zum Vollbrand kam.   
 
Die durchgeführten Brandermittlungen zum Verdacht einer 
Straftat nach § 306a StGB – schwere Brandstiftung – ergaben 
unter Berücksichtigung der Abbranderscheinungen bzw. der 
quantitativ unterschiedlichen thermischen Belastung und des 
Materialverlustes an Bauteilen und Gegenständen, die aus 
brennbaren Stoffen gefertigt sind, eine Eingrenzung des 
Brandausbruchsbereiches auf den Schlafraum der damaligen 
Wohnung der Beklagten.  
 
Eine weitergehende eindeutige Eingrenzung der 
Brandausbruchstelle (Schlafsofa – fensterseitiges Kopfende) 



war möglich. Aufgrund des Brandtrichters, der Brandzerrungen, des Brandverlaufes musste definitiv 
der Bereich des fensterseitigen Kopfendes des Schlafsofas als Brandausbruchsort gewesen sein. 

 
Aufgrund der angeführten Umstände und 
dem nachweisbaren Ausschluss anderer 
Möglichkeiten (Eliminationsverfahren) 
konnte für die Zündung nach einem 
längere Zeit andauernden Glimmbrand 
eine Wärmeübertragung durch 
Glimmstoffe (Zigarettenreste, Tabak) als 
Brandursache mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit 
angenommen werden. Entsprechend der 
Feststellung, dass die Beklagte eine 
starke Raucherin war, und den Aussagen 
der Beklagten sowie des nachweislichen 
Fehlens einer dritten Person im zeitlichen 
und örtlichen Zusammenhang mit dem 
Brandgeschehen, musste zwingend davon 

ausgegangen werden, dass die Einbringung der offenen Flamme oder Glut allein durch die Beklagte 
vorgenommen hätte werden können. Die Beklagte hatte dazu die Mittel und die Möglichkeit.  
 
Aufgrund der Tatsache, dass es noch nicht zum Flashover und anschließenden Vollbrand gekommen 
war, fanden die ermittelnden Beamten ein quasi „idealtypisches“ Spurenbild vor.  
Für die Beamten, die über die Erfahrungen von vielen Jahren in Ermittlung und Sachbearbeitung von 
Bränden verfügten, war es kein größeres Problem diese Spuren zu interpretieren und den 
Brandausbruchsbereich zu bestimmen sowie unter Anwendung des Eliminationsver- 
fahrens, die Brandursache zu klären. Der Vorgang wurde an die Staatsanwaltschaft übergeben. Im 
Gerichtsverfahren nahm der Fall jedoch eine Wende. Im Beweisverfahren wurde durch den 
Rechtsanwalt der Beklagten neben einigen Beweisanträgen auch ein Sachverständigen- 
gutachten eingebracht. Im Ergebnis wurden die Ermittlungsergebnisse der sachbearbeitenden 
Beamten in Zweifel gezogen. Absicht des Anwaltes war es die Beweiskette zu erschüttern. 
 
Der vorsitzende Richter beauftragte den Autor mit der Erstellung eines Sachverständigengutachtens 
zu den Beweisfragen und zum vorliegenden Parteiengutachten, um zu klären, ob Zigarettenglut von 
einer durch die Beklagte auf dem Schlafsofa gerauchten Zigarette die Brandursache war. Von 
besonderer Bedeutung, weil nicht geklärt und widersprüchlich, waren in diesem Zusammenhang die 
zeitlichen Abläufe vom Brandausbruch mit offener Flamme, der Brandentdeckung sowie der 
Rauchintoxikation der Beklagten. Es wurde vorgebracht, dass, wäre der Brand tatsachlich auf dem 
Schlafsofa neben der Angeklagten entstanden, hätte die Beklagte Brandverletzungen erleiden 
müssen, bzw. sie wäre zumindest durch die Hitzeentwicklung sofort nach Brandausbruch wach 
geworden. Denn die Beklagte befand sich schlafend auf dieser Schlafliege.  
 
Weiterhin erschien es unwahrscheinlich, dass die Schlafliege bereits derart stark abgebrannt war, 
dass zum Zeitpunkt, als die Beklagte erwachte bereits eine derart starke Rauchentwicklung vorlag, 
dass sie die Wohnung nicht mehr selbstständig verlassen konnte. 
Das zur computergestützten Simulationen verwendete Zonenmodell – CFAST 3.17 – wurde vom 
National Institut of Standards (NIST) nach den Richtlinien der NFPA (National Fire Protection 
Association) unter dem Namen CFAST für die Berechnung von kleineren Raumfeuern entwickelt. Das 
National Institut of Standards (NIST) ist vergleichbar mit dem Deutschen Institut für Normung (DIN). 
Das Zonenmodell wurde gewählt, weil es nur einen vertretbaren Aufwand an Eingabeparametern 
sowie Rechnerkapazität bzw. Rechenzeit erfordert und somit im vertretbaren Maß Kosten sparend ist.  
Zonenmodelle unterteilen den Brandraum und die angrenzenden Räume in aufeinander liegende 
Zonen, wobei im Brandraum selbst noch der Plume, die aufsteigenden Heißgase, mit hinzukommen. 
Zonenmodelle errechnen jeweils einheitliche Mittelwerte, beispielsweise für die Temperatur, in 
horizontaler als auch vertikaler Richtung innerhalb einer Zone.  
Diese Mittelwertbildung vereinfacht solche Modelle, macht sie auf der anderen Seite aber auch 
unpräziser. Ihre Grenzen finden Zonenmodelle bei komplexen, weitläufigen Raumstrukturen, die von 
einer einfachen kubischen Form stark abweichen, oder bei einem im Vergleich zu den 
Gebäudedimensionen kleinen Brand, also bei solchen Gebäudestrukturen, bei denen es nicht zur 
Ausbildung von Zonen kommt. Aufgrund der einfachen Raumgeometrie im vorliegenden Fall ist ein 
Zonenmodell jedoch durchaus geeignet.   



Die Ergebnisse derartiger computergestützten Simulationen dienen lediglich zur Überprüfung und 
Verifizierung der verschiedenen Hypothesen. Sie haben eigenständig keine Beweiskraft. 
  
In Beantwortung dieser Frage, ob zeitliche Rückschlüsse auf die Brandausbruchszeit auf Grund fast 
fehlenden Verbrennungen der Beklagten bedingt durch Strahlungswärme gezogen werden können, 
konnte der Autor, unter Einbeziehung der Ergebnisse aus der verwendeten Computersimulation, die 
Ermittlungsergebnisse der Beamten bestätigen und mögliche andere Hypothesen ausschließen. 
 
Nach Vorliegen des Gutachtens und dem Abschluss der mündlichen Hauptverhandlung schloss sich 
das Gericht in seiner Urteilsfindung dem vorliegenden Beweismaterials an. Gegen das Urteil wurden 
keine Rechtsmittel eingelegt.  
  
 
Fazit 
Mit der Einflussnahme von anderen naturwissenschaftlichen und ingenieurtechnischen Disziplinen 
bestände grundsätzlich die Möglichkeit, innerhalb der Brandursachenermittlung eine weitere 
Spezialisierung herbeizuführen, indem beispielsweise Simulationsberechnungen von EDV-gewohnten 
Brandschutzingenieuren ohne spezifische kriminalistische Kenntnisse in Zusammenarbeit mit 
erfahrenen kriminalpolizeilichen Brandermittlern durchgeführt würden. Die Komplexität von heutigen 
Brandermittlungen erfordert jedoch, dass sich die Praktiker zu Generalisten öffnen und die modernen 
Hilfsmittel als selbstverständliche Arbeitsinstrumente in ihre vielseitige Tätigkeit einbinden. Nur so 
lässt sich sicherstellen, dass die modernen Möglichkeiten konzeptionelle Hilfsmittel bleiben und nicht 
an die Stelle der Tatortarbeit im „Ersten Angriff“ treten. 
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elektrischer Starkstromanlagen auf dem Lande. Kiel: Landesbrandkassen-Verl., 1926. (Taschenbücher der Schleswig-
Holsteinischen Landesbrandkasse zur Brandverhütung; 1) 

 Das Feuerlöschwesen in der Provinz Schleswig-Holstein vom 23. Februar 1932 / [Schleswig-Holstein / Oberpräsident] Ibbeken 
1932. 

 Berndt, A.: Zur Entstehung des Reichstagsbrandes. Eine Untersuchung über den Zeitablauf, in: VfZ 23, 1975, 77-90, hat die 
Zweifel an Lubbes alleiniger Brandlegung im Plenarsaal durch eine Neuberechnung der Zeiten auszuräumen versucht, die 
allerdings kritischer Nachprüfung nicht standhält (siehe Karl Stephan, Brandentstehung und Brandablauf, in: Hofer u. a., 
Reichstagsbrand, Bd. 2, 252-262, Neuausg. 130-140). Insbesondere sind Berndts verschiedene, einmal vom Beginn, einmal vom 
Ende her gerechnete Zeitreihen untereinander nicht in Deckung zu bringen. 

 Kugler, F.: Das Geheimnis des Reichstagsbrandes. Amsterdam/Leipzig o.J. [1934], 111-113: Die Sachverständigen, 23. Oktober 
  (7) 15. Kolloquium zur Polizeigeschichte, Kolloquium zur Polizeigeschichte in Zusammenarbeit mit dem Nordelbischen Kirchenarchiv, 

Kiel 1. bis 3. Juli 2004 – Stolt, F.D.: Geschichte der Brandursachenermittlung (BUE) seit 1945 
  (8) In seiner Ausbildung hat der Autor auf verschiedenen Dienststellen diese Kollegen persönlich kennen gelernt und von ihrem 

umfangreichen Wissen profitieren können / Als Beispiel sei auf Kollegen Cicha hingewiesen. Cicha, J.: Die Ermittlung von 
Brandursachen, Boorberg-Verlag, Stuttgart – München – Hannover – Berlin – Weimar – Dresden 2004 

  (9) Im Zusammenhang wurde vor einigen Jahren eine Fachtagung des BKA zu computergestütze Brandsimulationsprogrammen unter 
Beteiligen von nichtpolizeilichen Brandschutzexperten durchgeführt.  

(10) Drysdale, D.: “Ignition: The Initiation of Flaming Combustion.” An Introduction to Fire Dynamics. John Wiley & Sons Ltd., Reprinted 
September 1986 

 Kanury, A.M.: “Ignition of Liquid Fuels.” SFPE Handbook of Fire Protection Engineering, Second Edition, P.J. DiNenno et al. eds., 
Society of Fire Protection Engineers, Boston 1995 

(11) An dieser Stelle sind nur einige dieser Modelle zu nennen: für Zonenmodelle z.B. CFAST; für Feldmodelle z.B. Smokeview FDS, 
Kobra 3-D, Fluid, Phönix 

(12) Wie problematisch der Einsatz von Computersimulationen (Kobra 3-D) noch vor 10 Jahren war, wurde bei Prozess um die 
Brandstiftung im Lübecker Asylanten-Wohnheim, auch im Fall des Safran Aid mehr als deutlich. 

(13) Aus datenschutz-rechtlichen Gründen wurde auf die Verwendung von personenbezogenen Daten bzw. örtlicher 

Anhaltspunkte verzichtet. 

 

 

 

 



 

   EINSATZBELASTUNG    
 

Polizisten in der Krise 
Berufliche Belastungen mit Hilfe von Krisenintervention und 

Supervision verarbeiten lernen 
 

 
Von Anja Smetanin, 

Pressesprecherin/Redakteurin der psychosomatischen Oberbergkliniken 
 

Jeder Polizist kennt sie: Unverarbeitete Schreckenserlebnisse, die große Stress- und 
Belastungsreaktionen auslösen. Ob beim Einsatz mit der Schusswaffe, körperlichen Angriffen oder bei 
Einsätzen mit Sterbenden und Toten – Polizeibeamte stehen immer wieder neuen Herausforderungen 
gegenüber. Viele der belastenden Situationen können tiefe Spuren in der Erinnerung hinterlassen. 
Mögliche Folgen der seelischen Last sind u.a. Angststörungen, Überforderungsgefühle, Depressionen 
bis hin zu Suchterkrankungen. Damit es erst gar nicht soweit kommt, sprechen wir in dieser Ausgabe 
über die berufsspezifischen Belastungen von Polizeibeamten, sowie den Möglichkeiten belastende 
Einsätze zu verarbeiten. Ein besonderes Augenmerk haben wir dabei auf die psychosomatischen 
Therapiemöglichkeiten und ihre Erfolgschancen gelegt. 
 
Situation von Polizeibeamten  
Jeder von uns weiß: Es gibt Erfahrungen, welche so tief in das Gefühl einschneiden, dass selbst wir 
Polizisten sie mit erlernten, schützenden Strategien nicht mehr allein bewältigen können. In unserem 
Berufsalltag gefährden wir nicht selten unser eigenes Leben, werden konfrontiert mit den Abgründen 
der Gesellschaft und müssen zudem persönliche Beschimpfungen hinnehmen.  
Doch anstatt die extremen Situationen zu verarbeiten, sie in Gesprächen zu reflektieren, ist es in 
unserem Beruf noch immer Gang und Gebe, diese Ereignisse zu verdrängen. Irgendwie passt es nicht 
in das vorgegebene Rollenbild. Wir sehen uns auf der einen Seite als Vertreter der Staatsautorität, als 
starkes Vorbild, andererseits haben wir auch ganz normale Ängste, Gefühle und 
Überforderungsbereiche. Doch wer gibt eine Überforderung gerne zu? Die Scham ist oft groß, wenn 
wir erkennen, dass wir das von der Öffentlichkeit geprägte „Heldenbild“ nicht in jeder Lage erfüllen 
können. Aber: Wir sollten nicht vergessen, dass unverarbeitete seelische Prozesse schwere 
gesundheitliche und soziale Folgen haben können. Unterstützung bei der Verarbeitung gibt es, auch 
wenn hier noch weiter viel getan werden muss. Zunächst einmal ist auf die vorhandenen Angebote zu 
verweisen, wie Präventionsseminare oder die Beratung durch Polizeipsychologen. Wir sollten die 
Angebote annehmen und uns öffnen. Immer mit dem Wissen – alle, auch Polizisten haben 
Gesprächsbedarf nach belastenden Einsätzen.  
 
 
 
 



Reaktionen auf besondere Belastungen 
Kritische Einsätze können Stress- und Belastungsreaktionen auslösen, diese sollten nicht verdrängt 
werden. Vorübergehendes Wegschieben entlastet zwar für den Moment, kann aber auf Dauer zu 
chronischen Gefühlen von Frustration oder auch Aggression führen. Es kann sich eine Abhängigkeit 
entwickeln. 
Nicht selten haben die betroffenen Polizisten das Gefühl nicht genug unternommen zu haben. Dieses 
Gefühl kombiniert mit (teils auch unbewussten) Schuldgefühlen, beschreiben sie dann mit den Worten 
„Ich sah alles wie in Zeitlupe“ oder „Ich hatte das Gefühl, ich stehe neben mir“. Im weiteren Dienst 
fühlen sie sich dann zunehmend überfordert, den Abstand zum Ereignis und Erholung finden sie allein 
nicht mehr. Im (allerdings seltenen) Extremfall kann das zu einer so genannten „Posttraumatischen 
Belastungsstörung“ (PTSB) oder zu einem Burn-out-Syndrom führen. Erkennungsmerkmale für ein 
PTSB sind u. a. Albträume, eine Vermeidung von Aktivitäten die an das traumatische Ereignis 
erinnern, Gereiztheit und Schlaflosigkeit. Eines der wichtigsten Symptome ist die so genannte 
„Intrusion“, auch „Flash back“ genannt: Der oder die Betroffene werden durch ein Wort, ein Geräusch 
oder einen Geruch derart an das traumatische Erlebnis erinnert, dass plötzlich alles wieder da ist: Die 
körperliche und die seelische Reaktion wiederholen sich, als sei das Geschehen erneut gegenwärtig. 
Das kann sehr qualvoll werden. Wichtig zu wissen ist, dass diese Symptome oft erst nach Wochen 
oder Monaten auftreten. Unbehandelt ist die zusätzliche Entwicklung einer Suchterkrankung, einer 
Depression oder auch einer Angsterkrankung möglich.    
Weitaus häufiger als Wut und Aggressivität ist allerdings eine gegensätzliche Reaktion und zwar der 
emotionale Rückzug. Auch hier die Gefahr: Mit dem Rückzug können sich Depressionen oder 
Angststörungen entwickeln. Anstatt sich aktiv mit dem Erlebten auseinanderzusetzen, zu reflektieren 
was ist passiert, wie habe ich mich verhalten und wie verhalte ich mich in Zukunft, wenn ich wieder in 
eine kritische Situation komme, vermeiden Beamte ein wiederholtes Durchleben der vergangenen 
Geschehnisse. Gründe hierfür sind neben dem ausgeprägten Image der starken Persönlichkeit auch 
Ängste vor disziplinarischen Maßnahmen. Nicht selten greifen Betroffene zu Alkohol oder Drogen, um 
die Angst zu verdrängen oder das Gefühl der Überforderung wegzuspülen. Doch mit dem Suchtmittel 
werden die Sorgen nicht kleiner, ganz im Gegenteil.  
 
Was kann jeder Einzelne tun? 
Prävention und Information sind die ersten Schritte um psychischen Erkrankungen erst gar nicht eine 
Chance zu geben. Hierzu gehören unter anderem die Krisenintervention und Seminare zur 
Stressbewältigung. In der fundierten Krisenintervention werden Polizeibeamte auf kritische Situationen 
vorbereitet, damit im Fall der Fälle der jeweilige Kollege die Situation einordnen und begreifen kann. 
Ziel der Lehrgänge ist es, Wissen über mögliche Reaktionen in schwierigen Situationen zu vermitteln 
sowie damit verbunden eine physische Stärke bei den Teilnehmern aufzubauen. Besuchen Sie 
regelmäßig die angebotenen Seminare und Informationsveranstaltungen zur Konflikt- und 
Stressbewältigung. 
Darüber hinaus empfehlen Ärzte und Psychologen die Einführung einer ständigen psychologischen 
Betreuung von Polizisten, etwa durch die Supervision. Diese Möglichkeit bietet der Sozialdienst der 
Polizei. Dort stehen speziell geschulte Kolleginnen und Kollegen zur Verfügung, die den Dienst aus 
eigener Er- 
fahrung gut kennen und sich das erforderliche zusätzliche Know-how angeeignet haben. Sie helfen 
Ihnen, Geschehnisse und Probleme aus der Distanz und frei vom unmittelbaren Handlungsdruck 
anzuschauen. Diese Art der Unterstützung wird von den Experten als sehr sinnvoll angesehen, da sie 
die Fähigkeit in der Auseinandersetzung mit der eigenen Person, der Rolle im Beruf und den Kollegen 
lehren, immer mit dem Ziel das berufliche Handeln zu professionalisieren. 
 
Beispielsweise werden exemplarisch Konflikte aus dem Berufsalltag thematisiert und in den Bezug zur 
„Berufsrolle“ gestellt. Das heißt, Polizisten lernen ihre Gefühle in bestimmten Situationen selbst zu 
sehen, im zweiten Schritt zu kontrollieren und daraus folgend eine bewusste, zielgerichtete 
Entscheidung zu treffen. Sie handeln also aufgrund von Erkennen und Verstehen.  
 
Hilfe nach einem Extremereignis 
Jeder, der eine extrem schwierige Situation erlebt benötigt nach dem ersten Schockzustand Hilfe. In 
erster Linie geht es um die emotionale Unterstützung. Kollegen, Familie und Freunde spielen hierbei 
eine große Rolle. Die Betroffenen sollten die Möglichkeit zu Gesprächen nutzen, für eine Klärung 
dessen, was geschehen ist. Angehörige und Freunde sollten auf die Beamten zugehen, fragen was 
sie belastet und wie man helfen kann. Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit sich an den 
sozialmedizinischen Dienst zu wenden oder an die Polizeipsychologen. Hier stehen ihnen folgende 
Hilfsangebote zur Verfügung:  
 



- Vertrauliche Gespräche zur Entlastung und Orientierungshilfe  
- Beratungen von Familienangehörigen  
- Klärung von Konflikten am Arbeitsplatz 
- polizeiinterne Selbsthilfegruppen 
- Vorbereitung von Therapiemaßnahmen und Klärung von Kostenfragen  
 
Hilfe im Notfall – psychosomatische Therapie  
Sehen Betroffene keine Möglichkeit, die bedrückenden Ereignisse mit Kollegen, Freunden oder 
Polizeipsychologen zu besprechen und gelingt es ihnen nicht, die entstandenen Probleme 
ausreichend zu verarbeiten, dann sollten sie sich nicht scheuen einen Arzt aufzusuchen.   
Es gibt Hilfsangebote von Außen. Ein Beispiel dafür ist das Angebot der Oberbergkliniken, wo 
Polizisten Lehrer und Ärzte eine Behandlung von Angst- und Abhängigkeitserkrankungen, dem Burn-
out Syndrom sowie Depressionen erfahren können.  
 
Inhalte der psychosomatischen Therapie:  
Eine stationäre Therapie (nach dem Oberbergmodell) dauert durchschnittlich sechs bis acht Wochen 
und integriert die körperlichen und seelischen Aspekte. Das 
Ziel ist, bei den Patienten nicht nur eine körperliche Stabilität herzustellen, sondern sie sollen durch 
das Wahrnehmen ihrer aktuellen Lebensgewohnheiten Einsicht in den persönlichen Zustand erlangen 
und anschließend lernen auch mit schwierigen Situationen in Zukunft besser umzugehen. 
In der ersten Phase der Behandlung erfolgt demnach eine Analyse der bestehenden Situation. 
Betroffene erhalten die Möglichkeit, sich mit ihrem derzeitigen Befinden und den langfristigen 
Veränderungen, die durch den erlebten Schreckensvorfall entstanden sind auseinander zu setzen. 
Gesprochen wird über den inneren Frust, die Aggressionen oder auch die tief im Inneren fest sitzende 
Angst.  
Dabei geht es auch darum festzustellen, was als Problem wahrgenommen wird und was die 
eigentliche Sorge ist. Auch die Frage, wie es um zwischenmenschliche Probleme steht. Was hat 
meine Lage möglicherweise mit äußeren Umständen zu tun? Wie sieht der Umgang mit meinem 
Partner oder das Verhältnis zu meinen Arbeitskollegen aus? Hinter der Klärung all dieser Fragen 
steht: Nur wenn ich mir meiner Situation selbst bewusst bin, kann ich Lebensgewohnheiten aktiv 
ändern. 
In Phase zwei werden Lösungsstrategien erarbeitet, die gesünder sind als der bisherige Lebensstil – 
d.h. Patienten erlernen situationsgerechte Verhaltensweisen, die dazu beitragen auf Geschehnisse im 
Alltag angemessen zu reagieren. Dazu gehört unbedingt auch das „Offene Gespräch“. Nur so kann es 
gelingen, den wiederkehrenden Belastungen im Beruf eines Polizisten Stand zu halten.  
Im letzten Schritt der Therapie werden die neu erlernten Verhaltensweisen geübt, bis die Patienten sie 
verinnerlicht haben. So können die Beamten in Zukunft ihren Dienst gestärkt versehen.  
 
Der Fall der Suchterkrankung  
In dem Fall, wo neben der seelischen Belastung eine Alkohol- oder Medikamentenabhängigkeit 
vorliegt, steht an erster Stelle der Entzug der Droge. Die Betroffenen müssen lernen die Krankheit zu 
akzeptieren, den Willen entwickeln, sich von der Sucht zu lösen und auch zukünftig von der Droge 
fern zu bleiben. Zur Hilfe kommt die Klärung der Frage, wozu diente der Suchtstoff mir eigentlich? Ist 
die Erkenntnis gewonnen, dass Drogen nicht helfen geht es darum Alternativen zu erarbeiten. So 
lernen Patienten während der Entwöhnungsphase verschiedene Entspannungstechniken, wie 
progressive Muskelentspannung oder autogenes Training kennen und werden wieder an den Sport 
herangeführt. Im Anschluss an eine erfolgreiche Therapie wird die ambulante Nachsorge geplant und 
organisiert. 
Unterstützt wird diese durch ein Netz aus Korrespondenztherapeuten und zahlreiche 
Selbsthilfegruppen in ganz Deutschland.  
Ein messbarer Erfolg für die positive Verarbeitung von Schreckenserlebnissen liegt in den so 
genannten Copingstrategien, oder auch bekannt als Bewältigungsstrategien. Coping meint, dass ein 
bestimmtes Verhalten angewendet wird, um Anforderungen, die einen Menschen stark beanspruchen 
zu bewältigen. Sind diese einmal erlernt, können Patienten auf zukünftige belastende Situationen 
angemessen reagieren und sich offen damit auseinandersetzen. Copingsstrategien beugen 
Weinkrämpfen, Wutausbrüchen oder Zerstörungswut vor.   
Ein Aufruf der Ärzte, die sich der Behandlung von Polizisten gewidmet haben bleibt zum Schluss: 
„Öffnen Sie sich und sprechen Sie über Probleme, Sie müssen nicht alleine damit kämpfen, jeder der 
eine Krise erfährt benötigt Hilfe, egal ob Polizist, Arzt oder U-Bahnfahrer.“ Aus einer falschen Scham 
kann sich eine schwere Krankheit entwickeln. Diese ist aber zu verhindern.  
 
 



Für weitere Informationen und 
Interviewwünsche: 
Klinische Betriebsgesellschaft Oberberg GmbH 
c/o Anja Smetanin  
Tel.: 030-28 44 55 55 
Fax: 030-28 44 55 44 
Mail: smetanin@part-of-success.de  
 
 
 
 

   RECHTSPRECHUNG    
 

Verfassungsbeschwerde gegen polizeiliche 
Überwachung mittels GPS erfolglos 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 12. April 2005 im Zusammenhang mit einem Urteil zu einer 
Verfassungsbeschwerde gegen polizeiliche Überwachung mittels GPS die nachfolgende Presseerklärung 
herausgegeben (Aktenzeichen 2 BvR 581/01). 
 
Der Zweite Senat hat die Verfassungsbeschwerde eines wegen vierfachen Mordversuchs und vier 
Sprengstoffanschlägen zu dreizehn Jahren Haft verurteilten Mitglieds der „Antiimperialistischen Zelle“ 
zurückgewiesen, aber von Strafgesetzgeber und Ermittlungsbehörden sichernde Maßnahmen gegenüber 
informationstechnischen Entwicklungen verlangt. Der Beschwerdeführer hatte sich gegen die – im 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren durchgeführte – polizeiliche Überwachung mit dem 
satellitengestützten Ortungssystem GPS und die Verwertung der aus dieser Observation gewonnenen 
Erkenntnisse gewandt. (Wegen der Einzelheiten des zugrunde liegenden Sachverhalts wird auf die 
Pressemitteilung Nr. 90/2004 vom 29. September 2004 verwiesen.) 
 
Der Entscheidung liegen im Wesentlichen folgende Erwägungen zu Grunde: 
Gesetzliche Grundlage für Beweiserhebungen unter Einsatz des GPS und die anschließende Verwertung 
dieser Beweise ist § 100c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Strafprozessordnung (StPO). Die Vorschrift ist 
verfassungsgemäß. Sie ist hinreichend bestimmt, insbesondere ist das in der Norm verwendete Merkmal 
„besondere für Observationszwecke bestimmte Mittel“ genügend konkretisiert. Das Bestimmtheitsgebot 
verlangt vom Gesetzgeber, dass er technische Eingriffsinstrumente genau bezeichnet. Es verlangt aber 
keine gesetzlichen Formulierungen, die jede Einbeziehung kriminaltechnischer Neuerungen ausschließen. 
Wegen des schnellen und für den Grundrechtsschutz riskanten informationstechnischen Wandels muss der 
Gesetzgeber die technischen Entwicklungen aber aufmerksam beobachten und notfalls durch ergänzende 
Rechtssetzung korrigierend eingreifen. Der Anwendungsbereich des Merkmals „besondere für 
Observationszwecke bestimmte Mittel“ lässt sich durch Gesetzesauslegung konkretisieren. Er ergibt sich 
aus der Abgrenzung zu den Mitteln einfacher optischer Überwachungstätigkeit einerseits (§ 100 c Abs. 1 
Nr. 1a StPO) und den akustischen Überwachungs- und Aufzeichnungstechniken andererseits (§ 100 b Abs. 
1 Nr. 2 und 3 StPO): Es geht um die Ortung und Aufenthaltsbestimmung durch Beobachtung mit 
technischen Mitteln. Innerhalb dieses Bereichs hält sich die Verwendung des GPS. Die Regelung ist auch 
im Übrigen verfassungsgemäß. Eingriffe in das allgemeine Persönlichkeitsrecht durch die Verwendung von 
Instrumenten technischer Observation erreichen in Ausmaß und Intensität typischerweise nicht den 
unantastbaren Kernbereich privater Lebensgestaltung. Darüber hinaus kann durch die technische 
Observation unter Umständen ein tiefer gehender Eingriff mit Auswirkungen auf unbeteiligte Dritte – etwa 
das Abhören von Gesprächen – vermieden werden. Zu berücksichtigen ist außerdem, dass für 
längerfristige Observationen des Beschuldigten im Gesetz zusätzliche Voraussetzungen formuliert sind und 
Observationen, die mehr als einen Monat dauern, einer richterlichen Anordnung bedürfen. 
 
Schließlich bedurfte es auch keiner gesonderten gesetzlichen Regelung für einen Einsatz mehrerer 
Ermittlungsmaßnahmen zur selben Zeit. Durch allgemeine verfahrensrechtliche Sicherungen ist eine 
unzulässige „Rundumüberwachung“, mit der ein umfassendes Persönlichkeitsprofil eines Beteiligten erstellt 
werden könnte, grundsätzlich ausgeschlossen. Beim Einsatz moderner, insbesondere dem Betroffenen 
verborgener, Ermittlungsmethoden müssen die Strafverfolgungsbehörden aber mit Rücksicht auf das dem 
„additiven“ Grundrechtseingriff innewohnende Gefährdungspotential besondere Anforderungen an das 
Verfahren beachten. So ist sicher zu stellen, dass die Staatsanwaltschaft als primär verantwortlicher 
Entscheidungsträger über alle Ermittlungseingriffe informiert ist. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber zu 
beobachten, ob die bestehenden verfahrensrechtlichen Vorkehrungen auch angesichts zukünftiger 



Entwicklungen geeignet sind, den Grundrechtsschutz effektiv zu sichern und unkoordinierte 
Ermittlungsmaßnahmen verschiedener Behörden verlässlich zu verhindern. An diesen Maßstä- 
ben gemessen sind die Auslegung und Anwendung des § 100c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b StPO durch das 
Oberlandesgericht und den Bundesgerichtshof nicht zu beanstanden. Dr. Rolf Meier, 
Polizeiführungsakademie Münster, wird die Entscheidung in der nächsten Ausgabe ausführlich 
kommentieren. 
 
Herbert Klein 
 
 

   BUCHBESPRECHUNG    
 
Heinz J. Prinz: 
Schattenseiten einer Großstadt 
Polizeireport 
309 Seiten, kartoniert, 12,70 E, 
im Selbstverlag copyrigth by 
Heinrich J. Prinz, Terofalstraße 74, 80689 München, ISBN 3-00-007500-3 
 
Tod im Talayout 
Kriminalroman 
169 Seiten, kartoniert, 12,90 E, 
Verlag der Criminale 
Bestellung beim Autor 
Heinrich J. Prinz, Terofalstraße 74, 80689 München, Tel./Fax: 089/70009913 oder über den Buchhandel, 
ISBN 3-935284-72-1 
 
H. J. Prinz ist 1932 geboren und als Erster Kriminalhauptkommissar in Pension gegangen. Sein Berufsweg 
führte ihn über die Bayerische Bereitschaftspolizei, die – fernsehbekannte – Münchner Funkstreife und 
verschiedenen Verwendungen bei der Münchner Kriminalpolizei ins Bayerische Landeskriminalamt. In dem 
Polizeireport Schattenseiten einer Großstadt berichtet er kompetent und authentisch – man spürt förmlich, 
dass er das Polizeiwesen von der Pike auf erlernt hat – anhand von Fällen über den polizeilichen Alltag in 
der Bayerischen Landeshauptstadt. Seine realistischen Schilderungen beleuchten die nicht immer 
ungefährliche Arbeit von Schutz- und Kriminalpolizei einschließlich deren Fach- und Spezialdienste. In dem 
Kriminalroman Tod im Talayot lässt der Autor den Leiter einer Münchner Mordkommission mit seiner neuen 
Freundin Urlaub auf Mallorca machen. Statt unbeschwerter Ferientage findet der Münchner Kripo-Mann in 
einem prähistorischen Wehrturm eine Leiche. Bei der Toten handelt es sich um eine vermisste Münchnerin. 
Keine Frage, dass zum Leidwesen der verliebten Freundin damit die Ferientage anders verlaufen, als von 
dieser erhofft. Damit die Spannung aber anhält sei nur noch verraten, dass die Zusammenarbeit mit der 
spanischen Polizeitruppe Guardia Civil erfolgreich verläuft. Ein kurzweiliges Buch, das sich nicht nur als 
Lektüre für den kommenden Urlaub eignet. 
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